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Der Niedergang der UDSSR Anfang der 1990er Jahre und das Ende des Kon-

flikts zwischen Ost und West markieren einen Wendepunkt in der internatio-

nalen Politik. Erstmals seit Beginn des 20. Jahrhunderts wurde das internati-

onale System wieder von einer einzigen Supermacht dominiert: den Vereinig-

ten Staaten. Der Führungsanspruch der USA wird jedoch von einigen Staaten 

zunehmend in Frage gestellt. Besonders die Rising Powers China, Indien und 

Brasilien fordern stärkeren Einfluss und weitergehende Mitspracherechte auf 

internationaler Ebene ein. In der vorliegenden Thesis wird zunächst empirisch 

untersucht, wie die Vereinigten Staaten in internationalen Institutionen auf 

diese Herausforderung reagieren. Um eine ganzheitliche Analyse zu ermögli-

chen, werden sowohl Institutionen der Security Governance, als auch der Fi-

nancial & Economic Governance in die empirische Beobachtung einbezogen. 

Anschließend wird das Verhalten der USA auf Basis des strukturellen Realis-

mus und des Konstruktivismus nach Alexander Wendt erklärt. 

 

KEYWORDS: USA; Indien; Brasilien; Rising Powers; Power Transition; Governance 

Reform; System Change 
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„[…] – so muss es einen Bund von besonderer Art geben, den man den Friedensbund (foedus pacificum) 

nennen kann, der vom Friedensvertrag (pactum pacis) darin unterschieden sein würde, dass dieser 

bloß einen Krieg, jener aber alle Kriege auf immer zu endigen sucht.“ (Kant 1796: 14). 

Schon im 18. Jahrhundert forderte Immanuel Kant in seiner Schrift „Zum ewigen 

Frieden. Ein philosophischer Entwurf“ die Gründung einer internationalen Rechts- 

und Friedensgemeinschaft. Diese als föderaler Friedensbund bezeichnete internatio-

nale Institution sei laut Kant in der Lage, Rechtssicherheit, Wohlstand und Frieden 

unter den Staaten zu garantieren. Insofern ist das als Global Governance beschriebene 

Phänomen als solches keine neuartige Entwicklung in der internationalen Politik. 

Von der idealistischen Forderung, internationale Institutionen könnten den univer-

sellen Weltfrieden sichern, ist im heutigen Diskurs in den Internationalen Beziehun-

gen in diesem Ausmaß allerdings keine Rede mehr. Die Suche nach globalen Prob-

lemlösungen ist dennoch spätestens im Laufe der zweiten Hälfte des 20. Jahrhun-

derts in den Fokus der politikwissenschaftlichen Forschung gerückt worden. Insbe-

sondere vor dem Hintergrund einer progressiven internationalen Zivilgesellschaft, 

einer stärkeren Interdependenz von Industriestaaten, Entwicklungs- und Schwellen-

ländern im Rahmen der Globalisierung sowie einer ansteigenden Komplexität vieler 

Probleme, wie dem Klimawandel oder den Wirtschafts- und Finanzkrisen der letzten 

Jahre, hat der inter- und supranationale Prozess der Global Governance ebenfalls in 

der Realität einen immer höheren Stellenwert in der internationalen Politik erlangt. 

Der Aufschwung in vielen Schwellenländern führte in den letzten Jahrzehnten zu ei-

ner Verschiebung der Machtverhältnisse im internationalen System. Das seit dem 

Zusammenbruch der UDSSR unipolare Hegemonialsystem der Vereinigten Staaten 

wird auf diese Weise vor neue Herausforderungen gestellt. Sinnbildlich hierfür ist die 

in der Literatur vielfach beschriebene strategische Fokussierung der USA auf den asi-

atischen Pazifikraum, der mit Japan, China und Indien drei Rivalen um die Vormacht-

stellung in dieser Region beheimatet. Hinzu kommt, dass in vielen Bereichen der glo-

bale Führungsanspruch der Vereinigten Staaten zunehmend von einigen aufstreben-

den Staaten infrage gestellt wird. Interessant ist diese Entwicklung vor allem vor 

dem Hintergrund der Behauptung einiger Autoren, bei dem neuen Machtbewusstsein 

der aufstrebenden Staaten handle es sich um eine Führungsschwäche des Hegemons 
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USA im Zuge des als „American Decline“ bezeichneten Abstiegs der westlichen Füh-

rungsmacht (vgl. Calleo 2010: 215 ff.; Layne 2006: 7 ff.)  

Ebendiese beiden beschriebenen Entwicklungen in der internationalen Politik, die Su-

che globaler Problemlösungen auf supra- und internationaler Ebene sowie der Auf-

stieg bedeutender Schwellenländer, im Folgenden als Rising Powers bezeichnet, führen 

in Kombination schließlich zu der Mutmaßung, dass auch in internationalen Institu-

tionen globale Machtverschiebungen sichtbar und in deren Folge ein Wechsel von ei-

nem uni- zu einem bi- oder multipolaren System zu beobachten sein müsse. 

 

Angesichts der beschriebenen Entwicklungen stellt sich zunächst die Frage, wie sich 

die Vereinigten Staaten gegenüber den Rising Powers in den internationalen Instituti-

onen verhalten. Denkbar wäre bspw. eine generelle Blockadehaltung der Vereinigten 

Staaten, um zu verhindern, dass die aufstrebenden Staaten international weiter an 

Einfluss gewinnen. Immerhin ist es möglich, dass einige dieser Länder die Vormacht-

stellung der USA künftig infrage stellen werden. Welchen Einfluss haben die differen-

ten Herrschaftsformen und Regierungssysteme dieser Staaten? Westliche Einflüsse 

sind in den Gesellschaften Brasiliens und Indiens stärker spürbar als in China. Sehen 

die Vereinigten Staaten daher auch im Aufstieg demokratischer Schwellenländer, wie 

Brasilien und Indien, eine Bedrohung ihrer Vormachtstellung?  

Aus diesen Überlegungen werden im Anschluss folgende Forschungsfragen abgelei-

tet: Ist ein einheitliches Verhaltensmuster der Vereinigten Staaten auf die Heraus-

forderung der Rising Powers in den internationalen Institutionen zu erkennen? Wie ist 

dieses Verhaltensmuster mit den gängigen Theorien der Internationalen Beziehun-

gen zu erklären?  

 

Diese Fragestellungen sollen in der vorliegenden Arbeit in Form einer theoriegeleite-

ten empirischen Erklärung beantwortet werden. In Kapitel 2 – die empirische Analyse 

der US-Reaktion – wird untersucht, wie die Vereinigten Staaten in internationalen 

Institutionen auf die Rising Powers reagieren. Um eine möglichst vollständige Analyse 

des US-amerikanischen Verhaltens zu gewährleisten, soll eine große Anzahl empiri-
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scher Fälle auf ein etwaiges einheitliches Muster hin untersucht werden. Im empiri-

schen Teil der Arbeit sind daher diejenigen Fälle besonders relevant, in denen sich in 

der Vergangenheit eine Konfrontation zwischen den USA und den Rising Powers an-

gedeutet hat und die in den Rahmen des maßgeblichen Untersuchungszeitraums der 

Jahre 2000 bis 2014 inkludiert werden können. Dabei beschränkt sich die Untersu-

chung keinesfalls allein auf sicherheitspolitische Institutionen im Rahmen der sog. 

Security Governance (siehe Kapitel 2.1), wie den Sicherheitsrat der Vereinten Natio-

nen, die Responsibility to Protect und den Non-Proliferation Treaty. Aufgrund der zuneh-

menden ökonomischen Verflechtung von Industriestaaten einerseits und Entwick-

lungs- und Schwellenländern andererseits sind auch die Institutionen der Financial- 

und Economic Governance (siehe Kapitel 2.2), wie das G-System, der IWF und die WTO, 

ein wichtiger Bestandteil der vorliegenden Thesis. Denkbar ist auch eine Analyse des 

US-Verhaltens in der UN-Klimarahmenkonvention. Die Fortschritte der Klimakonfe-

renzen der letzten Jahre sind allerdings marginal und daher nicht optimal dazu ge-

eignet, die Forschungsfragen zu beantworten. Ein Resümee fasst die Ergebnisse der 

empirischen Beobachtungen schließlich zu einem Handlungsmuster zusammen 

(siehe Kapitel 2.3). 

Die wesentliche Aufgabe des Theorieteils in Kapitel 3 besteht darin, das empirische 

Handlungsmuster der Vereinigten Staaten einzuordnen und zu erklären. Grundsätz-

lich erheben alle theoretischen Hauptströmungen innerhalb der Internationalen Be-

ziehungen, wie der Realismus, der Neofunktionalismus, der Neoliberalismus oder der 

Konstruktivismus, für sich den Anspruch, außenpolitische Zusammenhänge logisch 

und konsistent erklären zu können. Dem strukturellen Realismus, der auf einer rati-

onalen Entscheidungsfindung unter Einbeziehung ökonomischen Denkens basiert, 

wird ein großer Erklärungswert im Bereich globaler Machtverschiebungen zuge-

schrieben, da er Macht in Form materieller Faktoren betrachtet (siehe Kapitel 3.1). 

Die Stärken des strukturellen Realismus sind jedoch zugleich seine Schwächen. In der 

Tradition rationaler Ansätze unterschätzt dieser generell den normativen Einfluss 

von Werten, Kultur und Zivilisation auf die Akteure der internationalen Politik. Dem-

entsprechend wird in Kapitel 3.2. mit dem Konstruktivismus nach Alexander Wendt 

eine Deutung des US-amerikanischen Handlungsmusters aus einer gänzlich anderen 
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Perspektive vorgenommen. Der Konstruktivismus zieht die außenpolitischen Identi-

täten der Staaten als grundlegende Faktoren für die Erklärung außenpolitischen 

Handelns heran, demgemäß wird im jeweiligen Kapitel ebenfalls auf kulturelle, histo-

rische und soziologische Einflüsse in den Gesellschaften dieser Staaten eingegangen. 

Darüber hinaus sind die Schlussfolgerungen von strukturellem Realismus und Kon-

struktivismus hervorragend dazu geeignet, sich zu ergänzen. Auch hier werden die 

theoretischen Erkenntnisse in einem abschließenden Resümee zusammengefasst 

(siehe Kapitel 3.3). 

Anschließend bewertet Kapitel 4 die empirischen und theoretischen Ergebnisse hin-

sichtlich ihrer Schlüssigkeit. Beide Paradigmen werden einander gegenübergestellt, 

um eine differenzierte und aussagekräftige Erklärung für den Umgang der USA mit 

den Rising Powers zu erhalten. Darüber hinaus soll in diesem Kapitel die Erklärungs-

kraft beider Theorien kritisch hinterfragt werden. Abschließend wird die vorliegende 

Thesis in Kapitel 5 mit einem Resümee, weitergehenden Bemerkungen und einem 

Ausblick abgerundet. 

 

Das Phänomen der aufstrebenden Staaten ist seit einigen Jahren wichtiger Bestand-

teil des wissenschaftlichen Diskurses in den Internationalen Beziehungen. Die Viel-

seitigkeit dieser Debatte zeigt sich bspw. an den differenten Begriffen, mit denen diese 

Schwellenländer in der Literatur bezeichnet werden. Als einer der ersten prägte 

Terence James O’Neill, ein britischer Ökonom und Chefvolkswirt von Goldman Sachs, 

den Ausdruck BRIC als Bezeichnung für die Schwellenländer Brasilien, Russland, In-

dien und China (O’Neill 2001). Seitdem wurde das Konzept der BRIC-Staaten vielfach 

erweitert, bspw. um Südafrika als BRICS oder mit Mexiko als BRICSAM. In den letzten 

Jahren rückten außerdem auch die „Staaten der zweiten Reihe“ wie Indonesien, Süd-

korea und Mexiko in den Fokus. Infolgedessen hat sich in wirtschaftswissenschaftli-

chen Veröffentlichungen auch der Terminus der Emerging Countries eingebürgert. Den 

politikwissenschaftlichen Aspekt dieser Debatte bilden dagegen die Begriffe Emerging 

Countries beziehungsweise Rising Powers am besten ab, denn sie stehen symbolisch für 

das gestiegene Machtbewusstsein dieser Staaten. Anders als etwa die Termini BRICS 
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oder BRICSAM1 legen diese Ausdrücke auch nicht die irrtümliche Vermutung nahe, 

dass es sich bei diesen Staaten um einen geschlossenen Staatenverbund handelt. 

Zwar treten Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika im Rahmen der jährli-

chen BRICS-Staatentreffen in einigen Bereichen durchaus als geschlossene Gruppe 

auf, dennoch können diese Staaten aufgrund einer teilweise starken Interessendiver-

genz nicht als Einheit betrachtet werden. Besonders die Einbeziehung Russlands als 

Nachfolgestaat der Supermacht UDSSR ist kritisch zu sehen, ist doch nur der Auf-

stieg der anderen klassischen Rising Powers auf der internationalen Bühne ein wirk-

lich neuartiges Phänomen. Innerhalb der Gruppe der BRICS-Staaten nimmt Russland 

zudem eine Sonderrolle ein. Die russischen Konjunkturdaten während der Finanz-

krise haben gezeigt, dass Russland anders als die anderen Rising Powers verhältnis-

mäßig stark von seinen Rohstoffexporten abhängig ist. Durch die Entdeckung neuer 

Ressourcenvorkommen und die Entwicklung neuartiger Erschließungsmethoden wie 

dem Hydraulic Fracking, werden die weltweiten Rohstoffpreise weiter sinken, was sich 

in signifikantem Ausmaß auf die russische Wirtschaftsleistung auswirken dürfte. 

Eine Studie der Bertelsmann-Stiftung stufte Russland demzufolge hinsichtlich seines 

ökonomischen, politischen und demografischen Entwicklungspotenzials als 

schwächstes Land in der Gruppe der BRIC-Staaten ein (Bertelsmann Stiftung 

2012: 2). Moskau selbst begreift den Zusammenschluss der BRICS-Staaten vorrangig 

als geopolitisches Instrument, um seine Machtposition auf internationaler Ebene 

auszubauen (vgl. Concept of participation of the Russian Federation in BRICS 2013). Süd-

afrika hingegen, das „Tor zum afrikanischen Kontinent“, ist zwar seit 2010 vollwer-

tiges Mitglied der BRICS-Staatengruppe, besitzt jedoch auf internationaler Bühne 

nicht das gleiche politische Gewicht wie die anderen Staaten. Aus den genannten 

Gründen werden im Folgenden unter den synonym verwendeten Ausdrücken 

Emerging Countries und Rising Powers ausschließlich Brasilien, Indien und China ver-

standen.  

                                                           
 

1 Der Ausdruck BRICSAM bezeichnet die Staaten Brasilien, Russland, Indien, China, Südafrika, die 

ASEAN-Länder und Mexiko. Darüber hinaus existieren je nach Veröffentlichung noch weitere Begriffs-

varianten wie BRIICS (mit Indonesien) und BRIKT (ohne China, dafür mit Korea und der Türkei). 
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Strukturelle Veränderungen des internationalen Systems und in diesem Kontext der 

Aufstieg neuer Mächte sind seit jeher ein Hauptbestandteil politikwissenschaftlicher 

Forschung. Daher findet sich auch entsprechende Literatur, die den großen drei Pa-

radigmen der Internationalen Beziehungen, dem Neorealismus, dem Konstruktivis-

mus und dem Neoliberalismus zuzuschreiben ist. Als Ausgangslage für die neorealis-

tische Analyse internationaler Systemstrukturen gelten gemeinhin die Arbeiten von 

Kenneth Waltz (vgl. Waltz 1950; Waltz 1979). Aus neorealistischer Perspektive inte-

ressant sind zudem die Arbeiten von Abramo F. K. Organski (vgl. Organski 1969; Or-

ganski/Kugler 1980). Organski hat mit seiner Power Transition Theory als einer der Ers-

ten die Abläufe eines Systemwandels in der internationalen Politik beschrieben. Au-

ßerdem erregt seit Beginn der 1990er Jahre die Analyse unipolarer Systeme, wie das 

der Vereinigten Staaten, gesteigertes Interesse (vgl. Layne 1993; Layne 2006b). Die 

Deutungskrise der realistischen Schule, welche den Zusammenbruch des bipolaren 

Systems in der internationalen Politik lediglich unzureichend erklären konnte, war 

der Durchbruch für einige alternative außenpolitische Erklärungsansätze, wie etwa 

den Konstruktivismus. In dieser Hinsicht sind die Aufsätze und Monographien von 

Alexander Wendt (Wendt 1987; Wendt 1992; Wendt 1999) erwähnenswert. Bei der 

Lektüre dieser Literatur wird ersichtlich, dass der Konstruktivismus die starren ra-

tionalen und materiellen Determinanten internationaler Politik aufbricht. 

Da speziell der Volksrepublik China die Fähigkeiten zugeschrieben werden, die domi-

nante Position der USA innerhalb der Staatengemeinschaft im internationalen Sys-

tem zu durchbrechen, beschäftigt sich ein Großteil der politikwissenschaftlichen Li-

teratur zur Power Transition primär mit dem Aufstieg der Volksrepublik (vgl. Lant-

eigne 2012; Clark 2011; Lai 2011; Chan 2005). Darüber hinaus existiert aber auch eine 

Reihe an Veröffentlichungen, deren Hauptintention darin besteht, eine Power Transi-

tion hin zu einer multipolaren Machtverteilung zu untersuchen. Dabei rücken neben 

der Volksrepublik China besonders die Staaten Indien und Brasilien in den Fokus der 

Analyse (vgl. Hart/Jones 2011; Cooper/Flemes 2013a; Schweller 2011). Insbesondere 

aus der ökonomischen Perspektive existiert jedoch auch eine Vielzahl an Forschungs-

literatur, die sich speziell mit dem Aufstieg der BRIC-Staaten beschäftigt (vgl. O’Neill 

2001). Auch der Einfluss der Rising Powers auf Themenbereiche der Global Governance 
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werden untersucht. Im Hinblick auf den Einfluss der aufsteigenden Mächte in den G8 

und den G20 sind speziell die Arbeiten von Andrew F. Cooper zu erwähnen 

(vgl. Cooper/Thakur 2013b; Cooper 2007; Cooper 2008). 

Ein unverzichtbarer Bestandteil, speziell im Hinblick auf die konstruktivistische Per-

spektive, stellen die offiziellen Strategiepapiere der US-Administration dar wie bspw. 

The National Security Strategy of the United States of America oder das Defense Strategic 

Guidance, welche einen signifikanten Einblick in die US-amerikanische Perzeption der 

jeweiligen Staaten ermöglichen. 

 

Das folgende Kapitel hat zum Ziel, die empirische Reaktion der Vereinigten Staaten 

auf die Emerging Countries in den internationalen Institutionen zu analysieren. Im Be-

reich der Sicherheit werden das U.S.-India Nuclear Agreement aus dem Jahre 2008 und 

dessen Einfluss auf den Non Proliferation Treaty, die Reformversuche im Sicherheits-

rat der Vereinten Nationen sowie Brasiliens Entwurf einer Responsibility to Protect un-

tersucht, gefolgt von einer Analyse ökonomischer Institutionen wie den G8, den G20, 

der Reform des IWF und der Entwicklungsagenda der WTO. Um optimale Übersicht-

lichkeit zu gewährleisten, werden die empirischen Fälle in Security Governance und Fi-

nancial & Economic Governance unterteilt. Dies ermöglicht zugleich zu Beginn eines je-

den Unterkapitels einen kurzen Überblick über wichtige Indikatoren für den Aufstieg 

der Rising Powers in dem jeweiligen Bereich.  

 

Stellen die aufstrebenden Staaten eine Herausforderung für den Führungsanspruch 

der Vereinigten Staaten dar? Die Staaten Brasilien, Russland, Indien und China zäh-

len zu den bevölkerungsreichsten Ländern der Welt und repräsentieren den Daten 

der Weltbank zufolge etwa 42 Prozent der Weltbevölkerung2. Daraus leitet sich ein 

deutlicher Repräsentationsanspruch ab, der in der jetzigen Situation durch interna-

tionale Institutionen wie bspw. den UN-Sicherheitsrat nur in ungenügendem Aus-

maß abgebildet wird. Betrachtet man zudem die Wachstumsraten der Bevölkerung in 

                                                           
 

2 Prozentwerte aus eigener Berechnung; Daten entnommen aus: World Data Bank 2014. 



 

8 

 

den aufstrebenden Staaten (siehe Abb. 1), kommt man zu dem Schluss, dass der Grad 

der Legitimation einiger Institutionen in Zukunft noch weiter sinken wird. Dadurch 

wächst ebenfalls der globale Druck auf die Vereinigten Staaten, die entsprechenden 

Repräsentationsansprüche von Brasilien, Russland, Indien und China zu akzeptie-

ren. 

 

Abbildung 1: Jährliche Wachstumsraten der Bevölkerung im internationalen Vergleich3 

Somit ist eindeutig, dass die BRIC-Staaten weltweit eine immer größere Rolle spielen 

werden. Der Aufstieg der Rising Powers und die damit verbunden Machtveränderun-

gen zeigen sich speziell auch im Bereich der militärischen Rüstung. Das Stockholmer 

Friedensforschungsinstitut (SIPRI) schätzt in seinem SIPRI Yearbook 2013, dass das 

weltweite Budget für Rüstungsausgaben im Jahr 2012 bei etwa 1.756 Milliarden US-

Dollar lag (SIPRI 2013: 173). Dabei gingen die Militärausgaben der Vereinigten Staa-

ten um 5,6 Prozent zurück. Dieser Rückgang ist jedoch nicht etwa einem veränderten 

Führungsanspruch zuzurechnen, sondern lässt sich vor allem auf den strikten Spar-

kurs der Vereinigten Staaten vor dem Hintergrund einer enormen Staatsverschul-

                                                           
 

3 Eigene Darstellung, Daten entnommen aus: World Data Bank 2014. 
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dung zurückführen. Trotz des sinkenden Militärbudgets bleiben die USA im interna-

tionalen Vergleich noch immer unangefochten an der Spitze dieser Statistik (siehe 

Abb. 2).  

 

Abbildung 2: Jährliche Militärausgaben im internationalen Vergleich4 

Doch im Gegensatz zu dem der USA stieg das Militärbudget in vielen aufstrebenden 

Staaten während der Jahre 2000-2012 signifikant an. Sind die Rüstungsausgaben 

von Russland bspw. nach dem Zusammenbruch der UDSSR in den Folgejahren auf 

einen historischen Tiefstwert gefallen, ist nach der nationalen Konsolidierung der 

letzten Jahre wieder ein extremer Anstieg zu beobachten. Laut SIPRI verzeichneten 

die russischen Militärausgaben im Jahr 2012 einen realen Zuwachs von 16 Prozent 

(SIPRI 2013: 142). Auch der Etat der Volksrepublik China für konventionelle Rüs-

tungsgüter ist in der Vergangenheit aufgestockt worden. Anfang 2014 verkündete 

Peking, die Militärausgaben der Volksrepublik in den nächsten Jahren weiter deutlich 

ansteigen zu lassen, „um seine Souveränität, Sicherheit und Entwicklungsinteressen ener-

gisch zu schützen“ (Süddeutsche Zeitung 2014). Das vorrangige Ziel in diesem Zusam-

menhang ist die Erneuerung veralteter Waffensysteme, um sowohl auf traditionelle 

                                                           
 

4 Eigene Darstellung; Daten entnommen aus: SIPRI Military Expenditure Database 2013. 
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militärische Bedrohungen wie auch auf asymmetrische Herausforderungen der Si-

cherheitspolitik, wie den Terrorismus, reagieren zu können. Die chinesische Aufrüs-

tungspolitik ist in der Region nicht verborgen geblieben. Auch Indien investierte in 

den letzten Jahren verstärkt in seine nationalen Streitkräfte. Besonders die indische 

Marine, welche zum Großteil noch aus sowjetischen Zeiten stammt, wird kontinuier-

lich modernisiert. Erst kürzlich gab Neu-Delhi den Erwerb eines technisch aufgerüs-

teten Flugzeugträgers von Russland bekannt. Ganz anders stellt sich die Situation 

hingegen in Südamerika dar. Die Regionalmacht Brasilien verzeichnet zwar ebenfalls 

seit einigen Jahren steigende Rüstungsetats, diese werden jedoch von den Nachbar-

staaten nicht als Bedrohung wahrgenommen (Dördrechter et al. 2010: 5). Ein Großteil 

der brasilianischen Investitionen in die Rüstung entfallen auf die Marine, welche 

nach der Entdeckung immenser Rohstoffregionen im Atlantik die Küstengewässer si-

chern soll. Diese sicherheitspolitischen Veränderungen gelten als Indikatoren für ei-

nen neuen globalen Machtanspruch der Staaten Brasilien, Indien und China. Im Fol-

genden wird untersucht, wie die Vereinigten Staaten ihre Position im Rahmen der 

Security Governance behaupten. 

 

Im Jahre 1968 wurde der Treaty on Non-Proliferation of Nuclear Weapons, kurz Non-

Proliferation Treaty (NPT) von den USA, der UDSSR und Großbritannien unterzeich-

net. War der NPT zunächst nur 25 Jahre gültig, wurde er im Jahr 1995 auf der fünften 

Überprüfungskonferenz für unbestimmte Zeit verlängert. Ziel des Vertragswerks ist 

die Nichtverbreitung und Abrüstung bestehender atomarer Bewaffnung (Müller 

2010: 1 ff.). Darüber hinaus regelt der NPT weiterhin die friedliche Nutzung der Kern-

energie, sowie deren Überwachung und versucht die Zusammenarbeit zwischen den 

Staaten unter die Kontrolle der internationalen Gemeinschaft zu stellen. Hierfür un-

terscheidet der NPT zwischen Nuclear Weapon States (NWS) und Non-Nuclear Weapon 

States (NNWS). Zu den NWS zählen alle Staaten, die zum Stichtag des 01. Januars 

1967 Kernwaffen gezündet hatten (siehe Artikel IX), also die damaligen Atommächte 

USA, UDSSR, Großbritannien, Frankreich und China. Folglich zählen alle anderen 

Staaten zu den NNWS. Aus den Artikeln I-III resultieren für NWS und NNWS unter-

schiedliche Rechte und Pflichten. Jeder NWS verpflichtet sich dazu, keine Kernwaffen 

an NNWS weiterzugeben (siehe Artikel I) und jeder NNWS im Gegenzug dazu, von 
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keinem Staat Nuklearwaffen anzunehmen (siehe Artikel II). Darüber hinaus sind die 

Kernwaffenstaaten dazu verpflichtet, ihre Nuklearwaffen abzurüsten. In Artikel IV 

wird jedem Vertragsstaat zudem ausdrücklich das Recht auf ein ziviles Atompro-

gramm zugestanden. Laut Artikel II überwacht die eigens zu diesem Zweck geschaf-

fene Internationale Atomenergie-Organisation (IAEA) mit Sitz in Wien die Einhal-

tung des NPT. Mittlerweile haben 189 Staaten das Vertragswerk unterzeichnet und 

ratifiziert. Von vier Staaten, die derzeit nicht Mitgliedsstaaten im Sinne des NPT 

sind, wird dagegen angenommen, dass sie Kernwaffen besitzen: Israel, Nordkorea, 

Pakistan und Indien. 

Zwar hat die Kernforschung in Indien mit Dr. Homi Bhabha eine lange Tradition und 

ist in ihren Anfängen durchaus mit dem Nuklearforschung der USA zu vergleichen 

(Weiss 2012: 73 ff.), dennoch kam es letztlich trotz einiger Überlegungen zu keinem 

offiziellen indischen Kernwaffenprogramm. Erst 1974 gelang es Indien erstmals, ei-

nen erfolgreichen Atomwaffentest durchzuführen. Sowohl das für die Kernspaltung 

erforderliche Deuteriumoxid, als auch der Reaktor CIRUS wurden Indien unter der 

Voraussetzung ausschließlich ziviler Nutzung im Rahmen des Programms „Atoms for 

Peace“ von den USA und Kanada geliefert (Weiss 2012: 79). Doch nach dem Regelwerk 

des NPT konnte Indien diesem nun nicht mehr als Nuclear Weapon State beitreten. Als 

Antwort auf den indischen, aus seiner Sicht ungerechtfertigten, Missbrauch zivilen 

atomaren Materials für militärische Zwecke, verabschiedete der US-Kongress den 

sog. Nuclear Non-Proliferation Act (NNPA), der strengere Exportbeschränkungen von 

atomaren Dual-Use-Gütern vorsieht und im Falle eines Missbrauchs die US-Administ-

ration zu umfassenden Wirtschaftssanktionen berechtigt (Weiss 2007: 429). Der 

NNPA führte letzten Endes dazu, dass Indien in der internationalen Nuklearordnung 

keine Rolle mehr spielte und das indische Atomwaffenprogramm zwischenzeitlich 

komplett auf Eis lag. Indien geißelte den NPT im Gegenzug als diskriminatorisches 

Regime und kritisierte die durch den Vertrag gefestigte Vormachtstellung der NWS 

(Tovish 2012: 89). Dennoch wurde das Nuklearprogramm Indiens vorerst aufgrund 

der Wirtschaftssanktionen eingestellt. 

Erst Mitte der 1990er Jahre fand das Atomprogramm als Reaktion auf chinesische 

Kernwaffentests wieder mehr Beachtung in der indischen Politik (Weiss 2007: 431). 
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Zu einer internationalen Krise kam es im Mai 1998, als Indien und Pakistan fast zeit-

gleich Kernwaffentests durchführten. Daraufhin reagierte die Clinton-Administra-

tion im Rahmen des NNPA zunächst mit tiefgreifenden Importbeschränkungen auf 

pakistanische und indische Agrargüter. Diese schadeten jedoch der US-amerikani-

schen Wirtschaft in einem derartig großen Umfang, dass die Sanktionen schon im sel-

ben Jahr wieder zurückgenommen wurden (Weiss 2007: 431). Als Kompromiss entwi-

ckelte Neu-Delhi eine Nukleardoktrin, die besagt, dass Indien im Falle einer militäri-

schen Auseinandersetzung auf einen nuklearen Erstschlag5 verzichten werde (Kück 

1999: 42 ff.). Das Schreckensszenario der Volksrepublik China als ständiges Mitglied 

des UN-Sicherheitsrats mit vollfunktionsfähigen Atomwaffen führte zur indischen 

Doktrin der minimalen Abschreckung (minimal deterrence). Die USA und Indien unter-

zeichneten in der Folge milliardenschwere Wirtschafts- und Handelsabkommen, den-

noch vermied es die Clinton-Administration zunächst, die nukleare Zusammenarbeit 

der beiden Staaten weiter zu vertiefen (Weiss 2007: 433).  

Mit Amtsübernahme durch die Bush-Administration im Januar 2001 verbesserten 

sich die indo-amerikanischen-Beziehungen merklich. Dieser Politikwechsel seitens 

Washingtons offenbart sich vor allem in einem bilateralen Nuklearabkommen, dem 

U.S.-India Civil Nuclear Agreement von 2008. Grundlage dieses Abkommen ist die Tren-

nung von zivilem und militärischem Atomprogramm (Weiss 2007: 436). Weiter ver-

pflichtet sich Neu-Delhi dazu, 60 Prozent seiner zivilen Reaktoren unter Beobachtung 

der IAEA zu stellen, eine zentrale Forderung der USA. Auch Indiens freiwilliges 

Atomtest-Moratorium bleibt vorerst bestehen (Rashid/Perkovich 2005: 5). Im Gegen-

zug dazu darf Indien mit den USA und anderen NWS über den Zugang zu spaltbarem 

Material und Technik zur Urananreicherung im Rahmen einer zivilen Nutzung ver-

handeln. Als größtes Zugeständnis von Washington an Neu-Delhi gilt jedoch, dass In-

dien sein bisheriges Atomwaffenprogramm unter der Voraussetzung beibehalten 

kann, dass dafür keine Materialien verwendet werden, die ursprünglich für eine zi-

vile Nutzung gedacht sind. Die Existenz eines Nuklearwaffenprogramms steht einer 

                                                           
 

5 Laut einigen Berichten hat die indische Regierung diese Nukleardoktrin mittlerweile inhaltlich verän-

dert, indem sie erklärte, nicht auf den Einsatz von Nuklearwaffen als Reaktion auf Angriffe mit chemi-

schen und biologischen Waffen verzichten zu wollen (Sturm 2012). 
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zwischenstaatlichen Kooperation mit den Vereinigten Staaten in diesem Bereich nun 

nicht mehr im Wege (Weiss 2007: 436).  

Zwar betonen die USA vor allem den ökonomischen Nutzen, den das U.S.-India Civil 

Nuclear Agreement für die Energiewirtschaft beider Länder hat: 

„Entry into force of this agreement will open the door for U.S. firms to 

participate in India’s civil nuclear energy, which is projected to ex-

pand dramatically in the coming years.“ (U.S. Department of State 

2008). 

Doch mit diesem bilateralen Vertrag erkennen die USA vor allem faktisch die Atom-

macht Indien an. Auch existiert nun keinerlei Veranlassung von Seiten Indiens mehr, 

in naher Zukunft den Non-Proliferation Treaty zu unterzeichnen. Trotz partieller hef-

tiger Widerstände seitens der Vertragsstaaten des NPT, wie bspw. bei der Überprü-

fungskonferenz im Jahre 2010, als sogar die Gruppe der Blockfreien Staaten (NAM) 

um Brasilien und Südafrika das amerikanische Nuklearabkommen mit Indien für ver-

tragswidrig erklären lassen wollten (Müller 2010: 12), ist die Kooperation beider 

Staaten im Bereich der zivilen Nukleartechnologie noch weiter vertieft worden. 

 

Zweifellos ist der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen (UNSC) das wohl mächtigste 

sicherheitspolitische Organ der UN, überträgt ihr Artikel 24 I der UN-Charta doch die 

„Hauptverantwortung für die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit“. 

Seit der Gründung der Vereinten Nation steht die Zusammensetzung des UNSC im-

mer wieder in der Kritik, denn diese spiegelt in ihren Grundsätzen die internationale 

Ordnung nach dem Zweiten Weltkrieg wider. Die Reformvorschläge seitdem sind aus-

gesprochen vielseitig und komplex, nur wenige haben in der Vergangenheit wirkliche 

Veränderungen nach sich gezogen und die meisten haben lediglich bewiesen, wie 

kompliziert der gesamte Reformprozess der Vereinten Nationen in der Realität ist.  

Mitte März 2005 veröffentlichte der damalige UN-Generalsekretär Kofi Annan einen 

Bericht mit dem Namen „In Larger Freedom: Towards Development, Security and Human 

Rights for All“, indem er, zu diesem Zeitpunkt für viele Beobachter überraschend, weit-

gehende Reformbestrebungen für den World Summit im Jahr 2005 forderte (vgl. An-

nan 2005). Daraufhin entwickelte sich ein mittlerweile nun schon fast ein Jahrzehnt 
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andauernder Reformprozess, bei welchem die unterschiedlichsten Resolutionsvor-

schläge diskutiert werden. An dieser Stelle soll vornehmlich auf den Reformentwurf 

der Gruppe der G4 eingegangen werden, da in dieser Gruppe neben Deutschland und 

Japan mit Brasilien und Indien zwei Rising Powers vertreten sind. Diese Staaten drän-

gen vehement auf strukturelle Veränderungen des UNSC (Swart 2013: 52) und sie 

sind nach Meinung vieler Beobachter auch diejenigen, die am ehesten von der Erwei-

terung des UNSC profitieren würden. 

Im Resolutionsentwurf A/59/L.64 aus dem Jahre 2005 schlugen die G4 vor, den UNSC 

um sechs ständige (Brasilien, Indien, Deutschland, Japan und zwei afrikanische Staa-

ten), sowie vier nicht-ständige Sitze zu erweitern (Von Freiesleben 2013: 7). Ur-

sprünglich billigte dieser Entwurf außerdem jedem ständigen Neumitglied ein abso-

lutes Vetorecht zu. Doch aus Rücksicht auf die Interessen der alten Vetomächte ver-

zichteten die G4 darauf und boten ein Moratorium dieses Vetorechts für die ersten 

12-15 Jahre an (Von Freiesleben 2013: 7). Um in der Generalversammlung eine Mehr-

heit für ihren Vorschlag zu gewinnen, versuchten die G4 in Gesprächen mit der mäch-

tigen African Group, diese von den Vorteilen ihres Resolutionsentwurfs zu überzeugen 

(Von Freiesleben 2013: 7 ff.).  

Die Reaktion der Permanent Five (P5), also der alten Vetomächte USA, Russland, 

China, Großbritannien und Frankreich, auf den Reformvorschlag der G4 fiel nicht ho-

mogen aus (Swart 2013: 52). Während die Volksrepublik China im April 2005 andeu-

tete, dass aus ihrer Sicht die Zeit für eine Erweiterung des UNSC generell noch nicht 

reif sei, sprachen sich die Vereinigten Staaten zunächst für eine moderate Erweite-

rung aus. Diese müsse aber (1.) die Repräsentativität (in Bezug auf regionale Macht-

verhältnisse), (2.) die Legitimität (im Sinne einer möglichst demokratischen Ent-

scheidungsfindung) und (3.) die Effektivität (im Sinne eines schnellen Entschei-

dungsprozesses und eines hohen Grads an compliance) des UNSC weiterhin gewähr-

leisten (Wolff 2009). Waren in der Amtszeit von US-Präsident Clinton noch Japan und 

Deutschland die aussichtsreichsten Anwärter für einen ständigen Sitz im UNSC, so 

unterstützte die amerikanische Regierung nun vor allem die Kandidatur Japans 

(Burns 2005). Nach einem Treffen mit der chinesischen UN-Vertretung, welche eine 

Kandidatur Japans und Indiens strikt ablehnt, drängten die USA jedoch die anderen 

Staaten der Generalversammlung, respektive deren Organisationseinheiten dazu, 
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den Vorschlag der G4 zurückzuweisen und zunächst die Zusammenarbeit zwischen 

Generalversammlung und UNSC in den Mittelpunkt der Reformbemühungen zu stel-

len (Von Freiesleben 2013: 8).  

Neben den Reformvorschlägen der Gruppe Uniting for Consensus (UfC), bestehend aus 

Staaten wie Argentinien, Italien und Pakistan, und der African Group wurde auch der 

Resolutionsentwurf der G4 auf dem 2005 World Summit präsentiert. Jedoch konnte 

keiner dieser drei Entwürfe auch nur annähernd die geforderte Zwei-Drittel-Mehr-

heit der UN-Generalversammlung auf sich vereinen. Am Ende scheiterte eine Eini-

gung auch an dem Widerstand der African Group, auf ein absolutes Vetorecht zu ver-

zichten sowie an dem Unwillen der USA und Chinas die Kandidaten Japan und 

Deutschland zu unterstützen (Von Freiesleben 2013: 9). Mit Scheitern des 2005 World 

Summit stockte zunächst einmal der UNSC-Reformprozess.  

Erst im Frühjahr 2009, nach vielen weiteren Beratungen und vorbereitenden Gesprä-

chen, startete die UN mit der Umwandlung ergebnisoffener Gespräche in zwischen-

staatlichen Verhandlungen zur Positionsbestimmung einen neuen Anlauf, doch es 

dauerte noch ein weiteres Jahr, ehe man sich auf die Entscheidung 62/557 als Grund-

lage für weitere Gespräche einigen konnte. Dennoch gingen besonders die G4-Staaten 

mit hohen Erwartungen in die zwischenstaatlichen Verhandlungen (Swart 2013: 27). 

Im Zentrum der Gespräche stehen seitdem folgende fünf Schlüsselfragen: (1.) die 

Größe des reformierten UNSC, (2.) die Verbesserung der regionalen Repräsentation 

innerhalb des UNSC, (3.) die Qualität der Mitgliedschaft im neuen UNSC, (4.) ein Ve-

torecht für Neumitglieder sowie (5.) die Verbesserung der Zusammenarbeit von UNSC 

und Generalversammlung. Diese fünf Problemstellungen können nicht für sich allein 

betrachtet werden, sondern sind ineinander verwoben. Besonders die Qualität der 

Mitgliedschaft und die Frage, ob es ein Vetorecht für Neumitglieder geben soll oder 

nicht sind allerdings zwischen den Verhandlungsparteien heftig umstritten.  

Mit Beginn dieser zwischenstaatlichen Verhandlungen hat sich die Haltung der USA 

zur Reform des UNSC nicht entscheidend verändert. Die Vereinigten Staaten betonen 

offiziell die Notwendigkeit einer breit angelegten und auf einen Konsens basierenden 

UNSC-Reform und sichern dieser ebenfalls ihre volle Unterstützung „at the appropri-

ate time“ (Silverberg 2005) zu. Wie ein internes Positionspapier Chinas zeigt, tritt vor 
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allem Peking innerhalb der P5 gegenüber Indien und Japan als Bremser des Reform-

prozesses in Erscheinung (Position Paper on the UN 2005), doch auch die USA können 

sich laut einiger Beobachter wohl sehr gut mit dem Status-Quo arrangieren (Swart 

2013: 52). Infolgedessen favorisieren die Vereinigten Staaten zwar eine moderate Re-

form des UNSC (Swart 2013: 53), die aus einer Erweiterung sowohl der ständigen als 

auch der nicht-ständigen Sitze besteht (diCarlo 2010). Mit konkreten Aussagen hal-

ten sich die USA dagegen weiter zurück. Diese Frage sei „country-specific“ zu beant-

worten (Swart 2013: 54; Sarwar 2011: 272) und könne überhaupt erst dann entschie-

den werden, wenn eindeutig ist, welcher Staat wirklich für einen ständigen Sitz im 

UNSC in Betracht kommt. Unter der Obama-Administration kristallisierte sich an-

fangs eine leichte Präferenz für eine Vollmitgliedschaft Indiens heraus (McDonald 

2010: 14). US-Präsident Obama konstatierte anlässlich seines Indien-Besuches vor 

dem indischen Parlament in Neu-Delhi im Jahre 2010: 

„That is why I can say today - in the years ahead, I look forward to a 

reformed UN Security Council that includes India as a permanent 

member“. (NBCNews.com 2010). 

Acht Monate später, als die G4 einen erneuten Vorstoß wagten, war von einer Unter-

stützung der Kandidatur Indiens jedoch nichts mehr zu spüren (Patrick 2011). Mög-

liche Anwärter-Staaten müssen aus US-amerikanischer Perspektive weitreichende 

Demokratie- und Menschenrechtsstandards erfüllen (Burns 2005). Faktoren wie die 

ökonomische Stärke gemessen am realen BIP, finanzielle Unterstützung der UN, mi-

litärische Kapazitäten sowie nicht zuletzt innenpolitische Stabilität sind zudem 

wichtige Kriterien, welche in die Bewertung potenzieller Beitrittskandidaten einflie-

ßen (McDonald 2010: 21). Auch sollten mögliche Neumitglieder zunächst beweisen, 

dass sie im internationalen System Führungsstärke zeigen und Verantwortung über-

nehmen können (diCarlo 2010). Gegenüber der Frage nach dem Vetorecht für Neumit-

glieder zeigten sich die USA bisher eher nicht kompromissbereit (diCarlo 2010). Den 

Statements des Under Secretary for Political Affairs, Nicolas R. Burns, zufolge soll ein 

Vetorecht ebenso nach einer Reform ausschließlich den P5 vorbehalten sein (Burns 

2005).  

Generell kann die Haltung der Vereinigten Staaten gegenüber einer Erweiterung des 

Sicherheitsrats der Vereinten Nationen tendenziell als eher abwartend charakteri-

siert werden. Anhand einiger offizieller Äußerungen lässt sich eine leichte Präferenz 
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für eine Kandidatur Indiens erkennen. Ebenso könnten die Einstellung der USA, wel-

che die Anstrengungen der G4-Staaten relativiert und die teilweise tiefgehende Un-

einigkeit über das künftige Vorgehen innerhalb der P5 nur Teil einer Strategie sein, 

die zum Ziel hat, den gesamten Erweiterungsprozess des UNSC an sich zu verlangsa-

men (Swart 2013: 52).  

 

Das Konzept der Responsibility while Protecting (RwP) stellt eine Weiterentwicklung der 

Völkerrechts-Norm Responsibility to Protect (RtoP) dar, welche in der Resolution 60/L.1 

von der Generalversammlung am 16. September 2005 erstmals verabschiedet wurde 

(A/60/L.1 2005)). Dieser Rechtsnorm zufolge trägt die internationale Staatengemein-

schaft die Verantwortung, betroffenen Staaten bei dem Schutz ihrer Zivilbevölkerung 

gegen Völkermord, ethnische Säuberungen, schwere Kriegsverbrechen und Verbre-

chen gegen die Menschlichkeit zu unterstützen. Dabei versucht die RtoP einen Mit-

telweg zwischen dem Souveränitäts-Prinzip der Staaten und dem grundlegenden hu-

manitären Normenkatalog des Völkerrechts zu finden.  

In einem Bericht aus dem Jahre 2009 formulierte der UN-Generalsekretär Ban Ki-

Mun folgende gleichwertige Kriterien für die Anwendung der RtoP, welche in der 

Folge als die Pfeiler der Schutzverantwortung bekannt wurden (Brozus/Schaller 

2013: 7): (1.) die völkerrechtliche Verantwortung jedes einzelnen Staats, seine Bevöl-

kerung vor Völkermord, ethnischen Säuberungen, schweren Kriegsverbrechen und 

Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu schützen, (2.) die Pflicht der internationalen 

Staatengemeinschaft, andere Staaten bei diesem Vorhaben zu unterstützen sowie 

(3.) der Wille der internationalen Staatengemeinschaft, im Einzelfall rechtzeitig und 

entschieden einzuschreiten, wenn ein Staat nicht Willens oder in der Lage ist, seiner 

Zivilbevölkerung den nötigen Schutz zu garantieren. Nach gängiger Lehrmeinung 

schließt dies zum einen diplomatische, humanitäre oder andere friedliche Mittel der 

Konfliktbewältigung ein, zum anderen können aber auch militärische Maßnahmen in 

Erwägung gezogen werden. Das Vorgehen bei militärischen Interventionen muss je-

doch durch Kapitel VII der UN-Charta gedeckt sein.  

Zwar hat sich die Norm der RtoP mittlerweile innerhalb der Vereinten Nationen wei-

testgehend etabliert, ihre Ausgestaltung und Weiterentwicklung ist jedoch noch nicht 



 

18 

 

vollends abgeschlossen. Auch ist die Auslegung der RtoP, vor allem im UN-Sicher-

heitsrat, nicht unumstritten, wie die unterschiedlichen Positionen der Vetomächte 

bspw. in den Sitzungen zu Libyen und Syrien in den letzten Jahren bewiesen haben. 

So verabschiedete der UN-Sicherheitsrat am 17. März 2011 die Resolution 1973 

(2011). Darin bekräftigte der UNSC die Resolution 1970 (2011), die u. a. ein Waffen-

embargo über Libyen verhängte und die massiven und systematischen Verletzungen 

der Menschenrechte verurteilte: 

“The Security Council,  

expressing grave concern at the situation in the Libyan Arab 

Jamashiriya and condemning the violence and use of force against ci-

vilians,  

deploring the gross and systematic violations of human rights, in-

cluding the repression of peaceful demonstrators, expressing deep 

concern at the deaths of civilians, and rejecting unequivocally the in-

citement to hostility and violence against the civilian population 

made from the highest level of the Libyan government, […]” 

(S/RES/1970 (2011)). 

 

Im Anschluss ermächtigte die Resolution 1973 (2011) die UN-Mitgliedsstaaten dazu, 

eine Flugverbotszone über Libyen einzurichten, um die Zivilbevölkerung und die von 

ihnen bewohnten Gebiete zu schützen. Eine Besatzung libyschen Territoriums durch 

eine ausländische Macht wurde dabei jedoch kategorisch ausgeschlossen 

(S/RES/1973 (2011)). Von den 15 Mitgliedern des UNSC stimmten zehn für die Reso-

lution, fünf enthielten sich: China, Russland, Brasilien, Deutschland und Indien. Da-

raufhin begann am 19. März 2011 ein internationaler Militäreinsatz, welcher die 

Durchsetzung einer Flugverbotszone vorsah. Die USA, Frankreich und Russland sa-

hen sich mit der Resolution 1973 (2011) hingegen dazu ermächtigt, das Gaddafi-Re-

gime zu stürzen. 

Aufgrund dieser weiten Interpretation des UN-Mandats wird das Vorgehen der Ver-

einigten Staaten und ihrer Verbündeten vielfach kritisiert. Zwar stimmten zuvor we-

der Brasilien, China, Russland oder Indien, die damals alle im UN-Sicherheitsrat sa-

ßen, offen gegen die Resolution 1973 (2011). Doch zumindest Brasilien brachte bei 

seiner Entscheidung Zweifel zum Ausdruck, ob sich der Schutz der libyschen Zivilbe-

völkerung mit einer humanitären Intervention erhöhe ließe. Die brasilianische UN-

Botschafterin Maria Luiza Riberio Viotti äußerte sich in der offiziellen Stellung-

nahme wie folgt:  
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„We are not convinced that the use of force as provided for in opera-

tive paragraph 4 of the present resolution will lead to the realization 

of our common objective – the immediate end of violence and the pro-

tection of civilians.“ (UN-Department of Public Information 2011). 

Die Mission zum Schutz der libyschen Zivilbevölkerung wandelte sich in den Augen 

der Kritiker in eine Mission zum Regimewechsel (Benner 2012: 253). Dabei störten 

sich die Gegner der Resolution 1973 (2011) zunächst nicht generell an der Bombar-

dierung der Panzer in Bengali. Erst die Ankündigung der USA, Frankreichs und Groß-

britanniens, dass der Schutz der Zivilbevölkerung Libyens nur durch einen Regime-

Change in Tripolis erreicht wird, sorgte für Bestürzung. Indiens UN-Botschafter Har-

deep Singh Puri fand für das Vorgehen des Westens klare Worte: „Libya has given R2P 

a bad name“ (Bolopion 2011). In ihrer Rede vor der UN-Generalversammlung im Sep-

tember 2011 stellte die brasilianische Präsidenten Dilma Rousseff zudem fest:  

„Much is said about the responsibility to protect; yet we hear little 

about responsibility in protecting. These are concepts that we must 

develop together.“ (Rousseff 2011). 

Eine von der brasilianischen Regierung eingesetzte nationale Arbeitsgruppe erarbei-

tete ein Konzeptpapier, welches am 9. November 2011 vor den Mitgliedern des UN-

Sicherheitsrats unter dem Titel „Responsibility while protecting: elements for the develop-

ment and promotion of a concept“ präsentiert wurde (A/66/551-S/2011/701 (2011)). Zum 

einen wird darin zwar die Wichtigkeit der drei Pfeiler der RtoP betont, zum anderen 

umfasst die RwP zusätzliche Kriterien, welche einen Missbrauch von humanitären 

Einsätzen in Zukunft verhindern sollen (Kolb 2012: 5 ff.). So sollen humanitäre Inter-

ventionen im Rahmen der RtoP etwa einer strikten Linie der politischen Unterord-

nung und einer chronologischen Sequenzierung folgen (siehe Punkt 6). Zudem soll 

laut der RwP sichergestellt werden, dass alle friedlichen Mittel bei der Lösung eines 

Konflikts ausgeschöpft wurden, ehe es zu einer militärischen Intervention kommt 

(siehe Punkt 7). Die Autorisierung des Einsatzes von Gewalt im Rahmen der Schutz-

verantwortung nach Kapitel VII der UN-Charta liegt nicht mehr allein in den Händen 

des UNSC, in speziellen Ausnahmefällen soll ebenfalls die UN-Generalversammlung 

gemäß Resolution 377 (V) entscheiden (s. Punkt 11c). 

Die Reaktionen der internationalen Gemeinschaft auf den Vorschlag Brasiliens zur 

Weiterentwicklung der RtoP waren sehr gemischt. Besonders die Vereinigten Staa-

ten, aber gleichfalls Frankreich und Großbritannien verbaten sich Kritik an ihrer 



 

20 

 

Auslegung der RtoP-Norm im Rahmen des Libyen-Konflikts und verwiesen auf das 

völkerrechtliche Mandat der Resolution 1973 (2011). Die US-Botschafterin Susanne 

Rice rechtfertigte das westliche Vorgehen bei einer offenen Debatte im UNSC zum 

Schutz der Zivilbevölkerung in bewaffneten Konflikten mit folgenden Worten:  

„The United States is proud to have taken part in the NATO-led coali-

tion that was authorized without any opposition, by the Council un-

der resolution 1973 (2011).“ (U.S. Mission to the United Nations 

2011). 

In einer informellen Aussprache bei den Vereinten Nationen im Februar 2012 lobten 

die USA dagegen zunächst die Brasilianer für ihr Vorhaben, das Konzept der RtoP zu 

stärken. Inhaltlich kritisierten sie jedoch die geforderte chronologische Trennung der 

drei Pfeiler: 

„We believe it is a grave error to equate manifest failure with strict 

chronological sequence.“ (U.S. Mission to the United Nations 2012). 

Die meist inhaltliche Kritik kann jedoch nicht verdecken, dass Brasilien, wie es mit 

seiner Initiative zur RwP gezeigt hat, neuerdings gewillt ist, als Agendasetter auf in-

ternationaler Bühne aufzutreten und so zu einem Gegenpol zu der von den USA und 

Europa dominierten Normbildung im Völkerrecht zu werden. Wie zu erwarten war, 

fiel die US-amerikanische Reaktion auf den brasilianischen Vorstoß negativ aus. 

 

In der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts waren die Vereinigten Staaten in Bezug 

auf Bruttoinlandsprodukt (BIP) und Durchschnittseinkommen die herausragende 

Wirtschaftsmacht und galten schlechthin als der Motor für die ökonomische Entwick-

lung der Welt. Nach dem Zusammenbruch der UDSSR verloren die Vereinigten Staa-

ten ihren ärgsten Konkurrenten und übten ihre ökonomische Vorherrschaft nunmehr 

unbestritten aus. Dabei propagierte Washington primär ein wirtschaftsliberales, auf 

dem freien Markt basierendes Wirtschaftssystem. Die von den USA dominierte wirt-

schaftliche Hegemonialstellung des Westens schwächte sich jedoch mit dem Erstar-

ken der sog. Emerging Markets merklich ab. Diese Staaten verzeichnen seit geraumer 

Zeit konjunkturelle Wachstumsraten von 3-10 Prozent. Abbildung 3 zeigt, dass die 

meisten westlichen Staaten von diesen Werten einer ökonomischen Entwicklung hin-

gegen sehr weit entfernt sind.  



 

21 

 

 

Abbildung 3: Jährliche Wachstumsraten des BIP im internationalen Vergleich6 

Auch stieg die Pro-Kopf-Produktion der Volksrepublik China pro Kopf zwischen den 

Jahren 1980 und 2008 im Vergleich zu den Vereinigten Staaten um etwa 6 Prozent. 

Interessant ist zudem, dass diese ökonomischen Kennzahlen ebenfalls während der 

Finanz- und Wirtschaftskrise der letzten Jahre in den Emerging Countries relativ 

stabil blieben. 

Noch vor zehn Jahren hat sich niemand für die Geldpolitik der Chinesischen Volks-

bank interessiert, heute werden die Auswirkungen von Auf- und Abwertungen an den 

Handelsplätzen in Washington D.C., New York und London sehr genau analysiert. 

Zwar ist die Weltwirtschaft auch heute noch in einem großen Ausmaß von der Geld- 

und Währungspolitik der US-Notenbank FED abhängig, doch der ökonomische Auf-

schwung in China hat die finanzwirtschaftlichen Kräfteverhältnisse inzwischen gra-

vierend verändert. Seit Anfang der 1990er Jahre wacht die chinesische Volksbank als 

oberster Währungshüter streng darüber, dass der Yuan nicht zu stark aufgewertet 

wird. Durch diese Niedrigkurspolitik sind chinesische Exportgüter im Ausland sehr 

konkurrenzfähig. Washington hat Peking demgemäß in der Vergangenheit schon 

mehrmals vorgeworfen, seine Währung künstlich abzuwerten, um seine Exporte zu 

                                                           
 

6 Eigene Darstellung; Daten entnommen aus: World Data Bank 2014. 
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steigern. Sogar von einem Währungskrieg zwischen den Vereinigten Staaten und 

China war des Öfteren die Rede. Die Überschüsse aus dem Außenhandel Chinas (siehe 

Abb. 4) landen zum einen als Devisenreserven auf dem Konto der chinesischen Zent-

ralbank, zum anderen werden sie zu einem großen Teil in US-amerikanische Staats-

anleihen investiert. Dadurch hat sich China im Laufe der Zeit zu einem der größten 

Gläubiger der Vereinigten Staaten entwickelt.  

 

Abbildung 4: Jährliche Außenhandels-Bilanzen im Vergleich7 

Auch die indische und brasilianische Wirtschaft verzeichnete in der Vergangenheit 

hohe konjunkturelle Wachstumsraten und konnten damit in großem Ausmaß auslän-

dische Direktinvestitionen anziehen. Hinzu kommt, dass sozioökonomische Fakto-

ren, wie etwa die Altersstruktur in beiden Staaten, im internationalen Vergleich, 

auch gegenüber China, sehr günstig sind. So ist bspw. der Altersdurchschnitt der in-

dischen Gesellschaft vergleichsweise niedrig. Brasilien, Russland, Indien und China 

verfügen des Weiteren über gewaltige Rohstoffvorkommen, welche in Zukunft ange-

sichts des stetig wachsenden Ressourcenhungers der Welt von eminenter Wichtigkeit 

sein werden. 

                                                           
 

7 Eigene Darstellung; Daten entnommen aus: World Data Bank 2014. 
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Diese ökonomischen Entwicklungen der letzten Jahre legen die Einschätzung nahe, 

dass sich die Schwerpunkte der globalen Wirtschaft ändern und Emerging Countries 

künftig in Konkurrenz zu den westlichen Industriestaaten stehen werden. Voraus-

sichtlich wird die Volksrepublik China schon im Jahre 2020 die Vereinigten Staaten 

als führende Wirtschaftsmacht überholt und Indien wird Japan auf den vierten Platz 

verdrängt haben (Jorgenson/Minh Vu 2013: 390). Diese ökonomischen Machtver-

schiebungen sind ebenso in den bedeutenden Institutionen der Financial & Economic 

Governance zu beobachten. Im Folgenden soll dargestellt werden, auf welche Weise die 

Vereinigten Staaten auf diese Herausforderung durch Brasilien, Indien und China re-

agieren. 

 

Die Ursprünge der G8 reichen bis in das Jahr 1975 zurück, als sich die Staats- und 

Regierungschefs Deutschlands, Frankreichs, Italiens, Japans, Großbritanniens und 

der Vereinigten Staaten auf Schloss Rambouillet trafen, um über die Auswirkungen 

der ersten Ölkrise und die Folgen des Zusammenbruchs des Wechselkurssystems von 

Bretton Woods zu beraten. Dieses, als Gruppe der Sechs (G6) gegründete, anfangs in-

formelle „Kamingespräch“ (Gnath 2007: 68), entwickelte sich in den darauffolgenden 

Jahren von einem reinen Meinungsaustausch zwischen Regierungschefs zu einem 

der weltweit bedeutendsten Foren, in denen sowohl ökonomische wie auch finanz- 

und sicherheitspolitische Themen beraten werden. Daneben spielten in den letzten 

Jahren zunehmend Herausforderungen aus den Themenbereichen Bildungs- und So-

zialpolitik, Umweltschutz und Klimawandel sowie Terrorismus eine wichtige Rolle.  

Ein Jahr nach der Gründung wurde Kanada Mitglied und aus den G6 wurden die G7. 

Im Jahr 1998 wurden die G7 mit Russland erneut um einen weiteren Mitgliedsstaat 

erweitert, von finanz- und wirtschaftspolitischen Beratungen ist Russland bisher je-

doch ausgenommen. Russlands erstmalige Übernahme des G8-Vorsitzes im Jahr 2006 

wurde jedoch von den USA heftig kritisiert (McCain 2007). Im Zuge der Krim-Krise 

und den Spannungen zwischen Russland und der Ukraine Anfang 2014 wurde sogar 

über einen Ausschluss Moskaus beraten. Daraus lässt sich ableiten, dass die Verei-

nigten Staaten die G7 als Verfechter westlicher Werte und als „Club der Demokratien“ 

sehen. In der Erklärung von Rambouillet vom 17. November 1975 heißt es: 
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„We came together because of shared beliefs and shared responsibili-

ties. We are each responsible for the government of an open, demo-

cratic society, dedicated to individual liberty and social advancement. 

Our success will strengthen, indeed is essential to, democratic socie-

ties everywhere“. (G8 Information Centre 2014). 

Die Aufnahme neuer Mitgliedsstaaten in die G8 ist nur auf Einladung hin möglich. 

Dadurch werden einige Staaten bewusst außen vor gelassen, sodass ein „Club der Rei-

chen und Exklusiven“ entstanden ist. Die Repräsentativität der G8 entspricht zudem 

nicht mehr der globalpolitischen Realität: Den Bevölkerungszahlen der Weltbank für 

das Jahr 2012 zufolge repräsentieren Brasilien, Indien und China etwa 40 Prozent der 

Weltbevölkerung, die Staats- und Regierungschefs der G8-Staaten sprechen dahinge-

gen nur für knapp 13 Prozent8. Die jüngsten Wirtschafts- und Finanzkrisen machten 

deutlich, dass zumindest die ökonomischen Herausforderungen globaler Natur nicht 

mehr allein von den Industriestaaten bewältigt werden können. Aus diesem Grund 

werden seit dem Treffen in Paris im Jahr 1989 unregelmäßig und seit dem G8-Gipfel 

in Okinawa 2000 regelmäßig Staats- und Regierungschefs von Nichtmitgliedsländern 

zu unterschiedlichen Themenschwerpunkten eingeladen. Diese Praxis wurde 2004 

nur durch den Gipfel in Sea Island unter US-amerikanischem Vorsitz unterbrochen 

(Kirton 2008: 51). 

Eine institutionelle Erweiterung der G8 hatte in den Jahren danach viele prominente 

Unterstützer, u. a. Gerhard Schröder und Tony Blair (Bradford 2008: 325). Auch Ita-

lien und Frankreich (Kirton 2008: 58) sprachen sich in dieser Zeit für eine Auswei-

tung der Mitgliedsstaaten aus. Der französische Staatspräsident Jacques Chirac 

äußerte sich am Rande des G8-Gipfels auf Sea Island wie folgt:  

„So I think that we cannot discuss major economic issues nowaday 

without discussing these issues with China, with India, Brazil, South 

Africa“. (G8 Press Briefing 2004). 

Unter dem Eindruck der gescheiterten internen Reformen und einer ausbleibenden 

Demokratisierung in Russland lehnten jedoch vor allem die Vereinigten Staaten und 

Japan die Erweiterung der G8 aus normativen Gründen entschieden ab (Gnath/Rei-

mers 2009: 10; Bradford 2008: 328, Kirton 2008: 46). Eine Aufnahme der Volksre-

publik China ist aus der Sicht dieser G7-Staaten mit den Grundwerten der G8 aus 

                                                           
 

8 Eigene Berechnung. Daten entnommen aus: World Data Bank 2014. 
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dem Jahre 1975 nicht vereinbar (Cooper 2007: 8). Eine Mitgliedschaft der Demokra-

tien Indien und Brasiliens dagegen ist ohne eine Einbindung Chinas nicht denkbar. 

Zudem würde eine größere Staatengruppe den engen, informellen Charakter der Ge-

spräche und den angestrebten Konsens in einigen Sachfragen gefährden (Kirton 

2008: 63). 

Neuen Schwung erhielten die G8 im Jahr 2007 durch den von Gastgeber Deutschland 

initiierten Heiligendamm-Prozess (HP). Der HP hatte zum Ziel, eine stärkere und dau-

erhafte Kooperation zwischen Industrie- und Schwellenländern in wichtigen The-

menbereichen zu erreichen. Zuvor hatten sich die sog. Outreach Five (O5) mit den Mit-

gliedern Brasilien, Indien, China, Mexiko und Südafrika gegründet. In einem weiteren 

Schritt wurden Arbeitsgruppen gebildet, die sich mit folgenden Fragestellungen be-

fassten: (1.) die Förderung und der Schutz von Innovationen, (2.) die Regelung grenz-

überschreitender Investitionen, (3.) Entwicklungshilfe, speziell in Afrika und (4.) 

Energieeffizienz und Reduktion der CO2-Emissionen. Durch das Ausklammern einiger 

wichtiger Themenbereiche gelang es dem HP, die Staaten der Outreach Five in den 

Prozess einzubeziehen, ähnlich wie auf dem Gebiet der Finanz- und Wirtschaftspoli-

tik mit Russland, ohne die G8 formal um weitere Mitgliedsstaaten zu erweitern. Die-

ses Vorgehen ist ein Anzeichen dafür, dass das Prinzip der Vollmitgliedschaft aus der 

Sicht einiger Staaten überholt ist und die Strukturen der G8 insoweit flexibel sind, 

dass sie auf verschiedenen Ebenen mit unterschiedlichen Teilnehmern erweitert wer-

den können (Gnath 2007: 69). Auch die Vereinigten Staaten signalisierten Unterstüt-

zung für den HP (Cooper 2008: 15). Mittlerweile werden die im HP definierten The-

menbereiche primär im Rahmen der G20 behandelt und so steht eine Reform der G8 

nicht mehr auf der Tagesordnung. 

 

Die Finanz- und Wirtschaftskrise in Asien, Russland und Brasilien während der Jahre 

1997-1999 wirkte sich ebenfalls in großem Maß auf die Wirtschaft in der westlichen 

Welt aus. Als Reaktion darauf realisierten die G7-Staaten USA, Großbritannien, 

Frankreich, Japan, Deutschland, Kanada und Italien, dass Maßnahmen gegen eine 

derartige Bedrohung der Weltwirtschaft nur unter Einbeziehung der Krisenländer 

selbst wirksam durchgesetzt werden können (Beeson/Bell 2009: 73). Der Politikwis-

senschaftler Robert Wade beschreibt die damalige Situation treffend, wenn er sagt, 
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dass die G7 damals zwar am Steuer der Weltwirtschaft standen, dieses jedoch nicht 

mehr mit dem Ruder verbunden war (Wade 2008: 7). Am 25. September 1999 erklär-

ten die Finanzminister und Zentralbank-Präsidenten der G7-Staaten: 

„In addition […] we propose to establish a new mechanism for infor-

mal dialogue in the framework of the Bretton Woods institutional sys-

tem, to broaden the dialogue on key economic and financial policy is-

sues among systemically significant economies and promote cooper-

ation to achieve stable and sustainable world economic growth that 

benefits all.“ (U.S. Department of the Treasury 1999). 

Die europäischen Staaten schlugen daraufhin vor, die G7 um fünf Emerging Countries 

zu erweitern und in diesem Kreis eine neue internationale Finanzarchitektur zu dis-

kutieren (Wade 2008: 7). Kanadas Premierminister Paul Martin und der US-Finanz-

minister Lawrence Summers dagegen favorisierten eine größere und repräsentati-

vere Gruppe. (Cooper 2013b: 38; Steward 2010: 9; Wade 2011: 354). Zumindest für die 

Vereinigten Staaten war dieses Verhalten untypisch, bevorzugten die USA in inter-

nationalen Institutionen zumeist den Grundsatz „Je kleiner und unverbindlicher, desto 

besser“ (Wade 2011: 354). Der Grund für diesen Prinzipienwechsel war Wade zufolge 

für die USA mit der Hoffnung verbunden, durch die Erweiterung ebenfalls einige enge 

US-Verbündete an den Entscheidungstisch zu bekommen und so ein stärkeres Gegen-

gewicht gegenüber den überrepräsentierten EU-Staaten Großbritannien, Frankreich, 

Deutschland und Italien zu bilden (Wade 2011: 354).  

Der damalige Staatssekretär im US-Finanzministerium Timothy Geithner und sein 

deutsches Pendant Caio Koch-Weser arbeiteten daraufhin eine Liste möglicher Mit-

gliedsstaaten aus. Dafür existierten jedoch keine objektiven Kriterien wie BIP, Wert 

der Handelsbilanz oder Bevölkerung, sodass wichtige Volkswirtschaften wie Spanien, 

die Niederlande oder Norwegen nicht berücksichtigt wurden (Shorr/Wright 

2010: 182). Unter dem Leitsatz „Multilateralism of the Big“ (Vestergaard/Wade 2012) 

gründeten sich im Dezember 1999 die G20 zunächst als rein informelles Forum auf 

Ebene der Finanzminister. Mitgliedstaaten sind neben den alten G7-Staaten und der 

EU die Emerging Countries Brasilien, Russland, Indien und China, Mexiko sowie Süd-

afrika, aber auch US-Verbündete wie Australien, Saudi-Arabien, Südkorea und Ar-

gentinien. Darüber hinaus nehmen regelmäßig internationale Organisationen wie die 

Weltbank oder der IWF an den Sitzungen der G20 teil (Wouters/Ramopoulos 

2012: 763). 
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Nach dem Abflauen der Asien-Krise verloren die Finanzminister der G7-Staaten je-

doch zunehmend ihr Interesse an den G20 und schickten häufig nur noch ihre Stell-

vertreter und Staatssekretäre zu den Gipfeln (Wade 2011: 355; Wade 2008: 7). Erst 

mit der Immobilienkrise in den USA und der daraus resultierenden Finanz- und Wirt-

schaftskrise des Jahres 2008 gewann der G20-Prozess wieder an Fahrt. Parallel zum 

Heiligendamm-Prozess wurden die regelmäßigen G20-Treffen wiederbelebt und auf 

Initiative des damaligen US-Präsidenten George W. Bush zu regelmäßigen Konsulta-

tionen auf Staatschef-Ebene (G20L) aufgewertet. Seitdem verfolgt die G20L als wirt-

schaftliches Steuerungskommitee hauptsächlich zwei Ziele: zum einen die Wiederher-

stellung des globalen Wirtschaftswachstums und zum anderen die Reform der beste-

henden institutionellen Finanzarchitektur und die Regulation der Finanzmärkte. Aus 

dem Statement des zweiten Treffens der G20L im April 2009 in London: 

 „We are determined to reform and modernize the international finan-

cial institutions to ensure they can assist members and shareholders 

effectively in the new challenges they face. We will reform their man-

dates, scope and governance to reflect changes in the world economy 

and the new challenges of globalization, and that emerging and devel-

opment economies, including the poorest, must have greater voice 

and representation.“ (G20 Information Centre 2014a). 

Die Staaten der G20L vereinen etwa 85 Prozent des globalen BIP, 80 Prozent des Welt-

handels und Zwei-Drittel der Weltbevölkerung auf sich (Wouters/Ramopoulos 

2012: 768). 

Ursprünglich wurden die G20L gegründet, um die ökonomische Kooperation zwischen 

den alten Industriestaaten, den Emerging Countries und den Entwicklungsländern zu 

stärken, dennoch werden die Treffen immer noch von den Vereinigten Staaten domi-

niert (Wade 2011: 357; Steward 2010: 15; Cooper 2013: 42), auch wenn sie eher die 

Fäden im Hintergrund ziehen und die Rolle des Organisators lieber ihren Verbünde-

ten Kanada und Australien überlassen (Wade 2011: 357). Laut Wade ist es bei den 

G20L-Treffen üblich, dass das jeweilige Gastgeberland, welches zugleich der Vorsitz 

innehat, im Voraus die Gipfel-Agenda und das abschließende Communiqué mit den 

USA abstimmt. So bezeugt etwa ein Bericht des südkoreanischen Vorsitzes intensive 

Gespräche der Tagungsagenda, die von den Vereinigten Staaten entworfen wurde 

(Wade 2011: 357). Dieser Fall zeigt deutlich, dass die Entwicklungs- und Schwellen-
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länder in den G20L zwar mittlerweile eine signifikante Rolle einnehmen, die Themen-

setzung in wichtigen Punkten aber immer noch von westlichen Industrieländern, res-

pektive den Vereinigten Staaten dominiert wird. 

 

Der Internationale Währungsfond (IWF) wurde am 27. Dezember 1945 als Kompro-

miss der Pläne von Harry Dexter White und John Maynard Keynes zur Ausgestal-

tung des internationalen Finanzsystems im amerikanischen Badeort Bretton 

Woods/New Hampshire gegründet. Das ursprüngliche Ziel des IWF war es, die Durch-

setzung und Sicherung des Bretton-Woods-Abkommens zu beaufsichtigen, welches 

einen fixen Wechselkurs für US-Dollar auf Goldbasis vorsah. Im Zuge des Vietnams-

Kriegs und der Lösung des US-Dollars von der nominalen Goldbindung, brach das 

Bretton-Woods-System zusammen und der IWF, seiner Hauptaufgabe beraubt, kon-

zentrierte sich seitdem vornehmlich auf die Kreditvergabe an Schwellen- und Ent-

wicklungsländer für mittel- und langfristige Strukturanpassungsprogramme. Diese 

Kredite sind oftmals mit Bedingungen verknüpft, wie bspw. einer Kürzung der 

Staatsausgaben, der Privatisierung von öffentlichen Einrichtungen oder einer Ver-

besserung der Außenhandelsbilanz. Außerdem fördert der IWF einen möglichst freien 

internationalen Kapitalverkehr und berät seine Mitgliedsstaaten bei wirtschaftspo-

litischen Maßnahmen. 

Das operative Gremium innerhalb des IWF ist das Exekutivdirektorium. Die 24 Exe-

kutivdirektoren repräsentieren die 188 Mitgliedsstaaten9, wobei die acht größten Ge-

berländer USA, Japan, Deutschland, Frankreich, Großbritannien, China, Russland 

und Saudi-Arabien jeweils einen Direktorenposten besetzen dürfen, während die 

restlichen 16 Exekutivdirektoren von den verbliebenen Staaten gewählt werden. 

Dadurch sind die beitragsschwachen Entwicklungsländer gegenüber den Industrie-

staaten automatisch benachteiligt. Dem Exekutivdirektorium steht ein Managing Di-

rector vor, welcher einer inoffiziellen Absprache zwischen US-Amerikanern und Eu-

ropäern zufolge immer von einem Europäer gestellt wird.  

                                                           
 

9 Der Südsudan wurde am 18. April 2012 das 188 Mitglied des IWF. 
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Die wichtigen Entscheidungen werden in der Regel im Gouverneursrat getroffen, dem 

höchsten Gremium des IWF. Jedes Mitgliedsland ernennt einen Gouverneur und ei-

nen Stellvertreter, deren Stimmen mit der Höhe der Beitragszahlungen des entspre-

chenden Landes, der Quote, gewichtet werden. Außerdem erhält jedes Land 250 Ba-

sis-Stimmen zuzüglich einer Stimme für 100.000 Sonderziehungsrechte seiner Quote. 

In die Berechnung der Quoten wiederum fließen gegenwärtig Größen, wie der relative 

Anteil eines Landes am Welthandel, sein ökonomisches Gewicht sowie sein Bestand 

an Devisenreserven ein. Allein diese Formel ist in den letzten Jahren immer wieder 

Bestandteil zahlreicher Kontroversen. Die Volksrepublik China bspw., welche selbst 

große Währungsreserven besitzt, präferiert eine Änderung der Quotenformel zu-

gunsten des Bestands an Devisenreserven, während die Vereinigten Staaten vor-

nehmlich großen Wert auf die Wirtschaftskraft gemessen am BIP legen. Die Europäer 

dagegen wünschen sich bei der Quotenberechnung einen größeren Bezug auf die Au-

ßenhandelsbilanz (Hefeker 2006: 552). Beschlüsse im IWF benötigen eine Mehrheit 

von 85 Prozent. Mit einem momentanen Stimmengewicht von 17,69 Prozent verfü-

gen die Vereinigten Staaten als größte Volkswirtschaft der Welt daher über ein fakti-

sches Vetorecht.  

Seit einigen Jahren jedoch spiegelt diese Quoten-Berechnung die wirtschaftliche Re-

alität nicht mehr wider. Vor allem Staaten wie China, Indien, Brasilien und Südkorea 

sehen sich gemessen an ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit nicht in angemes-

senem Umfang repräsentiert (Siebert 2007: 13). Im Vorfeld des Treffens der G20L in 

Seoul haben sich die Finanzminister und Zentralbank-Präsidenten insofern im Herbst 

2010 auf eine Reform des IWF geeinigt. Aus dem Communiqué der Finanzminister und 

Zentralbank-Präsidenten vom 23. Oktober 2010: 

„We have reached agreement on an ambitious set of proposals to re-

form the IMF‘s quota and governance that will help deliver a more ef-

fective, credible and legitimate IMF and enable the IMF to play its role 

in supporting the operation of the international monetary and finan-

cial system.“ (G20 Information Centre 2014b). 

Der Reformentwurf sieht vor, dass etwa 6,4 Prozent der Quoten zugunsten der 

Schwellen- und Entwicklungsländer verschoben werden. Dadurch würde die Volksre-

publik China die Bundesrepublik Deutschland als drittgrößten Anteilseigner des IWF 

ablösen und die Staaten Brasilien und Indien in die Top10 der Beitragszahler aufrü-

cken. Zeitgleich soll der Kapitalstock des IWF auf 730 Milliarden US-Dollar verdoppelt 
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werden. Zudem erklärten sich die europäischen Staaten dazu bereit, zugunsten der 

Rising Powers auf zwei Sitze im Exekutivdirektorium zu verzichten. Des Weiteren be-

halten die USA mit einem Stimmgewicht von etwas über 17 Prozent ihre faktische 

Sperrminorität. 

Die dem damaligen IWF-Managing-Director Dominique Strauss-Kahn zufolge „sehr his-

torische Vereinbarung“ (Frankfurter Allgemeine Zeitung 2010) ist seitdem jedoch ins 

Stocken geraten. Der ursprüngliche Zeitplan sah vor, die Quoten- und Struktur-Re-

formen bis zur Tagung des IWF Gouverneursrats im Dezember 2012 umzusetzen. Da 

die Reformvereinbarung von den Vereinigten Staaten jedoch noch immer nicht rati-

fiziert wurde und die USA weiterhin über eine faktische Sperrminorität verfügen, ist 

bis heute ein Inkrafttreten dieser strukturellen Änderungen verhindert worden. 

Zwar wurde eine entsprechende Ratifizierung wegen des US-Präsidentschaftswahl-

kampfs 2012 zunächst verschoben, aber auch Anfang 2014 scheiterte ein weiterer 

Vorstoß der Obama-Administration am Widerstand des Kongresses, die für die Kapi-

talaufstockung nötigen finanziellen Mittel im Rahmen des Haushaltsentwurfs 2014 

zu genehmigen. Der republikanische Abgeordnete Hal Rodgers begründete die Ableh-

nung des Haushaltsentwurfs vordergründig mit einem verantwortungsvollen Um-

gang mit dem Geld des Steuerzahlers, doch Beobachter vermuten, dass bei der Ent-

scheidung nicht nur sparpolitische Argumente im Fokus standen (Rastello 2014). 

Auch an der Rolle und den Aufgaben des IWF, bspw. beim Bewältigen der europäi-

schen Finanzkrise, entsteht in den USA zunehmend generelle Kritik. So äußerte sich 

etwa der republikanische Abgeordnete Jeb Hensarling: 

„Many Americans question the wisdom of supporting the IMF and 

other multilateral financial institutions that take their hard-earned 

dollars and use them to bail out other countries.“ (Rastello 2014). 

Zwar vertritt die Demokratische Partei im Kongress eine andere Meinung, doch fak-

tisch bedeutet die Ablehnung der Republikaner das vorläufige Scheitern der Quoten- 

und Strukturreform des IWF. 

 

Die Welthandelsorganisation WTO wurde am 15. April 1994 als Nachfolgeorganisa-

tion des General Agreement on Tariffs and Trade (GATT) gegründet. Das vorrangige Ziel 

der WTO ist seitdem der Abbau von Handelsbarrieren und Protektionismus. Durch 
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eine liberale Außenhandelspolitik soll im Zusammenspiel mit Deregulierungen und 

Privatisierungen das globale Wirtschaftswachstum nachhaltig gefördert werden. Die 

WTO hat derzeit 160 Mitglieder, davon sind etwa zwei Drittel Entwicklungsländer 

(LDC). Gründungsmitglieder der WTO waren u. a. die USA, Japan, Brasilien, Indien 

und die Mitgliedsstaaten der EU. Im Jahr 2001 trat die Volksrepublik China der WTO 

bei, 2012 folgte Russland.  

Das Vertragswerk im Rahmen der WTO umfasst folgende Themenbereiche: (1.) das 

Agreement on Tariffs and Trade (GATT), (2.) das General Agreement on Trade in Services 

(GATS) sowie (3.) das Trade-Related Aspects of Intellectual Property Rights (TRIPS). Das 

höchste Organ der WTO ist die mindestens alle zwei Jahre tagende Ministerkonferenz. 

Zuständig für die laufenden Geschäfte und aktuelle Entwicklungen sind jedoch vor 

allem das Streitschlichtungsgremium (Dispute Settlement Body, DSB), das Gremium für 

die Überprüfung der Handelspolitik (Trade Policy Review Body, TPRB) sowie der Allge-

meine Rat. Das Sekretariat der WTO und der Generalsekretär haben lediglich bera-

tende Funktion. Anders als im IWF existiert bei der Stimmgewichtung keine Quoten-

regelung, etwa nach dem jeweiligen Anteil am Welthandel, sondern jeder Mitglieds-

staat hat eine Stimme. Die Entscheidungsfindung in den WTO-Gremien basiert auf 

zwei Prinzipien: dem Konsensprinzip und dem Grundsatz des „Single-Undertaking“ 

(SU). Ein Konsens ist demnach dann erreicht, wenn sich kein Mitglied explizit oder 

förmlich gegen eine Entscheidung ausspricht (Gnath et al. 2012: 5). Die Verhand-

lungsgegenstände werden seit Beginn der Uruguay-Runde immer in Themen-Pakete 

zusammengefasst. Gemäß dem SU-Prinzip werden Übereinkünfte in einzelnen Be-

schlussvorlagen erst dann verbindlich, wenn eine Einigung über das gesamte The-

menpaket erzielt wurde. Durch das Konsensprinzip und den Ansatz des SU verfügen 

alle Mitgliedsstaaten bis zum Ende der finalen Verhandlungsrunden über ein fakti-

sches Vetorecht (Knothe 2008: 14). 

Bei der Doha-Entwicklungsagenda oder kurz Doha-Runde handelt es sich um eines 

der angesprochenen Themen-Pakete. Bei ihrer vierten Ministerkonferenz 2001 in Ka-

tar vereinbarten die damaligen Mitgliedsstaaten eine neue Handelsrunde mit dem 

Ziel einer weitreichenden Liberalisierung des globalen Handels. Im Fokus stand dabei 

vornehmlich die stärkere Berücksichtigung der Probleme der Schwellen- und Ent-
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wicklungsländer, um diese mehr in die Weltwirtschaft zu integrieren. Zentrale Ver-

handlungspunkte sind dementsprechend: (1.) eine weitgehende Handelsliberalisie-

rung im Agrarsektor, (2.) eine weitere Liberalisierung des Handels mit nichtlandwirt-

schaftlichen Gütern (NAMA), (3.) eine Liberalisierung des Handels mit Dienstleistun-

gen, (4.) die Vereinbarkeit von Handel und Umwelt sowie (5.) die Klärung der WTO-

Regeln zu Subventionen und Anti-Dumping. Der Abschluss der Doha-Runde war ur-

sprünglich für das Jahr 2005 geplant, doch die Verhandlungen gestalteten sich seit-

dem sehr kompliziert.  

Die Schwellen- und Entwicklungsländer traten im Jahr 2003 auf der fünften Minis-

terkonferenz im mexikanischen Cancún erstmals als geschlossene Gruppe unter dem 

Namen G2010 auf und bildeten somit ein Gegengewicht gegenüber den bis dato domi-

nierenden Industriestaaten, die sich in der sog. Quad-Gruppe11 organisieren. Die In-

teressen der Quad-Gruppe in der WTO laufen den Anliegen der G20 in vielen Fragen 

komplett entgegen. Auf der einen Seite lehnen besonders die Vereinigten Staaten die 

von Brasilien, Indien und China geforderten Zugeständnisse zur Liberalisierung des 

Agrarsektors ab. Vertreter der US-Administration waren jedoch weiterhin nicht ge-

willt, auf die großzügige Subventionierung der amerikanischen Landwirte zu ver-

zichten (Gnath/Braml 2008: 2). Auf der anderen Seite fordern die USA eine weitrei-

chende Liberalisierung des indischen, brasilianischen und chinesischen Marktes für 

Chemie- und Maschinenbaugüter sowie Elektronik. Parallel setzten die Vereinigten 

Staaten auf bilaterale Verhandlungen mit einigen Rising Powers, um im Bereich des 

Agrarsektors zu einer Einigung zu gelangen (Bundesministerium für Technologie 

und Wirtschaft 2012: 5). Die Pattsituation in diesen beiden Bereichen bestimmte die 

Verhandlungen der letzten Jahre. So warfen sich die Vereinigten Staaten, Indien und 

China abwechselnd vor, mit einer starren Haltung den schon fast sicher geglaubten 

Kompromiss zu gefährden (Reuters 2008). Im Vorfeld der siebten Ministerkonferenz 

äußerte der US-Vertreter bei der WTO, David Shark, seinen Unmut: 

                                                           
 

10 Die G20 sind nicht zu verwechseln mit den G20L. Besonders engagierte G20 Länder in der Doha-

Runde sind die Staaten China, Mexiko, Brasilien, Argentinien, Südafrika, Ägypten, Indien, Südkorea, 

die Philippinen und Thailand. Die überwiegende Mehrheit der WTO-Mitgliedsstaaten kann dagegen aus 

Finanz- und Kapazitätsgründen an den Doha-Verhandlungen nicht aktiv teilnehmen. 
11 Zu den Mitgliedsstaaten der Quad-Gruppe zählen die USA, die EU, Kanada und Japan. 
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„Their [China’s and India’s] actions have thrown the entire Doha 

Round, the Doha Development Round, into the gravest jeopardy of its 

nearly seven year life. Unless these two members immediately re-

verse course to become problem solvers rather than obstacles to the 

round, all of us will leave Geneva empty-handed.“ (BBCNews.com 

2008). 

Dem US-Handelsvertreter Ronald Kirk zufolge sind sich die USA ihrer Verantwor-

tung innerhalb der WTO bewusst. Jedoch müssten auch aufstrebende Volkswirtschaf-

ten, wie China, Brasilien und Indien, weitergehende Zugeständnisse machen, die an-

gesichts ihrer gewachsenen Bedeutung in der Weltwirtschaft angemessen sind (Kirk 

2011). 

Nach über zehn Jahren Verhandlungen einigten sich die Mitgliedsstaaten der WTO 

im Dezember 2013 in Bali auf einen Kompromiss. Dieser beinhaltet den Abbau von 

Agrarsubventionen. Eine Sonderregelung für Indien sieht vor, dass Neu-Delhi seine 

Landwirtschaft weiterhin mit staatlichen Käufen zu festen Preisen unterstützen 

kann. Darüber hinaus sieht das sog. Bali-Paket eine Vereinfachung der Zollabwick-

lungen im internationalen Güterverkehr sowie einen besseren Zugang zu den Märk-

ten der Industrieländer für die Entwicklungsländer vor. 

 

Die untersuchten Fälle konnten zeigen, dass die Vereinigten Staaten in ihren multi-

lateralen Beziehungen uneinheitlich auf die aufstrebenden Staaten reagieren und 

zwischen den Staaten differenzieren. Insbesondere ist das Bemühen der USA erkenn-

bar, Indien in das internationale System zu integrieren.  

Zwar betonen einige offizielle Stimmen die Wichtigkeit einer Reform des UN-Sicher-

heitsrats, um der gestiegenen Bedeutung und Verantwortung der Rising Powers im in-

ternationalen System Rechnung zu tragen. Auch haben sich die Vereinigten Staaten 

anfangs mehrmals für eine Aufnahme der G4-Staaten in den UNSC ausgesprochen. 

Doch als es zur Abstimmung der G4-Erweiterungspläne kam, verweigerten die USA 

den potenziellen Neumitgliedern nicht nur ihre Unterstützung, sondern überzeugten 

sogar andere Staaten davon, ebenso gegen den Entwurf der G4 zu stimmen. Dieses 

Verhalten muss als Verhinderung einer strukturellen Reform des UNSC gewertet 

werden. Auch auf Brasiliens offensive Rolle bei der Weiterentwicklung der RtoP rea-

gierten die USA mit Ablehnung. Die Argumente der brasilianischen Regierung wur-

den ignoriert und der Vorstoß vordergründig wegen inhaltlicher Fehler abgelehnt. Es 
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erscheint so, als ob die Vereinigten Staaten einen weiteren Normunternehmer im in-

ternationalen Recht nicht akzeptieren wollen. 

Ein wenig diffiziler dagegen ist die Haltung der Vereinigten Staaten bei der Einbin-

dung der Rising Powers in das G-System. Einer strukturellen Erweiterung der G8 um 

Brasilien, Indien, China, Mexiko und Südafrika hin zu einer G13 standen die USA von 

Anfang an kritisch gegenüber. Nach den aus amerikanischer Sicht schlechten Erfah-

rungen mit der Mitgliedschaft Russlands lehnen sie die Integration weiterer autori-

tärer Regime, wie bspw. der Volksrepublik China, bis auf Weiteres ab. Eine Erweite-

rung um die demokratischen Staaten Brasilien und Indien dagegen, ist ohne eine Voll-

mitgliedschaft Pekings aus Repräsentations- und Legitimationsgründen internatio-

nal nicht vermittelbar. Ein Ausweg aus diesem Dilemma schien insofern der u. a. von 

der Bundesrepublik Deutschland initiierte Heiligendamm-Prozess zu sein, den die 

Vereinigten Staaten seit Beginn klar unterstützten. Dieser sah eine engere Koopera-

tion zwischen den G8 und den O5-Staaten in einigen fest definierten Themenberei-

chen vor. Das flexible „Ausgliedern“ von Themen aus der Agenda der G8 erzeugt bei 

einigen Beobachtern jedoch den Eindruck, die USA wollten von den Vorteilen einer 

Einbindung der Rising Powers in das bestehende System profitieren, die Kosten und 

Nachteile, welche damit einhergehen, aber zumindest zum jetzigen Zeitpunkt noch 

nicht tragen.  

Wie schwer es den Vereinigten Staaten weiterhin fällt, die Rising Powers in das bishe-

rige institutionelle System einzubinden, zeigt sich ebenfalls in der Diskussion um die 

Neuregelung der Quoten im IWF. Nur widerwillig rücken die USA von der vorherr-

schenden Rolle in den von ihnen gestalteten Bretton-Woods-Institutionen ab. Zwar 

wurden eine Neuregelung der Stimmrechte und eine Kapitalerhöhung des IWF im 

Jahre 2010 beschlossen, eine Umsetzung dieser Maßnahmen ist seitdem jedoch noch 

nicht gelungen, obwohl die Vereinigten Staaten gleichfalls danach weiterhin die 

machtpolitisch herausragende Rolle im IWF spielen würden. Nach langer Verzöge-

rung u. a. durch den US-Präsidentschaftswahlkampf, ist die Reform Anfang 2014 am 

Widerstand der Republikaner im US-Kongress vorerst erneut gescheitert. Zwar plä-

dierten sowohl die Obama-Administration als auch die demokratische Fraktion im 

Kongress für die Bewilligung des vorgelegten Haushaltsgesetztes und damit für die 
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Reform der Quotenregelung beim IWF, jedoch kann es sich bei diesem Vorgehen 

ebenso um ein taktisches Blame-Shiftung im Two-Level-Game gehandelt haben.  

Ein themenbezogener Pragmatismus der US-Administration im Umgang mit den Ri-

sing Powers lässt sich auch bei der Gründung der G20 beobachten. Die Finanz- und 

Wirtschaftskrise in Asien hat nachhaltig gezeigt, dass eine Bewältigung weitreichen-

der ökonomischer Probleme in einer globalisierten Welt nicht mehr allein durch die 

westlichen Staaten ohne Einbindung der Rising Powers möglich ist. Daraufhin legten 

die USA den Grundstein für die G20 als informelles Treffen auf Ebene der Finanzmi-

nister und sorgten damit zugleich für eine tiefere Integration der aufstrebenden Staa-

ten. Um ihre dominierende Machtposition in diesem neuen Forum mit einer Vielzahl 

an divergierenden Interessen nicht zu verlieren, bestanden die USA allerdings da-

rauf, dass zugleich auch einige ihrer engsten Verbündeten Mitglieder der G20 wur-

den. Die Gründung der G20 und ab 2008 der G20L kann demzufolge als Versuch der 

Vereinigten Staaten gewertet werden, die Rising Powers in die eigenen institutionellen 

Machtstrukturen zu integrieren. 

Gegenüber der Volksrepublik China nehmen die Vereinigten Staaten eine ablehnende 

Haltung ein, etwa in der Doha-Entwicklungsagenda der WTO, der Reform des IWF o-

der im Heiligendamm-Prozess. Demgegenüber steht eine Neuausrichtung der US-

amerikanischen Beziehungen hinsichtlich Indien. Die angedeutete Unterstützung ei-

ner ständigen Mitgliedschaft Indiens im UN-Sicherheitsrat durch Präsident Obama 

im Jahr 2010 steht sinnbildlich für diese neue Entwicklung, ebenso wie der Abschluss 

des U.S.-India Nuclear Agreement. Durch dieses Abkommen erkennen die Vereinigten 

Staaten Indiens Status als Nuklearmacht faktisch an und weiten die Kooperation mit 

Indien weiter aus. Gleichzeitig schwächt es den Nonproliferation Treaty entscheidend. 

Dies ist umso überraschender, da Indien zur Zeit des Kalten Kriegs einer der domi-

nierenden Staaten in der Bewegung der Blockfreien Staaten (NAM) war. Die NAM 

verurteilten damals die Spannungen im Ost-West-Konflikt und setzten sich über die 

Jahre hinweg für eine friedliche Koexistenz beider Blöcke sowie eine weitgehende 

überdies nukleare Abrüstung ein. Auch bei der Handelsliberalisierung im Rahmen der 

Doha-Verhandlungsrunden bei der WTO handelte es sich um einen lang andauernden 

Prozess. Die Konfrontation zwischen den USA als vorherrschendem Staat der west-
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lichen Welt und den Rising Powers war beim Abbau von Subventionen und Protektio-

nismus im Agrar- und Industriegütersektor besonders offenkundig. Umso interes-

santer ist hier der gefundene Kompromiss, welcher eine Ausnahmeregelung bei den 

Agrarsubventionen für Indien vorsieht. Diese Sonderregelung kann als ein klares Zu-

geständnis der USA gegenüber Indien gewertet werden. 

Gegenüber einer tiefergehenden Sozialisation der Rising Powers in das bestehende In-

stitutionengefüge sind die Vereinigten Staaten generell kritisch eingestellt. Die USA 

lehnen die Forderung der aufstrebenden Staaten nach erhöhtem Einfluss in den un-

tersuchten internationalen Institutionen ab. Einzig gegenüber Indien ist eine Unter-

stützung für diese Forderung seitens der US-Administration zu beobachten. Eine 

Ausnahme des beschriebenen Handlungsmusters bildet die Gründung der G20. In den 

G20 sind die aufstrebenden Staaten voll integriert, dennoch müssen sie auch hier die 

Dominanz der USA akzeptieren. Der Übersicht halber ist das gesamte Handlungs-

muster in Tabelle 1 zusammengefasst. 

Fallbeispiel US-Reaktion gegenüber… 

Non-Proliferation Treaty 

…Indien: faktische Anerkennung Indi-

ens als Atommacht und Vereinbarung 

einer engen nuklearen Kooperation 

Reform des UN-Sicherheitsrats 

…Indien: tendenzielle Unterstützung 

der Kandidatur Indiens 
…Brasilien und Indien: Ablehnung des 

Vorschlags der G4 

Responsibility to Protect 
…Brasilien: Ablehnung des Konzepts 

zur Weiterentwicklung 

Gründung der G20 
…China, Brasilien und Indien: Integra-

tion in das G-System 

Heiligendamm-Prozess 

…China, Brasilien und Indien: Ableh-

nung einer strukturellen Integration; 

Kooperation in einigen Themenberei-

chen 

Reform des IWF 
…China, Brasilien und Indien: faktische 

Ablehnung der Strukturreform 

Entwicklungsagenda der WTO 

…China, Brasilien und Indien: jahre-

lange Blockade der Verhandlungen 
…Indien: jüngst Sonderregelungen 

Tabelle 1: Empirische Übersicht der US-Positionen 

 



 

37 

 

 

Das Verhalten der Vereinigten Staaten gegenüber den Rising Powers in den internati-

onalen Institutionen wurde im vorangegangen Kapitel dargelegt. Dabei wurde ein Re-

aktionsmuster identifiziert, welches eine grundlegend kritische bis ablehnende Hal-

tung der Vereinigten Staaten in Bezug auf eine weitergehende und gleichberechtigte 

Integration aufstrebender Staaten, auch der Volksrepublik China, beschreibt. Gegen-

über Indien dagegen lässt sich ein abweichendes Verhalten erkennen. Wie lässt sich 

dieses Verhaltensmuster mit den bestehenden Theorien der internationalen Bezie-

hungen erklären? In den folgenden Kapiteln sollen auf Grundlage zweier Theorien der 

Internationalen Beziehungen, dem strukturellem Realismus und dem Konstruktivis-

mus, zwei unterschiedliche Erklärungen für das Verhalten der Vereinigten Staaten 

erörtert werden. Zwar zählen sowohl der strukturelle Realismus als auch der Kon-

struktivismus zu den strukturorientierten Theorien, dennoch betrachten beide Para-

digmen die internationalen Beziehungen aus einer ganz eigenen Perspektive. Der 

strukturelle Realismus, von einigen Autoren ebenfalls häufig aus Abgrenzung zum 

klassischen Realismus als Neorealismus bezeichnet, ist die herausragende rationale 

Theorie der internationalen Beziehungen, in deren Fokus vor allem die Beobachtung 

materieller Faktoren steht. Der neorealistischen Perspektive wird unter Einbezie-

hung des Konstruktivismus, welcher u. a. in der Tradition szientistischer, kritischer 

und institutioneller Ansätze steht, eine schlüssige Erklärung des erarbeiteten Hand-

lungsmusters anhand normativer Einflüsse gegenüber gestellt. 

 

Kenneth Waltz, der Begründer des strukturellen Realismus entwickelte diesen in Be-

zug auf die ökonomischen Mikrotheorien. Das bedeutet, dass der Neorealismus nicht 

die Gesamtheit der Akteure im internationalen System fokussiert, sondern das Ver-

halten einzelner Akteure im internationalen System beschreibt (Waltz 1979: 118). 

Schon in seinem Werk „The Man, the State and War“ aus dem Jahr 1959 befasst sich 

Waltz mit den strukturellen Ursachen für Krieg im internationalen System. Dafür 

unterscheidet er drei Analyseebenen, sog. images: die Ebene des Individuums, die des 

politischen Systems und die des internationalen Systems. Letztere identifiziert er 

schließlich aufgrund ihres anarchischen Charakters als Hauptgrund für Krieg (Waltz 

1957: 159).  
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In einer anarchischen Staatenwelt, in der keine höhergestellte und uneingeschränkte 

Sanktionsgewalt existiert, ist das vornehmliche Interesse jedes einzelnen Staats, sich 

vor seinen Nachbarn zu schützen. Dieses Selbsthilfesystem ist insbesondere durch 

das Streben jedes Staats nach Macht und Sicherheit gekennzeichnet. Dabei existiert 

nach Waltz ausdrücklich keine Hierarchie im internationalen System (Waltz 

1979: 88), sondern Staaten sind gleichartige Akteure, sog. like units (Waltz 1979: 93).  

Zwar würden Staaten gemäß den Grundsätzen eines homo oeconomicus streng nach 

rationalen Maßstäben handeln. Aber laut defensiven Realisten wie Kenneth Waltz 

besteht ihr vorrangiges Ziel jedoch nicht darin, ihre Macht zu maximieren, sondern 

den Status-Quo in den internationalen Beziehungen aufrechtzuerhalten 

(Waltz 1979: 126). Eine unbegrenzte Aufrüstung der eigenen Machtmittel dagegen 

würde eine entsprechende Reaktion anderer Staaten provozieren. Für offensive Rea-

listen wie Mearsheimer hingegen tragen Staaten weitaus imperialistischere Züge. Sie 

stellen nicht alleine Kosten-Nutzen-Analysen hinsichtlich der Folgen ihres außenpo-

litischen Handelns auf, sondern erheben die Sicherung des staatlichen Überlebens in 

einem anarchischen System zur primären Handlungsmaxime. Es liegt also in der Na-

tur der Staaten, dass diese nach der größtmöglichen Macht im internationalen Sys-

tem streben – einer alleinigen Hegemonialstellung. Das aus diesen spieltheoretischen 

Überlegungen resultierende sog. Sicherheitsdilemma und die damit verbundene Prob-

lematik hat der Politikwissenschaftler John H. Herz in seiner Aufsatzsammlung 

„Staatenwelt und Weltpolitik“ beschrieben (Herz 1974: 39-54).  

Internationale Institutionen spielen im strukturellen Realismus eine marginale Rolle. 

Vornehmlich spiegeln sie die Machtverteilung im internationalen System wider, die-

nen als probates Mittel zum Machterhalt und zur Durchsetzung von Interessen (Gil-

pin 1981: xi). Um die Verteilung der Macht stehen Staaten also auch im Global Gover-

nance miteinander in einem Wettbewerb. Folgerichtig muss die Effizienz internatio-

naler Institutionen danach bewertet werden, ob und wie die mächtigsten Staaten des 

internationalen Systems dort aktiv sind.  

Wie wird Macht im internationalen System definiert? Abramo F. K. Organski be-

schreibt politische Macht als Fähigkeit eines Staats, das Handeln und das Verhalten 
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eines anderen Staats zu beeinflussen (Organski 1969: 104). Dies ist sowohl durch di-

rekte Einflussnahme, bspw. durch militärische Aktionen als auch durch indirekte 

Einwirkung, wie die Bildung von Allianzen im Rahmen des UNSC, denkbar. Die Fähig-

keiten eines Staats, auf das internationale System einzuwirken, werden an seinen 

capabilites, also seinen Machtressourcen, gemessen (Waltz 1979: 98). Darunter ver-

steht Waltz sowohl militärische Faktoren, wie etwa Nuklearwaffen, aber auch chemi-

sche, biologische und konventionelle Waffen sowie den Stand der industriellen Ent-

wicklung und die ökonomische Stärke. In diesem Kontext ist wichtig, dass politische 

Macht in den internationalen Beziehungen relativer Natur ist. Das bedeutet, die 

Macht eines Staats muss immer in Relation zur Macht der anderen Staaten interpre-

tiert werden und es kann nicht von absoluter Macht gesprochen werden (Gilpin 

1981: 28).  

 

Der strukturelle Realismus kennt drei unterschiedliche Ausprägungen des internati-

onalen Systems: Das multipolare System besteht aus vielen Großmächten, deren cap-

abilites in etwa auf dem gleichen Niveau sind. Sie sind also in etwa gleich mächtig. Das 

klassische Beispiel für eine multipolare Systemarchitektur ist die Situation der euro-

päischen Großmächte vor und während des 1. Weltkriegs. Damals konkurrierten 

Großbritannien, Russland, Frankreich und das Deutsche Reich um die Vorherrschaft 

in Europa.  

Bipolare Systeme dagegen bestehen aus zwei sich gegenüberstehenden Großmächten. 

Dem klassischen Neorealismus zufolge ist diese Systemkonstellation relativ stabil, da 

sich Macht und Einfluss der beiden Pole ausbalancieren. Für Waltz ist dieses Macht-

gleichgewicht ein Zustand, an den sich das internationale System immer annähert: 

„Die Erwartung ist nicht, dass ein einmal erreichtes Gleichgewicht 

aufrecht erhalten bleibt, sondern, dass ein gestörtes Gleichgewicht 

auf die eine oder andere Art wiederhergestellt wird. Machtgleichge-

wichte entstehen immer wieder aufs Neue.“ (Waltz 1979: 128). 

Das typische Beispiel einer bipolaren Struktur ist der Kalte Krieg: In der Zeit zwi-

schen 1945 und 1990 standen sich mit den USA und der UDSSR zwei Staatenblöcke 

gegenüber, die sich gegenseitig als Bedrohung wahrnahmen und versuchten, den po-

tenziellen Macht- und Einflussvorteil des anderen durch militärischen, ökonomi-

schen und sozialen Wettbewerb auszugleichen. 
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Nach dem Zusammenbruch der UDSSR sprachen viele Wissenschaftler (Ikenberry 

2008: 23 ff.) von einer unipolaren Systemstruktur, in welcher die USA die einzige 

verbliebende Großmacht sind. Demnach beschreibt eine unipolare Systemarchitektur 

ein System mit einem einzigen Hegemon, in der kein anderer Staat mächtig genug ist, 

um auf internationaler Ebene ein Gleichgewicht der Mächte herzustellen (Pape 

2005: 11). Doch was versteht man eigentlich unter dem Begriff Hegemonie im inter-

nationalen System? Jack Levy und William R. Thompson definieren Hegemonie als 

den Zustand großer Machtkonzentration und politischer Dominanz, ermöglicht durch 

militärische, ökonomische, finanzielle und sozio-kulturelle Stärke (Levy/Thompson 

2005: 6). Neben der klassischen hard power zählen für die beiden Autoren also auch 

die Mittel der soft power zu den Grundlagen einer Vormachtstellung im internationa-

len System. Der Begründer der hegemonialen Stabilitätstheorie, Charles P. Kindleber-

ger, bezeichnet wiederum mit dem Begriff Hegemon einen Staat, der es schafft, Legi-

timität und Sicherheit öffentlicher Güter im internationalen System zu gewährleis-

ten und die Staatenwelt funktional in das bestehende institutionelle System zu integ-

rieren. Demnach muss ein hegemonialer Staat wie die USA den Willen und die Fähig-

keit besitzen, durch Führungsstärke und Autorität eine stabile internationale Ord-

nung zu formen (Otte 2010: 375). Diese Aufgaben sind den Vereinigten Staaten mit 

der Gründung der Bretton-Woods-Institutionen IWF und Weltbank gelungen. Auch 

der UN-Sicherheitsrat spiegelt die Kräfteverhältnisse nach dem 2. Weltkrieg wider 

und zeigt aus heutiger Perspektive die globale Dominanz der USA. 

Der Zusammenbruch der UDSSR und infolgedessen der System Change von einer bipo-

laren in eine unipolare Struktur führte zu einer Krise der Deutungshoheit der neore-

alistischen Theorie. Besonders liberale Ansätze, wie das Theorem des demokratischen 

Friedens und die Theorien des Intergouvermentalismus nach Moravcsik waren in den 

1990ern und um die Jahrtausendwende in der internationalen Politik weit verbreitet. 

Anscheinend unterstützte die Empirie diese theoretischen Ansätze: Russland schien 

sich unter seinem neuen Präsidenten Boris Jelzin in eine liberale Demokratie zu ver-

wandeln. Die ehemals streng maoistische Volksrepublik China öffnete sich leicht dem 

kapitalistischen Westen und über die Bühne der internationalen Politik wehte ein 
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Hauch von End of History12. Strukturelle Realisten dagegen wehrten sich gegen die 

aufkommende Kritik, prophezeiten dem unipolaren System eine kurze Lebensdauer 

und sprachen gar von einem moment of unipolarity (Krauthammer 1991: 24; Layne 

1993: 11), also dem kurzen unipolaren Zeitabschnitt, der den Übergang zu einer bipo-

laren oder multipolaren Staatenwelt darstellt. Eines ist aus neorealistischer Perspek-

tive sicher: ein Ende des unipolar moment der USA ist unausweichlich – es stellt sich 

allein die Frage, wann es endet. 

Wie wirkt sich eine hegemoniale Systemarchitektur auf die anderen Staaten im inter-

nationalen System aus? Waltz zufolge sind hegemoniale Machtstrukturen per se eine 

Bedrohung für andere Staaten (Waltz 2000: 28). Die Machtverteilung in den interna-

tionalen Beziehungen ist demnach seit dem Zusammenbruch der UDSSR aus dem 

Gleichgewicht geraten. Zwar gibt es Staaten, auch Großmächte, welche die durch den 

Hegemon USA repräsentierte globale Ordnung akzeptieren und verteidigen, da sie 

von ihr Vorteile erwarten. Einige Staaten jedoch, und dazu gehören die sog. Rising 

Powers, sind mit der Rolle, die sie im aktuellen System innehaben, unzufrieden und 

verlangen mehr Mitspracherechte in den internationalen Beziehungen. Dieser neue 

Machtanspruch der Rising Powers führt aus neorealistischer Perspektive langfristig 

dazu, dass sich die Vereinigten Staaten und einer der Herausforderer in einer wie 

auch immer gearteten Konfrontation gegenüberstehen. Ob es jedoch tatsächlich zu 

einem derartigen Hegemonialkonflikt zwischen den aufstrebenden Staaten und den 

USA kommt, oder ob es den Vereinigten Staaten gelingt, ihre Vormachtstellung im 

internationalen System längerfristig zu behaupten, hängt von der Akzeptanz der US-

amerikanischen Führungsrolle und der von den USA geprägten internationalen Ord-

nung durch die Rising Powers ab. 

 

Maßgebend für den Ausgang einer solchen Power Transition ist also der Grad der Un-

zufriedenheit mit der bestehenden institutionellen Ausformung. Da die Struktur des 

internationalen Systems schließlich auf dem ultimativen Faktor Macht basiert, ist 

                                                           
 

12 Der Begriff End of History bezieht sich auf eine Veröffentlichung von Francis Fukuyama, in der er mit 

dem Niedergang der UDSSR den globalen Siegeszug der liberalen Demokratie voraussagte (vgl. Fuku-

yama 1992). 
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der Unterschied in der Machtverteilung zwischen dem Hegemon und anderen Staaten 

typischerweise sehr groß (Organski 1980: 365). Wichtig ist, dass diese von Organski 

beobachtete hierarchische Struktur in keinem Widerspruch zum neorealistischen 

Grundprinzip der Anarchie des internationalen Systems steht. Vielmehr basiert diese 

Hierarchie zwischen den Staaten auf der unterschiedlichen Verteilung von capabili-

ties. Staaten sind eben gleichartige, aber nicht gleichwertige Akteure. 

An der Spitze dieser Hierarchie steht mit den Vereinigten Staaten der Hegemon. Die-

ser bestimmt vornehmlich die Struktur sowie die Werte des internationalen Systems 

und nach seinen Regeln setzt sich die internationale Ordnung zusammen. So haben 

die USA bspw. maßgeblich die Struktur von IWF und Weltbank bestimmt. Auch die 

Zusammensetzung des UNSC spiegelt die Machtverteilung nach dem 2. Weltkrieg wi-

der. In zweiter Reihe stehen für Organski die Großmächte. Aus heutiger Perspektive 

zählen dazu sowohl die Industriestaaten Japan, Großbritannien, Frankreich, 

Deutschland, aber auch Russland und die Staaten Brasilien, Indien und China. Eine 

Ebene darunter stehen Mächte der zweiten Reihe oder sog. Mittelmächte, wie etwa 

Italien, Argentinien, Pakistan, Indonesien und Südkorea. Ganz unten finden sich ab-

hängige Staaten, also Länder deren Einfluss auf internationaler Bühne sehr gering 

ist. 

Interessant wird es laut Organski jedoch, wenn man die Akzeptanz der internationa-

len Ordnung betrachtet. Somit steht nun nicht mehr die Verteilung von capabilites 

sondern der Grad der Zufriedenheit mit der internationalen Ordnung und der beste-

henden institutionellen Struktur im Mittelpunkt der Betrachtung. Es ist offensicht-

lich, dass bei einem hegemonialen Staat der Grad der Akzeptanz der internationalen 

Ordnung sehr hoch angesetzt ist. Das Selbstverständnis der Vereinigten Staaten ist 

demnach bezeichnend für diese Vormachtstellung.  

Ein differenter Grad der Zustimmung findet sich jedoch auf der Ebene der Groß-

mächte. Jeder dieser Staaten profitiert zwar von dem bestehenden internationalen 

System, aber nicht alle Großmächte sind zufrieden mit der unipolaren Struktur. Ak-

zeptieren Großmächte den Führungsanspruch des Hegemons, dann sind sie oftmals 

seine Verbündeten. Dies trifft in der heutigen Ausprägung auf alle westlichen Staa-

ten und Japan zu. Sind Großmächte jedoch unzufrieden mit dem Hegemonialstatus 
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des dominanten Staats, zählen sie zu seinen potenziellen Herausforderern. Einige Ne-

orealisten behaupten, dass insbesondere die Volksrepublik China mit dem Status-Quo 

des internationalen Systems unzufrieden ist (Buzan/Segal 1994: 6). 

Bei den Mittelmächten und den abhängigen Staaten schließlich ist die Akzeptanz des 

internationalen Systems konträr zur Verteilung von Macht. Zwar zählen zu diesen 

auch einige Staaten, welche mit dem bestehenden System zufrieden sind und von de-

nen zunächst keine Gefahr für den Hegemon ausgeht. Der Großteil dieser Staaten je-

doch ist höchst unzufrieden mit ihrer Stellung im internationalen System und ist oft 

auf Seiten der den Hegemon herausfordernden Großmacht zu finden. Einige werden 

jedoch auch einfach den sich anbahnenden Konflikt abwarten und sich nach der Power 

Transition mit hoher Wahrscheinlichkeit auf die Seite des neuen dominanten Staats 

schlagen. Eine abschließende Gegenüberstellung der Machtverteilung im internatio-

nalen System und der Akzeptanz des hegemonialen Systems findet sich in Abbil-

dung 5. 

 

Abbildung 5: Machtverteilung und Akzeptanz im internationalen System13  

Aus neorealistischer Perspektive ist es essenziell, dass die Verteilung von Macht und 

die Zufriedenheit mit der Ausgestaltung der internationalen Ordnung Hand in Hand 

gehen (Organski 1980: 369). Staaten, die sich im internationalen System nicht oder 

nur wenig repräsentiert fühlen oder deren Macht und Einfluss von dem hegemonialen 

Staat nicht ausreichend anerkannt werden, sind per se eher unzufrieden. 

                                                           
 

13 Eigene Darstellung, angelehnt an die grafischen Darstellungen von Organski (Organski 1969: 369 ff.). 
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Einige neorealistische Autoren nehmen an, bedingt durch die ökonomische Entwick-

lung und die konsequente Aufrüstung der militärischen capabilities der letzten Jahre 

in der Volksrepublik China, dass Peking seinen wachsenden Einfluss dazu nutzen 

wird, die Normen und Institutionen des internationalen Systems, so wie sie jetzt be-

stehen, kritisch zu hinterfragen und zu verändern (Schweller 2011b: 285; Ikenberry 

2008: 23). Mittel- bis langfristig führt dies dazu, dass die Hegemonialmacht USA und 

ihre Verbündeten die Volksrepublik China zunehmend als Bedrohung der eigenen 

Vormachtstellung wahrnehmen. Eine erneute Blockbildung wie zu Zeiten des Kalten 

Kriegs und der Wandel von einem unipolaren zu einem bipolaren System ist aus neo-

realistischer Perspektive die Folge. Pessimistische Neorealisten prophezeien gar ei-

nen Hegemonialkrieg zwischen den Vereinigten Staaten und China um die Vorherr-

schaft im internationalen System (Organski/Kugler 1980; Layne 2008: 13). Demge-

genüber sehen jedoch optimistische Vertreter des strukturellen Realismus, dass auf-

grund des Fatalismus nuklearer Waffen und der sinkenden Akzeptanz einer kriegeri-

schen Auseinandersetzung in der Weltöffentlichkeit diese Konfrontation mit hoher 

Wahrscheinlichkeit nicht militärischer Natur sein wird (Schweller 2011: 44; Iken-

berry 2008: 24). Eher sei eine friedliche Power Transition, vergleichbar mit der Zeit 

zwischen dem „Pax Britannica“ und dem „Pax Americana“ nach dem 2. Weltkrieg vor-

stellbar14. 

Um zu verhindern, dass die Volksrepublik China zu einem mächtigen Konkurrenten 

im Wettbewerb um die Vormachtstellung im internationalen System wird, versuchen 

die Vereinigten Staaten, die Verteilung der capabilities gegenüber China auszuglei-

chen und mittels des sog. Balancing die Handlungsmöglichkeiten Pekings einzu-

schränken. In modernen Balance of Power-Ansätzen wird zwischen Hard- und Soft-Ba-

lancing unterschieden. Das Ziel von Hard-Balancing ist demnach, die relativen Macht-

                                                           
 

14 Angelehnt an den lateinischen Begriff „Pax Romana“ beschreibt der Ausdruck „Pax Britannica“ den 

vergleichsweise friedlichen Zeitabschnitt zwischen 1815 und 1914, während dem Großbritannien end-

gültig zum globalen Hegemon aufgestiegen ist. Demgegenüber steht der sog. „Pax Americana“, indem es 

den USA in der Zeit zwischen den Weltkriegen gelang, Großbritannien als vorherrschende Großmacht 

abzulösen und ein relativ friedliches internationales System zu begründen. 
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gewinne eines anderen Staats zu minimieren (Pape 2005: 36) und dadurch ein güns-

tiges Machtgefüge herzustellen oder beizubehalten. Dabei bedienen sich die Staaten 

sowohl der Möglichkeiten von Internal- als auch External-Balancing. 

Internal Balancing beinhaltet die Verbesserung der eigenen Ausgangssituation. Dazu 

zählt zum einen die Aufrüstung militärischer Kapazitäten, etwa durch die Beschaf-

fung fortschrittlicher Waffensysteme, die Modernisierung des Nuklearwaffenarse-

nals oder die zahlenmäßige Vergrößerung der Streitkräfte. Aber auch gezielte Inves-

titionen in nationale Schlüsselindustrien oder die Erschließung neuer Rohstoffvor-

kommen fallen unter Internal Balancing. Wie schon beschrieben, bezweifeln einige Au-

toren, dass es zu einer militärischen Auseinandersetzung zwischen den Vereinigten 

Staaten und den Rising Powers um die Vorherrschaft im internationalen System kom-

men wird. Dennoch stellt ein Wettrüsten zwischen Washington und Peking und eine 

Konfrontation beider Staaten vor allem vor dem Hintergrund einer veränderten In-

teressenlage respektive einer strategischen Fokussierung der USA auf die südost-asi-

atische Pazifikregion ein denkbares Szenario dar. 

Demgegenüber steht das sog. External Balancing, welches Maßnahmen, wie den Ab-

schluss von strategischen Allianzen, den Ausbau zwischenstaatlicher Kooperation 

zwischen befreundeten Staaten und das aktive Suchen von Verbündeten beschreibt. 

Sowohl aggressives Internal Balancing als auch offensives External Balancing verstär-

ken aufgrund des anarchischen Charakters des internationalen Systems die Effekte 

des schon angesprochenen Sicherheitsdilemmas. 

Im Zuge einer verstärkten Institutionalisierung der internationalen Politik rückt je-

doch das Mittel des Soft-Balancing immer weiter in den Fokus neorealistischer Litera-

tur (vgl. Brooks/Wohlforth 2008). Im Gegensatz zu Hard-Balancing werden mit Soft-

Balancing nichtmilitärische Maßnahmen bezeichnet, welche allerdings auf den ersten 

Blick nicht als Maßnahmen zum Ausbalancieren von Machtungleichgewichten zu er-

kennen sind und vielfach auch sehr kostenintensiv sein können: 

„Soft-balancing measures do not directly challenge a unipolar 

leader’s military preponderance, but they can delay, complicate, or 

increase the cost of using that extraordinary power.“ (Pape 2005: 17). 

Somit zeigen alle Mittel des Soft-Balancing einen nicht-militärischen Charakter, mit 

dem Ziel, den eigenen Nutzen zu mehren und die Kosten für den jeweiligen Gegner 
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unverhältnismäßig zu erhöhen. Um ökonomisch zu argumentieren, Soft-Balancing fin-

det dann statt, wenn der Nutzen von Soft-Balancing die Kosten desselben übersteigt 

(Kucharski 2012: 61). Zu diesen Maßnahmen zählen bspw. die Errichtung institutio-

neller Barrieren – etwa durch ein ablehnendes Stimmverhalten oder die Verlangsa-

mung eines Entscheidungsprozesses in internationalen Institutionen, die Verweige-

rung von Überflugrechten über das Staatsgebiet oder den Zugang zu Militärstütz-

punkten, diplomatische und ökonomische Unterstützung von gegnerischen Staaten, 

Handelsembargos und Einfuhrkontrollen. Auch der Ausschluss einiger Staaten aus 

internationalen Institutionen und anderen Global Governance-Prozessen kann als Mit-

tel des Soft-Balancing angesehen werden. Als ein klassisches Beispiel für Soft-Balancing 

der USA gegen die UDSSR führt Pape das European Recovery Programm (ERP), den 

Marshall-Plan zum Wiederaufbau Westeuropas, an.  

 

Die im ersten Teil der Arbeit untersuchten empirischen Fallbeispiele unterstützen die 

neorealistische Annahme, dass es sich bei dem Verhalten der Vereinigten Staaten um 

Techniken des Balancing handelt. Der Power Transition Theory von Organski zufolge, ist 

ein hegemonialer Konflikt zwischen einem dominanten Staat des internationalen 

Systems und einem der Herausforderer dann am wahrscheinlichsten, wenn beide 

Staaten in etwa über die gleichen capabilities verfügen (Organski 1980: 371). Nach 

heutiger Einschätzung ist die Volksrepublik China zumindest im militärischen Be-

reich noch nicht auf Augenhöhe mit den Vereinigten Staaten15. Doch die Entwicklun-

gen der letzten Jahre zeigen, dass Peking bereit ist, in großem Ausmaß in die Rüstung 

zu investieren. Eine weitergehende Entwicklung hin zu einem Gleichgewicht der 

Kräfte scheint daher unausweichlich zu sein. Eine besondere Brisanz erhält dieses 

Thema natürlich außerdem durch das unvergleichlich größere Humankapital Chinas. 

Etwas anders stellt sich die Situation dar, wenn man die Wirtschaft beider Staaten 

betrachtet. Der ökonomische Aufschwung Chinas ist mit den Konjunkturdaten der 

Vereinigten Staaten überhaupt nicht zu vergleichen. Zwar sind die Vereinigten Staa-

ten noch immer die größte Volkswirtschaft, die Wachstumsraten der Volksrepublik 

                                                           
 

15 Für einen Vergleich der Militärausgaben zwischen den USA und anderen Großmächten siehe Abbil-

dung 2 auf Seite 9. 
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belegen jedoch, dass China auch diese Position bald übernehmen wird. Hinzu kommt, 

dass Washington immer stärker finanzpolitisch von Peking abhängig ist. Dennoch ist 

ein hegemonialer Krieg zwischen den Vereinigten Staaten und China aus heutiger 

Perspektive aus den schon erwähnten Gründen kaum denkbar. Ein durchaus realis-

tisches Szenario sind dagegen Stellvertreterkriege, in denen sich die beiden Staaten, 

wie in der Zeit des Kalten Kriegs, nicht direkt miteinander auseinandersetzen. Vor 

diesem Hintergrund nimmt aus neorealistischem Blickwinkel eine Betrachtung der 

Machtverteilung in internationalen Institutionen einen wichtigen Stellenwert ein. 

Einige neorealistische Autoren sehen Soft-Balancing als Vorläufer für Hard-Balancing 

an. Das verzögernde Verhalten der Vereinigten Staaten hinsichtlich der Quoten- und 

Strukturreform, die jahrelange Ablehnung wichtiger Zugeständnisse in Bezug auf die 

Doha-Entwicklungsrunden der WTO und die Boykottierung einer grundlegenden Er-

weiterung der G8 kann als amerikanisches Soft-Balancing gegenüber China gewertet 

werden. Konkret hat dieses Vorgehen das Ziel, die ökonomischen Kosten für den po-

tenziellen Rivalen China mittelfristig zu erhöhen und dadurch den chinesischen Ein-

fluss auf das bestehende institutionelle System einzuschränken. Zugleich wird auf 

diese Weise ein eventueller Führungsanspruch Chinas im internationalen System in 

Frage gestellt. 

Entsprechend dem strukturellen Realismus ist die ausgeweitete nukleare Zusammen-

arbeit zwischen den USA und Indien im Rahmen des U.S.-India Civil-Nuclear Agreement 

ein klassisches Beispiel für External Balancing. Dies wird deutlich, wenn man dieses 

Abkommen im Kontext der strategischen Partnerschaft zwischen den Vereinigten 

Staaten und Indien sieht. Der Ausbau der Kooperation zwischen den beiden Staaten 

ist aus Sicht der USA aus mehreren Gründen sinnvoll: (1.) Indien würde damit künftig 

ein stabiler und verlässlicher Partner der Vereinigten Staaten gegen eventuelle chi-

nesische Hegemonialansprüche in Asien sein. Neben Japan stände mit Indien eine 

weitere wichtige Volkswirtschaft in der Region auf der Seite des Westens. Ein enges 

Bündnis mit Neu-Delhi würde also auch den Führungsanspruch Washingtons im Pa-

zifik untermauern, welcher von einigen amerikanischen Strategen als „American 

Lake“ (Friedman 2007) bezeichnet wird. (2.) Indien wird künftig nicht nur regional, 

sondern auch global eine wichtigere Rolle als in der Vergangenheit spielen. Mit einer 
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engen Kooperation beabsichtigen die Vereinigten Staaten somit nicht nur, einen mög-

lichen Rivalen an sich zu binden, sondern verändern die Machtverteilung im inter-

nationalen System weiter zu ihren Gunsten. (3.) Kooperieren die Vereinigten Staaten 

nicht mit Indien, suchen sich diese andere Bündnispartner. Angelehnt an den Begriff 

aus dem US-Präsidentschaftswahlkampf wird Indien neuerdings vielfach als „Global 

Swing State“ (Fontaine/Kliman 2013) bezeichnet, also ein Staat, dem eine entschei-

dende Rolle in der globalen Machtverteilung zugedacht wird, dessen zukünftige stra-

tegische Orientierung jedoch keineswegs eindeutig ist, weil er in das internationale 

System noch nicht so fest eingebunden ist wie etwa China und Russland. Indiens 

Partnerschaft mit Russland hat bspw. eine lange Tradition und wird von einigen in-

dischen Beobachtern in der Wertigkeit immer noch höher eingeschätzt als die ameri-

kanisch-indischen Beziehungen. Eine Studie16 der Foundation for National Security Re-

search bewertet die strategische Zusammenarbeit Indiens mit Russland mit 62 Punk-

ten auf einer Skala von 0-100, die indisch-amerikanischen Beziehungen hingegen nur 

mit 58 Punkten (Kumar et al. 2011: 15). Die Grundlage dieser Analyse bilden politi-

sche, sicherheitsrelevante und ökonomische Faktoren. Die Autoren weisen jedoch 

gleichfalls darauf hin, dass die indisch-russischen Beziehungen zuletzt merklich ab-

kühlten, da sich Indien in den letzten Jahren in einem größeren Maß den Vereinigten 

Staaten zuwandte. 

Aus diesen strategischen Überlegungen heraus, fügt sich das U.S.-India Nuclear Agree-

ment aus dem Jahre 2008 in ein großes Gesamtbild. Im Großmacht-Verständnis Indi-

ens war seit jeher auch das Recht auf ein eigenes nationales Atomprogramm fest ver-

ankert. Mit einer engeren nuklearen Kooperation tragen die Vereinigten Staaten dem 

indischen Anspruch Rechnung. Zugleich akzeptiert Indien die Verpflichtungen des 

Non-Proliferation Treaty, ohne dem Vertragswerk formal beigetreten zu sein (Fon-

                                                           
 

16 Die Studie der Foundation for National Security Research bewertet die Möglichkeiten, den Status-Quo, 

sowie das Potenzial der Kooperation mit den strategischen Partnern Indiens. Berücksichtigt wurden 

dabei politische, sicherheitsrelevante und ökonomische Kriterien. Der Beziehungen zu Russland (62) 

werden am positivsten eingeschätzt, gefolgt von den USA (58), Frankreich (51), Großbritannien (41), 

Deutschland (37) und Japan (34). 
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taine/Kliman 2013). Die hinsichtlich der Weiterverbreitung von Atomwaffen teil-

weise ebenfalls innerhalb der USA geäußerte Kritik dürfte damit zumindest widerlegt 

sein.  

Das Bestreben Indiens, ein ständiges Mitglied im Sicherheitsrat der Vereinten Natio-

nen zu werden, scheinen die USA ebenfalls zu unterstützen. Strategisch hätte dies 

sicherlich aus US-amerikanischer Perspektive einige Vorteile, würde so zum einen 

ein stärkeres Gegengewicht zu den überrepräsentierten europäischen Staaten gebil-

det und zum anderen hätten die Vereinigten Staaten mit Unterstützung Indiens 

überdies im UN-Sicherheitsrat gegenüber China und Russland mehr Einfluss. 

Weiterhin stellt sich jedoch die Frage, warum die Vereinigten Staaten gegenüber Bra-

silien, neben der Türkei und Indonesien einer der momentan vier „Global Swing States“, 

nicht zu Zugeständnissen im Bereich RtoP bereit sind, könnten sie doch durch eine 

engere strategische Partnerschaft mit Brasilien ihren Einflussbereich und ihre 

Machtposition in Südamerika, früher als „America’s Backyard“ bezeichnet, wieder aus-

bauen. Zwei Gründe sprechen dagegen: (1.) Das Konzept der RwP ist zwar vorrangig 

als Weiterentwicklung der RtoP zu sehen, Brasilien kritisierte damit aber zugleich 

das generelle Vorgehen des Westens im Zuge der Libyen-Intervention. Diese funda-

mentale Kritik wiesen die Vereinigten Staaten entschieden zurück. (2.) Der Fokus der 

Strategen im Pentagon verschiebt sich von den Machtzentren im Atlantik in die Pa-

zifikregion. Aus diesem Grund wird Brasilien von den Vereinigten Staaten zu diesem 

Zeitpunkt möglicherweise als strategisch (noch) zu unwichtig betrachtet. 

Die neorealistische Annahme, internationale Institutionen seien für die mächtigen 

Staaten im internationalen System nur ein Mittel zum Zweck, bestätigt sich am Bei-

spiel der G20. Hier gelang es den Vereinigten Staaten zwar nachhaltig, alle Rising Po-

wers an einem Tisch zu vereinen. Doch auch hier gelten die USA zumindest zum jet-

zigen Zeitpunkt als der bestimmende Akteur. Fraglich ist nur, ob dies mittelfristig 

ebenfalls so bleiben wird. 

 

In der politikwissenschaftlichen Debatte um die wachsende Bedeutung von Schwel-

len- und Entwicklungsländern dominiert jene Literatur, die in der Tradition realisti-
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scher und liberaler Theorien zu verorten ist. Diese rationalistischen Ansätze unter-

schätzen jedoch vielfach den Einfluss von Werten und Identitäten auf die Entschei-

dungsfindung der relevanten Akteure in den internationalen Beziehungen. Anfang 

der 1990er Jahre wurde demzufolge der Konstruktivismus nach Alexander Wendt als 

Gegenentwurf zu den dominanten Theorien der Internationalen Beziehungen entwi-

ckelt und nimmt seitdem eine vorwiegend normative Perspektive bei der Betrachtung 

internationaler Politik ein. Anders als der Neorealismus bilden konstruktivistische 

Ansätze jedoch keine einheitliche und abgrenzbare Denkschule. Seit Beginn der kon-

struktivistischen Diskussion Ende der 1980er Jahre wurde eine Vielzahl von Erklä-

rungsansätzen für internationale Politik herangezogen, deren inhaltliche Ausrich-

tung sich u. a. an modernen poststrukturellen und kritischen Ansätzen orientierte 

(Bozdaglioglu 2007: 121 ff.).  

Konstruktivistische Autoren kritisieren hauptsächlich, dass rationale Theorien, wie 

der Neorealismus oder der Neoliberalismus, den Einfluss sozio-kultureller Werte und 

Ideen bei der Analyse des internationalen Systems nicht oder nur zu gering berück-

sichtigen. Zwar können die genannten Theorieschulen das Verhalten von Staaten auf 

der internationalen Bühne in den meisten Fällen glaubwürdig erklären, bei einer tief-

greifenden Veränderung dieses Verhaltens stoßen die rationalistischen Ansätze al-

lerdings an ihre Grenzen (Wendt 1992: 392). Alle konstruktivistischen Ansätze haben 

demgegenüber die Zielsetzung gemein, internationale Politik losgelöst von materiel-

len Parametern und nicht im Sinne objektiv staatlicher Nutzenmaximierung zu be-

trachten (Weller 2004: 107). Die Realität, und damit auch die Struktur des internati-

onalen Systems, seien von den bestimmenden Akteuren der internationalen Politik 

sozial konstruiert. 

Mittlerweile hat der konstruktivistische Theorieansatz nach Wendt Einzug in den po-

litikwissenschaftlichen mainstream gehalten. Alexander Wendt entwickelte diesen als 

Reaktion auf die Krise des Neorealismus im Zusammenhang mit dem System Change 

am Anfang der 1990er Jahre. Maßgeblich für den Wendt’schen Konstruktivismus war 

zugleich die metatheoretische Diskussion zwischen neorealen und neoliberalen Au-

toren zu dieser Zeit (Wendt 1992: 394). 
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Der Konstruktivismus nach Alexander Wendt unterscheidet sich in seinen Prämissen 

signifikant von denen des Neorealismus. So gehen Wendt’sche Konstruktivisten nicht 

wie neorealistische Theoretiker vom Konzept des homo oeconomicus als Grundlage 

staatlichen Verhaltens aus. Die Basis konstruktivistischer Betrachtung staatlichen 

Verhaltens bildet vielmehr das Akteursmodell des homo soziologicus, welches besagt, 

dass akteursbezogenes Handeln durch differierende Werte, Normen und Rollenbilder 

geprägt ist (Wendt 1992: 394). Übereinstimmend mit dem Neorealismus sind also 

auch im Konstruktivismus Staaten die entscheidenden Akteure, ihr Verhalten orien-

tiert sich jedoch primär an Weltbildern, Erwartungen und Wertvorstellungen, sowie 

den eigenen sozio-kulturellen und historischen Gegebenheiten. 

Essenziell für den Erklärungswert neorealistischer Ansätze ist der ihnen zugrunde 

liegende anarchische Charakter der internationalen Staatenwelt. Durch die Abwe-

senheit einer universellen Sanktionsgewalt leben Staaten in andauernder Furcht vor 

den kriegerischen Angriffen ihrer Nachbarn. Das vorrangige Interesse eines Staats 

ist insofern das Streben nach Sicherheit. Konstruktivisten hingegen widersprechen 

dieser zentralen Behauptung des Neorealismus. Staaten senden durch ihre Aktionen 

und Reaktionen auf internationaler Bühne Signale aus, welche wiederum von ande-

ren Staaten interpretiert werden. Durch diesen Interaktionsprozess konstituieren 

sich Staaten gegenseitig und konstruieren zugleich die Struktur des internationalen 

Systems. Diese Dependenz zwischen Struktur und Staaten ist vollkommen gegenläu-

fig zu der neorealistischen Perspektive, in welcher die anarchische Struktur allein 

das Verhalten von Staaten beeinflusst. Die aus dieser Diskussion entstandene Kont-

roverse zwischen Neorealisten und Konstruktivisten wird in der Literatur als Agent-

Structure-Problem (Wendt 1987: 337) bezeichnet. Die Wechselbeziehung zwischen 

Staaten als maßgeblichen Akteuren der internationalen Beziehungen und sozialer 

Struktur bedingen also in Konsequenz den anarchischen Charakter des internationa-

len Systems (Wendt 1992: 405): Die Anarchie des internationalen Systems wird dabei 

von den Akteuren immer wieder aufs Neue sozial konstruiert. Für Alexander Wendt 

ist das internationale System also nicht zwangsweise anarchisch: „Anarchy is what 

states make of it“ (Wendt 1992: 395). Drei anarchische Strukturen grenzt Wendt von-

einander ab: (1.) die Hobbes’sche Anarchie, in der Staaten sich gegenseitig als Feinde 
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betrachten, (2.) die Locke’sche Anarchie, die die Rivalität von Staaten untereinander 

beschreibt und (3.) der Kant’sche Anarchiezustand, in dem Staaten miteinander ko-

operieren (Wendt 1999: 246-312).  

Je größer der Grad geteilter Ideen und Wertevorstellung zwischen den Staaten ist, 

desto enger ist die Zusammenarbeit zwischen diesen. Die Aktionen und Reaktionen 

interagierender Staaten führen dazu, dass Handlungen entweder als feindlich, 

freundlich oder indifferent eingeordnet werden. Im Prinzip verhalten sich Staaten 

also wie Menschen: „States are people too“ (Wendt 1999: 215). Aus der Interpretation 

der sozialen Handlungen leiten sie zum einen das eigene Rollen- und Selbstverständ-

nis ab und zum anderen wird dadurch zudem die Wahrnehmung der anderen Staaten 

beeinflusst, sodass sich Erwartungen über zukünftiges Verhalten der Konkurrenten 

herausbilden. Wiederholte Interaktionen entlang der definierten Rollenbilder führen 

dazu, dass staatliche Interessen erkennbar werden und sich Identitäten herausbil-

den. Staaten können andere Staaten im internationalen System deswegen entweder 

als Verbündete, Feinde oder Rivalen wahrnehmen. Werden die gewohnten Verhal-

tensweisen und Rollenbilder nicht mehr bewusst hinterfragt, haben sie sich zu einer 

sozialen Struktur verfestigt und institutionalisiert. Dies zeigt sich daran, dass Staa-

ten routinemäßig immer wieder die gleichen Interessen definieren und infolgedessen 

nach demselben Handlungsmuster agieren (Wendt 1999: 96). Diese institutionali-

sierte Struktur wird bspw. durch die Internalisierung völkerrechtlicher Normen er-

sichtlich. Zugleich wirken Identität und Rollenverständnis während des Interakti-

onsprozesses auf die Staaten zurück und lassen damit bestimmte Handlungsweisen 

als angemessen, andere als unangemessen erscheinen. 

Der Einfluss politischer Macht auf die Identität von Staaten und deren Verhalten im 

internationalen System wird von Wendt ausdrücklich nicht verneint, sondern auf die 

zwischenstaatlichen Interaktion vor dem Hintergrund ungleicher Verteilung materi-

eller Faktoren und die daraus resultierenden Rollenverständnisse und Handlungsop-

tionen zurückgeführt (Wendt 1992: 397). 

Anders als im Neorealismus können sich laut Alexander Wendt die Interessen eines 

Staats in Bezug auf andere Staaten durchaus ändern. Der Wandel von Identitäten 

und Interessen geschieht demnach aufgrund (1.) normativ-bedingten Lernens, (2.) 
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aufgrund eines evolutionären Lernprozesses oder (3.) als Folge einer kritischen Hin-

terfragung des eigenen Rollenverständnisses (Wendt 1992: 410-422). Die Transfor-

mation staatlicher Identität durch einen bewussten und normativ-bedingten Lern-

prozess beschreibt Wendt wie folgt: Zunächst muss ausreichend Zustimmung zu einer 

zukünftigen Norm bspw. dem völkerrechtlichen Prinzip der Souveränität unter den 

Akteuren des internationalen Systems vorhanden sein. Anschließend wird diese 

Norm von einigen Akteuren internalisiert und im Laufe der Zeit schließlich zwischen 

den Staaten sozialisiert (Wendt 1992: 414).  

Dieser Lernprozess kann jedoch ebenfalls evolutionär bedingt sein. Staaten senden in 

ihrem Interaktionsprozess Signale aus. Im Laufe der Zeit können sich sowohl diese 

selbst, als auch die Wahrnehmung dieser Signale ändern und in Konsequenz zu einer 

gewandelten Identität führen (Wendt 1992: 418). Die dritte Möglichkeit einer struk-

turellen Veränderung des internationalen Systems stellt die kritische Hinterfragung 

der eigenen Identität dar. Diese gliedert sich in folgende Phasen: Aus strategischen 

Gründen bspw. rückt ein Staat von einem ihm zuvor selbstverständlichen Rollenver-

ständnis ab (Wendt 1992: 419). Dieser Distanzierung folgt eine kritische und objek-

tive Hinterfragung der staatlichen Identität, an deren Ende ein neues Rollenver-

ständnis und Selbstbild als Beginn neuen staatlichen Handelns steht.  

Wie dargelegt, spielen Identitäten im Konstruktivismus eine zentrale Rolle, da sie die 

Basis für die Interessenbildung eines Staats darstellen. Wie läuft der Prozess der 

Identitätsbildung im Einzelnen ab, welche Faktoren bestimmen die Identität eines 

Staats? Alexander Wendt unterscheidet zwischen der Identität auf nationaler (corpo-

rate identities) und auf internationaler Ebene (social identities). Maßgebliche Grundla-

gen für die corporate identity der Staaten sind laut Wendt das politische System, das 

Territorium, sozio-kulturelle Einflüsse und staatspolitische Zielsetzungen, wie etwa 

Wohlfahrtssteigerung oder Existenzsicherung (Wendt 1994: 385). Social identity wie-

derum erlangen Staaten laut Wendt durch die wechselseitige Interaktion mit anderen 

Staaten (Wendt 1994: 385). Für Wendt geht der Großteil der Identitätsbildung eines 

Staats auf die sozialen Interaktionen mit anderen Staaten zurück, nationale Beson-

derheiten, wie die Kultur oder das politische System spielen für ihn eine eher unter-

geordnete Rolle. Diesem Ansatz widersprechen jedoch die meisten Konstruktivisten, 

wie bspw. Thomas U. Berger. Dieser beschreibt staatliche Identität als  
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„subset of the larger historical-political culture that encompasses orientati-

ons related to defense, security, the military as an institutions, and the use 

of force in international affairs“ (Berger 1998: 15). 

Unklarheit herrscht ferner auch bei der Benutzung der Begrifflichkeiten „nationale 

Identität“ und „staatliche Identität“. Im Rahmen der vorliegenden Arbeit werden 

beide Termini weitestgehend als Synonyme verwendet. Um den im ersten Teil der Ar-

beit untersuchten empirischen Sachverhalt mittels des Konstruktivismus zu erklä-

ren, wird in den folgenden Kapiteln sowohl die corporate identity als auch die social 

identity der Vereinigten Staaten und der Rising Powers erarbeitet. 

 

Um den empirischen Sachverhalt mittels des Wendt’schen Konstruktivismus erklä-

ren zu können, wird im Folgenden zunächst die corporate identity der zu untersuchen-

den Staaten beschrieben. Die Analyse der staatlichen Identität eines Staats ist eine 

komplexe Aufgabe, welche auf vielen gesellschaftlichen Ebenen stattfinden kann. Wie 

zuvor angesprochen, bereitet es konstruktivistischen Vertretern Schwierigkeiten, ei-

nen Konsens in der Frage zu finden, wodurch die corporate identity eines Staats letzt-

endlich definiert wird. Folglich soll an dieser Stelle nur auf diejenigen Faktoren ein-

gegangen werden, welche für einen großen Teil der außenpolitischen Identitätsbil-

dung des jeweiligen Staats relevant sind. Dazu werden im Allgemeinen Einflüsse und 

Kennzeichen, wie das politische System, die ethnische Zusammensetzung der Gesell-

schaft, das Territorium, etwaige historische Hintergründe, ideologische Weltbilder 

und andere soziologische und kulturelle Normen gezählt. 

 

Als grundlegendes Prinzip der außenpolitischen Identität der Vereinigten Staaten 

gilt das mythologisierte Leitbild des American Exceptionalism. Dieses Prinzip beschreibt 

die Sonderstellung der Vereinigten Staaten im internationalen Vergleich, deren 

Grundlage die spezielle Geschichte des Landes über Kolonialisierung, Unabhängigkeit 

und Bürgerkrieg, Sklaverei und Demokratisierung bildet. Durch den American Excep-

tionalism wird der US-amerikanischen Gesellschaft, ihren Subsystemen, wie dem poli-

tischen System und der Verfassung, dem Rechts- und Sozialwesen und ihren ideolo-

gischen Werten eine besondere Bedeutung zugewiesen. Demnach werden die als klas-

sisch amerikanisch verstandenen Werte, wie Freiheit, Gleichheit, Menschenwürde, 
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das Recht auf individuelle Entfaltung und auf rechtsstaatliche Teilhabe an Gemein-

wesen und Gesellschaft sowie der marktwirtschaftliche Grundsatz des Laissez-faire 

als grundlegende Faktoren für den Status der Vereinigten Staaten als eine der ersten 

modernen und säkularen Demokratien17 betrachtet. Die historischen Ursprünge des 

American Exceptionalism gehen bis weit in die Geschichte der Kolonialisierung Ameri-

kas durch europäische Siedler zurück. 

In seiner Predigt „A Model of Christian Charity“, die gemeinhin als Ausgangspunkt des 

American Exceptionalism angesehen wird, beschreibt John Winthrop, der zweite 

Gouverneur der Massachusetts Bay Colony zum ersten Mal die religiöse Besonderheit 

und ideologische Einzigartigkeit der damaligen britischen Kolonie: 

„For we must consider that wes hall be a city upon a hill. The eyes of 

all people are upon us, so that if wes hall deal falsely with God in this 

work we have undertaken, and so cause Him to withdraw His present 

help from us, we shall be made a story and a byword through the 

world.“ (Winthrop 1630). 

Die Worte „City upon a Hill“ beziehen sich auf die christliche Bergpredigt und beschrei-

ben die religiöse Überzeugung Winthrops, dass die puritanischen Siedler ein besonde-

res Abkommen mit Gott haben, ähnlich des Bunds zwischen Gott und den Israeliten, 

dem auserwählten Volk des Alten Testaments. Ihnen sei es auferlegt, so Winthrop, 

diese Bestimmung Gottes in der Neuen Welt zu erfüllen. Der zweite wichtige Eckpfei-

ler des American Exceptionalism findet sich in dem Pamphlet „Common Sense“, welches 

von Thomas Paine zur Zeit der Amerikanischen Revolution verfasst wurde. Dort wird 

den britischen Siedlern die Fähigkeit zugeschrieben, eine neue Welt zu begründen, 

deren Werte sich von den veralteten Normen des alten Europa grundlegend unter-

scheiden.  

Der europäische Publizist Alexis de Tocqueville beschrieb in den Jahren 1831-1840 

erstmals konkret den American Exceptionalism und die damit verbundene Sonderstel-

lung der Vereinigten Staaten: 

                                                           
 

Im Gegensatz zum europäischen Laizitäts-Verständnis, nach dem der Staat vor religiösem Einfluss geschützt 
werden soll, dient die Trennung von Kirche und Staat in den Vereinigten Staaten primär der freien Religions-
ausübung und dem Schutz vor staatlicher Einflussnahme (Ungern-Sternberg 2008: 333.) 
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„The position of the Americans is therefore quite exceptional, and it 

may be believed that no democratic people will ever be placed in a sim-

ilar one. Their strictly Puritanical origin, their exclusively commer-

cial habits, even the country they inhabit, which seems to divert their 

minds from the pursuit of science, literature, and the arts, the prox-

imity of Europe, which allows them to neglect these pursuits without 

relapsing into barbarism, a thousand special causes, of which I have 

only been able to point out the most important, have singularly con-

curred to fix the mind of the American upon purely practical objects. 

His passions, his wants, his education, and everything about him 

seem to unite in drawing the native of the United States earthward; 

his religion alone bids him turn, from time to time, a transient and 

distracted glance to heaven.“ (de Tocqueville 1945 [1835]: 45). 

Für de Tocqueville stellen der Geist der puritanischen Religion und die freiheitlichen 

Werte die zentralen Konstanten der amerikanischen Kultur dar und sollen allen de-

mokratischen Staaten in der Folge als Vorbild dienen. Diese Rolle der Vereinigten 

Staaten, als Vorbild für andere Demokratien zu fungieren, meinte der Historiker Sey-

mour Martin Lipset in seinen Arbeiten, als er die USA als „The First New Nation“ be-

zeichnete (Lipset 1996: 18). Zwar leiteten einige neokonservative Stimmen aus dem 

American Exceptionalism in der Vergangenheit einen globalen Führungsanspruch der 

Vereinigten Staaten ab und propagierten einen offensiven „Kulturimperialismus“, 

allgemein gesprochen bezieht sich darauf jedoch ausschließlich die Annahme, die 

USA würden sich qualitativ von anderen Staaten unterscheiden (Koh 2005: 225). 

Aus dem American Exceptionalism ergibt sich ein Selbstbild der Vereinigten Staaten, 

welches sich wie ein roter Faden durch das Handeln sowohl demokratischer als auch 

republikanischer US-Regierungen zieht. Neben dem demokratischen US-Präsidenten 

John F. Kennedy im Jahre 1961 (Kennedy 1961) bezog sich ebenfalls der Republikaner 

Ronald Reagan in seiner Farewell Address auf den Terminus der „City upon a Hill“ von 

Winthrop: 

„I've spoken of the shining city all my political life, but I don't know if 

I ever quite communicated what I saw when I said it. But in my mind 

it was a tall proud city built on rocks stronger than oceans, wind-

swept, God-blessed, and teeming with people of all kinds living in har-

mony and peace, a city with free ports that hummed with commerce 

and creativity, and if there had to be city walls, the walls had doors 

and the doors were open to anyone with the will and the heart to get 

here. That's how I saw it and see it still […].“ (Reagan 1989). 

Für US-Präsident Reagan sind die Vereinigten Staaten eine ethnisch vielfältige Na-

tion, bestehend aus Immigranten aus allen Teilen der Welt, deren liberales Wertefun-

dament felsenfest im stürmischen Ozean steht und deren Wohlstand durch freien 
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Handel gesichert wird. Er beschreibt die Vereinigten Staaten als das Land, welches 

gemeinhin als „Land der unbegrenzten Möglichkeiten“ bezeichnet wird. Ausgehend 

vom American Exceptionalism stehen die Schaffung und die Ausbreitung eines US-

zentrierten internationalen Systems auf Basis liberal-demokratischer Wertevorstel-

lungen im Mittelpunkt amerikanischer Außenpolitik. Diese Identifikation mit demo-

kratischen und liberalen Werten, wie Toleranz, Menschenwürde und Gerechtigkeit, 

ist grundlegend für das US-amerikanische Selbstverständnis. In seiner Rede anläss-

lich seiner Vereidigung im Jahre 2013 bestätige US-Präsident Obama die Absicht der 

Vereinigten Staaten, Demokratie und Freiheit überall auf der Welt zu unterstützen: 

„America will remain the anchor of strong alliances in every corner 

of the globe. And we will renew those institutions that extend our ca-

pacity to manage crisis abroad, for no one has a greater stake in a 

peaceful world than its most powerful nation. We will support democ-

racy from Asia to Africa, from the Americas to the Middle East, be-

cause our interests and our conscience compel us to act on behalf of 

those who long for freedom. And we must be a source of hope to the 

poor, the sick, the marginalized, the victims of prejudice –- not out of 

mere charity, but because peace in our time requires the constant ad-

vance of those principles that our common creed describes: tolerance 

and opportunity, human dignity and justice.“ (Obama 2013). 

Die Universalität und Egalität bürgerlicher, politischer, ökonomischer, sozialer und 

kultureller Rechte und Werte bilden die Essenz des American Exceptionalism. Aus Sicht 

vieler US-Amerikaner wurde dieser im 20. Jahrhundert wiederholt auf die Probe ge-

stellt. Die militärischen und ideologischen Auseinandersetzungen mit den totalitären 

Regimen des Nationalsozialismus, des Faschismus und des Kommunismus in Europa 

und auf der ganzen Welt schärften folglich das Selbst- und Rollenverständnis der Ver-

einigten Staaten, als letzte Bastion westlicher demokratischer Wertevorstellungen. 

Der Ideenwettbewerb zwischen Marktwirtschaft und marxistisch-geprägter Plan-

wirtschaft verstärkte zum einen die starke antikommunistische Ausrichtung der 

USA (Shafer 1999: 448), man denke nur an die McCarthy-Ära in der Anfangsphase 

des Kalten Kriegs zurück, zum anderen bildet dieser einen der Eckpfeiler eines öko-

nomischen Systems, in welchem die grundlegenden Rechte jedes Individuums geach-

tet werden. Denn im „Land der unbegrenzten Möglichkeiten“ hat jeder sein Schicksal 

selbst in der Hand. So heißt es auch in der Präambel der amerikanischen Verfassung: 

„We the People of the United States, in Order to form a more perfect 

Union, establish Justice, insure domestic Tranquility, provide for the 
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common defence, promote the general Welfare, and secure the Bles-

sings of Liberty to ourselves and our Posterity, do ordain and estab-

lish this Constitution for the United States of America.“ (Verfassung 

der Vereinigten Staaten von America (2014). 

 

Die Identität Chinas ist auch heute noch in einem signifikanten Maß von der Philoso-

phie Konfuzius’ geprägt. Im Mittelpunkt der konfuzianischen Lehre steht eine stabile, 

zwar harmonische, aber doch hierarchische Welt, mit welcher der gebildete und ge-

rechte Mensch idealerweise im Gleichgewicht steht. Das aus diesem Denken hervor-

gehende Harmoniebedürfnis lässt sich bspw. ebenfalls im Yin-Yang-Denken oder der 

Lehre der Fünf Elemente erkennen. Ein kompromissloses und egoistisches Durchset-

zen eigener Interessen gilt in der chinesischen Gesellschaft dagegen als unmoralisch 

und ist verpönt. Bei Problemen und Streitfragen wird oftmals ein Kompromiss ange-

strebt, welcher für alle Parteien im gleichen Maße akzeptabel ist. Die Gemeinschaft 

genießt insofern in China auch generell einen höheren Stellenwert als das Indivi-

duum. 

Die chinesische Zivilisation weist eine lange und weitreichende Kultur auf (Duara 

1993: 2). Ein Beleg für das selbstbewusste Selbstbild der Chinesen lässt sich bspw. in 

der Präambel der Verfassung für die Volksrepublik China finden. Dort heißt es: 

„China is a country with one of the longest histories in the world. The 

people of all of China's nationalities have jointly created a culture of 

grandeur and have a glorious revolutionary tradition.“ (Verfassung 

der Volksrepublik China 2014). 

Die enorme Bedeutung, welche die chinesische Gesellschaft der eigenen Zivilisation 

beimisst, wird ebenfalls in der Begründung des Herrschaftsanspruchs des chinesi-

schen Kaisers deutlich. Der Begriff tianxia (wörtlich: Alles unter dem Himmel) be-

zeichnete zum einen sowohl den militärischen als auch den ökonomischen Herr-

schafts- und Einflussbereich des Chinesischen Reichs, zum anderen ist er ein Syno-

nym für die göttliche Allmacht. Die chinesischen Herrscher trugen seit der Zhou-Dy-

nastie in den Jahren 1046-256 v. Chr. den offiziellen Titel tianzi (wörtlich: Sohn des 

Himmels) und erlangten durch tianming (wörtlich: Mandat des Himmels) die Herr-

schaft über die Menschen. Wichtig ist, dass die chinesischen Kaiser nicht nur auf die-

sem Wege die Macht vom göttlichen Himmel tianxia übertragen bekommen haben, 

sondern ihnen diese gleichfalls wieder genommen werden kann: 
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„Heaven sees according as the people sees; Heaven hears according 

as the people hear.“ (Mencius 1861: 233). 

Der göttliche Himmel symbolisiert also die Menschen, respektive das chinesische 

Volk. Im Zuge dieser Interpretation kann man also behaupten, dass die Herrschaft 

des tianzi vom Willen der Menschen abhängig ist. 

Im Zusammenspiel mit den Lehren des Konfuzius beeinflusst die tianxia das chinesi-

sche Denken ebenfalls auf internationaler Ebene. So befürwortet die Volksrepublik die 

Entwicklung und Bewahrung eines stabilen und harmonischen internationalen Sys-

tems (Pardo 2009: 11), in dem gemäß der Lehren des Konfuzius alle Staaten ihren 

rechtmäßigen Platz einnehmen. Diese Philosophie war in früheren Zeiten Grundlage 

für den sog. Sino-Zentrismus, der für die Überlegenheit der chinesischen Zivilisation 

(hua) gegenüber anderen Völkern und Staaten stand, welche in diesem Kontext als yi, 

als „Barbaren“, bezeichnet wurden (Duara 1993: 5). Ein Ausdruck des chinesischen 

Machtbewusstseins der damaligen Zeit bestand in der Errichtung eines effektiven 

Tributsystems gegenüber den „barbarischen“ Staaten, welches nach Meinung einiger 

Autoren jedoch zugleich entscheidend für die friedliche Entwicklung im südpazifi-

schen Raum war (Pardo 2009: 11; Andornino 2006: 20). Der chinesische Kaiser bot 

anderen Völkern seinen Schutz an – im Austausch für entsprechende Tributzahlun-

gen. Durch dieses durchdachte Tribut- und Handelssystem gelang es den chinesi-

schen Herrschern, das Chinesische Reich als zentrale Macht in der asiatisch-pazifi-

schen Region zu etablieren. 

Neben der konfuzianischen Philosophie ziehen sich vor allem die Ideen der Reform 

und Revolution wie ein roter Faden durch die chinesische Identität (Chan 1999: 64). 

Das „Zeitalter der Demütigung“ (bai nian guo chi) , eingeläutet durch die ersten inten-

siven Kontakte mit dem Imperialismus des industrialisierten Westens ist der Ur-

sprung für den chinesischen Drang zu Veränderung und Modernisierung: 

„The idea of revolution and reform made China to self-identify as a 

revolutionary or reformist state, depending on the leader of the time. 

This led to an interest which has survived the changes in political sys-

tem and governments that have taken place in China in the 20th and 

21th centuries. This interest is modernization.“ (Prado 2009: 11). 

Die zwei verlorenen Opiumkriege und der Boxeraufstand im 19. Jahrhundert sowie 

die von der chinesischen Regierung praktizierte Politik der offenen Tür gegenüber 
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westlichen Staaten Anfang des 20. Jahrhunderts, führten beinahe zur Kolonialisie-

rung Chinas und ließen die chinesischen Führer dessen Rückständigkeit im Vergleich 

zu den westlichen Mächten erkennen. Seitdem bildet die innen- und außenpolitische 

Modernisierung eine der Konstanten chinesischer Politik. In ihren Anfangsjahren 

war die chinesische Revolution in der Frage gespalten, auf welchem Wege diese Mo-

dernisierung erreicht werden kann. Während die einen an den konfuzianischen Wer-

ten und der traditionellen chinesischen Kultur festhielten, befürworteten die anderen 

eine Modernisierung des chinesischen Staatsapparats nach westlichem Vorbild 

(Chan 1999: 65). 

Der Führer der kommunistischen Revolution Mao Tse-Tung lehnte die konfuziani-

schen Werte Stabilität und Harmonie ab und rief zur Abkehr von alten Bräuchen und 

Traditionen auf. In der Folge begründete er eine chinesische Politik, die auf den revo-

lutionären Grundsätzen von Marxismus und Leninismus beruhte. Das Ziel der neu-

gegründeten Volksrepublik China bestand darin, ein neuartiges soziales und ökono-

misches System zu schaffen, das auf innenpolitischer Solidarität und sozialer Gleich-

heit basiert und zugleich die nationale Einheit und außenpolitische Souveränität ge-

genüber ausländischen Machtansprüchen stärkt. Der Große Sprung nach vorn (dà yuè 

jìn) und die Kulturrevolution (wéngé) hatten schließlich die Modernisierung der chi-

nesischen Gesellschaft und die gänzliche Eliminierung westlichen Einflusses zum Ziel 

und waren für Mao Schlüssel zur Rückkehr Chinas zur Großmacht. 

Nach dem Tod Maos übernahm Deng Xiaoping die Führung der Kommunistischen 

Partei (KPCh). Xiaoping legte den Grundstein für eine schrittweise Öffnung der chi-

nesischen Wirtschaft gegenüber marktwirtschaftlichen Prinzipien. Es gelang ihm in 

den späten 1970ern mit einer sanften Reformagenda einen eigenen Sozialismus chi-

nesischen Typs zu entwickeln und zugleich wichtige Wirtschaftssektoren zu stärken, 

ohne dass der Staat gewichtige Produktionseinheiten privatisieren musste (Chan 

1999: 66). Laut Pardo ist das chinesische Model des Realsozialismus also erneut ein 

Mittel zum Zweck, um die Volksrepublik China zu modernisieren (Pardo 2009: 14). Im 

Jahr 2013 verkündete der damalige Generalsekretär der KPCh und jetzige Präsident 

der Volksrepublik ein neues Leitbild: den Chinese Dream. In Anlehnung an die be-

rühmte amerikanische Variante fordert der sozialistisch geprägte Chinese Dream die 

nationale Erneuerung, die Verbesserung der Lebensverhältnisse des chinesischen 
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Volkes, Wohlstand sowie eine Stärkung militärischer Kräfte (Bishop 2013), womit das 

„Zeitalter der Demütigung“ in der Mitte des 21. Jahrhunderts endgültig abgeschlos-

sen werden soll.  

 

Aufgrund der hohen ethnischen, religiösen, sprachlichen und sozio-kulturellen Viel-

falt ist eine einheitliche nationale Identität Indiens schwer zu bestimmen. Jahrhun-

dertelang war der Subkontinent Indien vom Rest Asiens durch die Gebirgsregion im 

Norden und die angrenzenden Küstenregionen im Süden, Osten und Westen getrennt, 

sodass sich eine eigene Zivilisation, beeinflusst von Hinduismus und Islam, heraus-

bilden konnte (Dutt 1998: 415). Ähnlich wie die Volksrepublik China sieht sich Indien 

dementsprechend eher als einflussreiche Zivilisation, denn als Nationalstaat: 

„India’s 3000 year history has left its imprint on Indian society and 

its political elite. While this past does not dictate contemporary pol-

icy, it does influence it.“ (Cohen 2002: 34). 

Auch das Jahrhunderte alte Kastensystem, welches die Gesellschaft in eine strenge 

Hierarchie unter strikter Abgrenzung zu anderen Gruppen unterteilt, hat bis heute 

große soziologische und kulturelle Auswirkungen auf die indische Gesellschaftsord-

nung.  

Der wohl wichtigste Faktor für die Bildung einer indischen Nationalidentität war al-

lerdings der Unabhängigkeitskampf gegen die britischen Kolonialherren. Die Demo-

kratie als Regierungsform ist seitdem wichtiger Bestandteil der indischen Identität 

(Parekh 2006: 11). Spätestens mit der Staatsgründung im Jahre 1947 ist die politische 

Elite Indiens von dem Drang geprägt, auch aufgrund des großen Staatsgebietes und 

der hohen Bevölkerungszahl eine wichtigere Rolle in der internationalen Politik zu 

spielen (Smith 2012: 373). Bis heute ist die indische Gesellschaft in großen Teilen von 

Mahatma Gandhis Grundhaltung, dem beharrlichen Festhalten an der Wahrheit 

(satyagraha) sowie seiner Interpretation des hinduistischen Prinzips der Gewaltlosig-

keit (ahimsa) geprägt (Smith 2012: 373). Demnach besteht die Nationalphilosophie In-

diens zu gleichen Teilen aus individueller Freiheit, der Chancengleichheit, sozialer 

Gerechtigkeit, Säkularismus und Rationalität (Dutt 1998: 421). Nach der Ermordung 

Gandhis beabsichtigten seine politischen Erben zunächst, dessen Grundsätze ebenso 
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auf internationaler Ebene zu etablieren und befürworteten einen Indian Exceptiona-

lism: 

„The non-violent nature of the anti-colonial movement contributed to 

the ideas that the new nation, India, represented a vastly different 

entity in a world dominated by realpolitik.“ (Krishna 1999: 14). 

Besonders der erste Premierminister Indiens, Jawaharlal Nehru, verfolgte eine Phi-

losophie des strikten Gewaltverzichts, indem er zu Beginn des Kalten Kriegs zunächst 

auf eine strategische Kooperation sowohl mit den Vereinigten Staaten als auch mit 

der UDSSR verzichtete (Smith 2012: 374). Vielmehr gründete sich auf Initiative 

Nehrus die Bewegung der Blockfreien Staaten (NAM), die keinem militärischen Block 

zuzurechnen waren und sich im Ost-West-Konflikt neutral verhielten. 

„India’s position on world issues was informed by a rare moral clarity 

and courage which won India many admires, made India the leader of 

the developing countries.“ (Sikri 2008: 11). 

So war ebenfalls Indien einer der führenden Staaten innerhalb der Gruppe der 77, die 

zum Ziel hatte, die Position der Entwicklungs- und Schwellenländer auf dem Welt-

markt zu verbessern. Anfang der 1960er Jahre veränderte sich Indiens strikte Posi-

tionierung zwischen Gewaltverzicht und politischer Neutralität im Kalten Krieg 

(Parekh 2006: 6). Die politische Elite Indiens näherte sich ideologisch leicht der 

UDSSR an, vor allem vor dem Hintergrund der regional-hegemonialen Rivalität mit 

der Volksrepublik China und verweigerter US-Militärhilfe. Dennoch nahm Indien in 

kritischen Fragen weiterhin eine neutrale Position ein und wandte sich umso energi-

scher den NAM zu. Der indische Premierminister Jawaharlal Nehru sagte damals: 

„[…] if India is to survive, India will survive by her own strength, self-

help and self-confidence, not by relying on others. That is the lesson 

that our own struggle for freedom has taught us […] we are not going 

to ask any country to defend us with their armed forces.“ (Chaudhuri 

2008: 10). 

Der Konflikt mit der Volksrepublik China eskalierte Ende des Jahres 1962 mit dem 

Indisch-Chinesischen Grenzkrieg, welcher mit einem Sieg Chinas beendet wurde, je-

doch ohne nennenswerte Territorialveränderungen auf beiden Seiten. Einige Span-

nungen hinsichtlich der Grenzziehung bestehen zwar noch immer, die Beziehungen 

der beiden Länder haben sich seitdem jedoch merklich verbessert. In der jüngsten 

Vergangenheit kam es jedoch wieder vermehrt zu kleineren Zwischenfällen in der 

Grenzregion. In der Folge belegten zahlreiche Zeitungsartikel, dass eine militärische 
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Bedrohung Indiens durch die Volksrepublik China in der indischen Gesellschaft noch 

immer wahrgenommen wird. 

Für Rahul Sagar existieren vier politische Ideologien innerhalb der indischen Gesell-

schaft: (1.) die Moralisten, (2.) die Hindu-Nationalisten, (3.) die Strategen sowie (4.) 

die Liberalen (Sagar 2009). Die Moralisten um Jawaharlal Nehru befürworten einen 

Indian Exceptionalism. Demnach soll Indien durch Befolgung wichtiger moralischer 

Prinzipen, wie dem Gewaltverzicht und der Universalität des Völkerrechts, als Vor-

bild für andere Staaten im internationalen System dienen. Weiter propagieren diese 

eine stärkere Integration auch von Entwicklungsstaaten in die internationale Insti-

tutionenlandschaft. Die Hindu-Nationalisten wiederum, eine traditionell sehr starke 

Richtung in der indischen Gesellschaft, fordern eine effektive, auch militärisch ge-

stützte Außenpolitik und sehen den indischen Staat als Verteidiger des Hinduismus. 

Vertreter der strategischen Denkrichtung möchten die Bedeutung und das Engage-

ment des indischen Staats innerhalb Süd-Ost-Asiens festigen. Dabei befürworten sie 

neben dem Einsatz klassischer Diplomatie und Entwicklungshilfe bewusst gleichfalls 

den Einsatz militärischer Mittel (Smith 2012: 375). 

Vertreter des liberalen Flügels innerhalb der indischen Gesellschaft, wie der jetzige 

Premierminister Manmohan Singh, haben in den letzten beiden Jahrzehnten immer 

mehr Unterstützung erhalten. Sie propagieren das, was man am ehesten unter einem 

politischen Pragmatismus versteht (Smith 2012: 375). So brachen die politischen 

Führer der letzten Jahre entscheidend mit der außenpolitischen Ausrichtung von 

Nehrus Indien und legten ein größeres Augenmerk auf Militär und Wirtschaft 

(Parekh 2006: 7). Außerdem fordern sie eine stärkere Anbindung an die westlichen 

Staaten, besonders an die USA, um durch enge Handelsbeziehungen und eine gestie-

gene Interdependenz den Wohlstand und Frieden des indischen Staats zu sichern. Die 

schrittweise Abkehr von den moralischen Werten der Gründungsphase Indiens lässt 

sich an folgender Aussage Singhs festmachen, der seinen pragmatischen Politikan-

satz wie folgt begründet: 

„The world is not a morality play. The world’s political and economic 

system is a power play and those who have greater power use it to 

their advantage.“ (Singh 2008). 
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Seit einiger Zeit ist eine Abkehr von Indiens alleiniger Rolle als Fürsprecher des glo-

balen Südens zu beobachten, da Indien, der politischen Elite des Landes zufolge, in zu 

geringem Ausmaß von diesem Rollenverständnis profitiert hat (Sagar 2009: 813). 

Den liberalen Kurswechsel in Indiens Außenpolitik beschreibt der jetzige Außenmi-

nister Somanahalli Mallaiah Krishna treffend, wenn er sagt: 

„One of the main challenges of our foreign policy lies in creating and 

maintaining a regional and international environment which would 

enable us to sustain a high rate of economic growth, create more op-

portunities for Indian entrepreneurship and enable India to realize 

her vast, latent potential. The pursuit of enhanced trade, investment 

inflows, technology transfers, energy security and other economic 

imperatives has become an overarching imperative of our foreign 

policy.“ (Krishna 2009). 

 
Die Verfassung Indiens orientiert sich an westlichen Vorbildern und kombiniert libe-

rale Ansätze mit den Vorzügen der Präsidialverfassung, welche in vielen britischen 

Kolonien maßgeblich war. Die Präambel der indischen Verfassung lehnt sich an den 

Grundrechtekatalog der Französischen Revolution an: 

„We, the people of India having resolved to constitute India into a sov-

ereign, socialist, secular, democratic republic and to secure to all its 

citizens: justice, social, economic and political; liberty of thought, ex-

pression, belief, faith and worship; equality of status and opportunity; 

and promote among them all: fraternity assuring the dignity of the 

individual and the unity of the nation; […].” (Verfassung der Republik 

Indien 2007). 

 
Die Termini socialist und secular wurden Mitte der 1970er Jahre in die indische Ver-

fassung aufgenommen. Die indische Gesellschaft ist jedoch auch weiterhin von den 

religiösen Auseinandersetzungen und dem religiös-motivierten Terrorismus zwi-

schen Hindus und Muslimen geprägt.  

 

Auf der Flucht vor der napoleonischen Invasion Portugals verlegte der portugiesische 

König João VI. seinen Regierungssitz im Jahr 1807 nach Rio de Janeiro und regierte 

sein Reich seitdem von Brasilien aus. Die Aufwertung Brasiliens auf den Status eines 

gleichwertigen Königreichs in Personalunion mit Portugal war die Folge der napole-

onischen Kriege. Mit der Unabhängigkeit des brasilianischen Kaiserreichs im Jahre 

1822 entledigten sich die Brasilianer jedoch schon vergleichsweise früh der europäi-

schen Fremdbestimmung. Die oberste Maxime der jungen brasilianischen Monarchie 

war anschließend die „Konsolidierung des nationalen Raumes“ (Lafer 2000: 214). Die 
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Schaffung dieses nationalen Raums basiert vornehmlich auf friedlichen Beziehungen 

zu den südamerikanischen Nachbarstaaten sowie der Wahrung der Unabhängigkeit 

und Souveränität, der territorialen Integrität und der nationalen Einheit (Wolfe 

2008: 7). Aus der großen Fläche und den enormen Rohstoffvorkommen leitet sich der 

regionale und neuerdings in Teilen auch globale Führungsanspruch Brasiliens ab 

(Grabendorff 2010: 16). Dies bezeichnet ebenfalls der Terminus des „grandeza“, also 

der schicksalshaften Bedeutung Brasiliens, die als wichtigste Triebfeder und Leitlinie 

der internationalen Politik des brasilianischen Staates gilt.  

Aber auch der Einfluss des westlichen Kolonialismus auf das Selbstbild des modernen 

Brasilien lässt sich nicht leugnen. Der multiethnischen Gesellschaft des größten und 

bevölkerungsreichsten Landes Südamerikas, bestehend aus schwarzen Sklaven aus 

Afrika, weißen Siedlern aus Europa und der indigenen Bevölkerung, schreibt Darcy 

Ribeiro eine großartige Zukunft als das „tardy, tropical new Rome“ zu (Ribeiro 

2000: 321 ff.). Im Jahre 1953 beschrieb der damalige Außenminister Alfonso Arinos 

die Nationalphilosophie Brasiliens vor der Generalversammlung der Vereinten Nati-

onen wie folgt: 

„The liberation movement of the old colonial peoples will not turn 

back. Brazil, an ex-colony, is constructing a new civilization, in a 

mostly tropical territory with people from all races. Its destiny there-

fore conferred upon a firmly anti-colonialist and anti-racist conduct.“ 

(Lafer 2000: 2013). 

Für Lateinamerika untypisch ist die stabile Außenpolitik Brasiliens (Politica de Es-

tado). Aufgrund der ökonomischen Stärke und seiner gewaltigen Rohstoffvorkommen 

sah sich Brasilien geraume Zeit selbst vor allem als Handelsmacht und verstand seine 

Außenpolitik demgemäß vorrangig als Mittel zur wirtschaftlichen Entwicklung. War 

es unter der Militärdiktatur das vorrangige Ziel, eine weltweit effektive Außenhan-

delspolitik zu betreiben, so kam mit der Rückkehr zur Demokratie 1985 die sog. Süd-

Süd-Orientierung als weiteres Leitbild hinzu. In der Vergangenheit bemühte sich Bra-

silien zudem, die Abrüstung nuklearer und konventioneller Waffen auf internationa-

ler Ebene voranzutreiben. Zurecht kann die brasilianische Identität daher mit den 

sog. „Three D’s“ beschrieben werden: decolonization, development und disarmament 

(Lafer 2000: 213).  
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In ihrer Rolle als Fürsprecher des globalen Südens zeigt sich erneut die schon ange-

sprochene antikolonialistische und antirassistische Ausrichtung brasilianischer Po-

litik. Aufgrund der 76 Millionen Einwohner afrikanische Herkunft sind gute Bezie-

hungen zu afrikanischen Staaten eine unverzichtbare Konstante für viele brasiliani-

sche Politiker (Seibert 2009: 8). Die Intensivierung der Kooperation mit den Entwick-

lungs- und Schwellenländern und der Fokus auf Staaten in Südamerika, Afrika und 

des Mittleren Ostens bildet seitdem die zweite tragende Säule außenpolitischer Iden-

tität.  

Mit der Schaffung eines gemeinsamen südamerikanischen Marktes durch die Grün-

dung des Mercosur und besonders während der Präsidentschaft Luis Inácio Lula da 

Silva zeigte sich eine Abkehr von der Identifikation mit Lateinamerika und eine stär-

kere Hinwendung Brasiliens zu Südamerika (Grabendorff 2010: 18).  

„Historically, Brazil was in, but not of, South America, and its relati-

ons in the region, outside the Southern Cone, were often distant. 

(Hurrel 2010: 142). 

Folglich betont Brasiliens Außenminister Celso Amorim die geopolitische Einheit 

Südamerikas als Basis des außenpolitischen Handelns und weist auf die strukturellen 

Unterschiede zu mittelamerikanischen Staaten wie Mexiko und Kuba hin (Zilla 

2011: 13). Eine starke regionale Bindung an die südamerikanischen Nachbarstaaten 

sei Lafer zufolge für Brasilien nicht optional, sondern der Kern brasilianischer Diplo-

matie (Lafer 2004: 52). Der Anspruch Brasiliens, als regionale Ordnungsmacht in 

Südamerika wahrgenommen zu werden, wird durch die erfolgreiche Übernahme der 

Rolle des Konfliktmanagers unterstrichen. Schon früh vermittelte Brasilien etwa im 

Konflikt zwischen Kolumbien und Peru oder im sog. Chacokrieg zwischen Paraguay 

und Bolivien (Lafer 2000: 216).  

Vor dem Hintergrund exportpolitischer Entscheidungen18 stellte Brasilien zu Beginn 

des 20. Jahrhunderts unter dem damaligen Außenminister Baro do Rio Branco die 

Weichen für eine enge Anbindung an die USA, ein außenpolitisches Dogma, welches 

bis auf wenige Ausnahmen als „unwritten alliance“ (Burns 1966) bis in die 1970er Jahre 

fortgeführt wurde (Birle 2010: 4). Spätestens zu diesem Zeitpunkt wuchs jedoch die 

                                                           
 

18 Die Vereinigten Staaten waren für Brasilien seit jeher einer der Hauptabsatzmärkte für u.a. Kaffee. 
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Unzufriedenheit mit der von den USA repräsentierten Wirtschaftsordnung (Birle 

2010: 5), die in der zunehmenden sozialen Kluft zwischen Arm und Reich in der bra-

silianischen Gesellschaft sichtbar wurde. Dieser Widerspruch zeigt sich in dem Bild 

der „Dois Brasis“, das noch heute oft Verwendung findet (vgl. Lambert 1959). Die bra-

silianische Diplomatie strebt zwar freundschaftliche Beziehungen zu den USA an, sie 

spricht sich aber auch eindeutig gegen eine Unterordnung unter die nordamerikani-

sche Supermacht aus. Mittlerweile hat sich zudem bei den politischen Eliten des Lan-

des der Eindruck verfestigt, dass Brasilien nicht in ausreichendem Maße von dem 

vorherrschenden System profitiert. So kann in diesem Kontext zurecht von Brasilien 

als Macht gesprochen werden, die den Status-Quo des internationalen Systems in-

frage stellt (Grabendorff 2010: 19), vor allem vor dem Hintergrund der schon aufge-

zeigten Rolle Brasiliens als Fürsprecher des globalen Südens. 

Brasilien hat seit seiner Gründung viele Regierungsumstürze und Putschversuche 

erlebt, zuletzt unter der Militärdiktatur in den Jahren 1964-1985. Die mittlerweile 

achte Verfassung wurde am 5. Oktober 1988 verabschiedet und umschreibt in der 

Präambel die zugrunde liegenden Wertvorstellungen wie folgt: 

„We, the representatives of the Brazilian People, assembled in the Na-

tional Constituent Assembly to institute a Democratic State of the 

purpose of ensuring the exercise of social and individual rights, li-

berty, security, well being, development, equality and justice as sup-

reme values of a fraternal, pluralist and unprejudiced society, based 

on social harmony and committed, in the internal and international 

spheres, of the peaceful solution of disputes, promulgate, under the 

protection of God, this Constitution of the Federative Republic of Bra-

zil.“ (Verfassung der Föderativen Republik Brasilien 2010). 

Die im Vergleich zu den anderen Staaten des südamerikanischen Kontinents durch-

aus als stabil geltende innenpolitische Lage in Verbindung mit liberalen Werten und 

einer Reihe wirtschafts- und sozialpolitischer Reformen haben in den letzten Jahr-

zehnten zu einem hohen Wirtschaftswachstum und einer Verbesserung der Lebens-

verhältnisse geführt, sodass einige Stimmen gemäß dem Leitspruch der „grandeza“ 

einen rechtmäßigen Platz Brasiliens im internationalen System einfordern: 

„We want to stop being the leading country of the Third World to join 

the group of the First World.“ (Brooke 1990). 
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Dass ausgerechnet Brasilien die Ausweitung der R2P im Zuge des Libyen-Konflikts 

anprangerte, ist kein Zufall. Die anti-interventionistische Einstellung ist tief veran-

kert in der brasilianischen Historie. Der Kontinent Südamerika war seit jeher eine 

Region, in der die Interessen vieler Großmächte zusammentrafen. Im 20. Jahrhundert 

verfolgten besonders die Vereinigten Staaten eine rigide Machtpolitik, als der CIA ge-

wählte Regierungen stürzte und in einigen Staaten autoritäre Regime installierte. 

Diese Erfahrungen sind die Basis für ein grundsätzliches Misstrauen gegenüber ei-

nem Vorgehen der Großmächte, welches sich in die inneren Angelegenheiten eines 

souveränen Staats einmischt. Aufgrund der angeführten Gründe kann die Rolle Bra-

siliens in erster Linie als Anti-Status-Quo-Macht beschrieben werden. 

 

Neben der corporate identity spielt aber auch die social identity bei der Identitätsbildung 

im Konstruktivismus eine entscheidende Rolle. Konstruktivistische Autoren wie Ale-

xander Wendt beschreiben mit dem Begriff social identity die Identität eines Staats, die 

diesem aufgrund zwischenstaatlicher Interaktion von anderen Staaten zugewiesen 

wird. Im Gegensatz zu dem von der corporate identity repräsentierten „I“, dem Selbst-

bild, stellt die social identity das „me“ im Wesen eines Staats dar, der Anteil der Iden-

tität also, welcher durch die Interaktion mit anderen Staaten konstruiert wird. 

Da im Rahmen dieser konstruktivistischen Analyse primär die zwischenstaatlichen 

Beziehungen der USA zu Rising Powers, wie China, Brasilien und Indien, betrachtet 

werden, wird auf eine Einschätzung der aufstrebenden Staaten gegenüber den USA 

verzichtet. Relevant sind hier vielmehr die Perzeption von China, Brasilien und In-

dien aus der US-amerikanischen Perspektive. Zum einen dienen hierfür Stellungnah-

men des amtierenden US-Präsidenten Barack Obama anlässlich seiner Staatsbesuche 

in den entsprechenden Ländern in den Jahren 2009-2011. Zum anderen bieten Stra-

tegiepapiere, wie etwa die National Security Strategy, aus den Jahren 2002 und 2010, 

zu deren Ausarbeitung jede US-Administration seit 1986 verpflichtet ist, eine gute 

Quelle zur konstruktivistischen Einschätzung der Rising Powers. 

 

Die amerikanisch-chinesischen Beziehungen waren in der Vergangenheit vielen Ver-

änderungen ausgesetzt. Mit dem Wegfall der UDSSR als dem gemeinsamen globalen 
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Gegenspieler und damit dem eigentlichen Motiv dieses auf den ersten Blick etwas selt-

sam anmutenden Zweckbündnisses mit China, wurde die Ambivalenz dieses Verhält-

nisses immer deutlicher. Seitdem schwankt die US-Politik gegenüber der Volksrepub-

lik zwischen den Polen „engagement“ und „containment“. Dennoch haben die beiden 

Staaten gerade in der jüngsten Vergangenheit in vielen Bereichen eng zusammenge-

arbeitet. Im Zuge der Nordkorea-Krise des Jahres 2013 verständigten sich beide Staa-

ten auf ein einheitliches Vorgehen im Rahmen des UN-Sicherheitsrats. Mit ihrem Bei-

tritt zur Anti-Terror-Koalition sagte die Volksrepublik den Vereinigten Staaten ihre 

aktive Unterstützung im Kampf gegen den internationalen Terrorismus zu, ebenfalls 

im Hinblick auf den islamisch motivierten Separatismus der Uiguiren in der Provinz 

Xinjiang. Infolgedessen wurde China nicht mehr, wie etwa noch von George W. Bush 

im Präsidentschaftswahlkampf des Jahres 2000 als „strategic competitor“ (Lippman 

1999) bezeichnet, sondern ab 2005 vermehrt als „responsible stakeholder“ (Zoellick 

2005) bewertet. Diese Einschätzung unterstützt ein Ausschnitt aus der Nationalen 

Sicherheitsstrategie der Vereinigten Staaten aus dem Jahre 2002, erstellt von der da-

maligen republikanischen Bush-Administration. Darin heißt es: 

„We welcome the emergence of a strong, peaceful, and prosperous 

China. The democratic development of China is crucial to that future. 

Yet, a quarter century after beginning the process of shedding the 

worst features of the Communist legacy, China’s leaders have not yet 

made the next series of fundamental choices about the character of 

their state.“ (The White House 2002: 27). 

Diese Entwicklungen und die damit verbundene Rhetorik können jedoch nicht dar-

über hinwegtäuschen, dass die Beziehungen beider Staaten vor erheblichen Proble-

men stehen. Die wirtschaftspolitischen und marktwirtschaftlichen Differenzen zwi-

schen den USA und China im Hinblick auf die Bekämpfung der Finanz- und Wirt-

schaftskrise, verhinderten während des G20-Gipfels im Jahr 2009 maßgeblich, dass 

ein transnationales Abkommen zur Regulierung der Finanzmärkte vorangetrieben 

werden konnte (Schmidt/Heilmann 2012: 38). Die unterschiedlichen Auffassungen 

gerade in ideologischer Hinsicht sind auch schon in der Nationalen Sicherheitsstra-

tegie aus dem Jahre 2002 erkennbar. Dort heißt es weiter: 

„In pursuing advanced military capabilities that can threaten its 

neighbors in the Asia-Pacific region, China is following an outdated 

path that, in the end, will hamper its own pursuit of national grea-

tness. In time, China will find that social and political freedom is the 

only source of that greatness.“ (The White House 2002: 27). 
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Trotz dieser sehr grundlegenden Kritik an dem ideologischen Kurs der Führung in 

Peking, entschlossen sich die Vereinigten Staaten unter Präsident Barack Obama in 

der Folge zu einem etwas pragmatischeren Vorgehen. Seit seinem Amtsantritt im 

Jahre 2009 hat sich die Kooperation mit China zumindest auf bilateraler Ebene weiter 

intensiviert (Deng 2010: S. 109 ff.). So wurde bspw. am Rande des G20-Treffens des 

Jahres 2009 ein jährlich stattfindender Dialog, der sog. U.S.-China Strategic & Economic 

Dialogue, eingesetzt. Durch die Vertiefung der sino-amerikanischen Beziehungen ge-

lang es, dass sich die Wahrnehmung Chinas aus Sicht der USA leicht veränderte. 

Diese veränderte Sichtweise wird u. a. in der Nationalen Sicherheitsstrategie aus dem 

Jahre 2010 deutlich. Die USA betonen darin die Vorteile, welche die chinesische Füh-

rungsrolle für die Region Asien hat, ganz im Sinne des Status eines „responsible stake-

holders“: 

„We will continue to pursue a positive, constructive, and comprehen-

sive relationship with China. We welcome a China that takes on a 

responsible leadership role in working with the United States and the 

international community to advance priorities like economic 

recovery, confronting climate change, and nonproliferation.“ (The 

White House 2010b: 43). 

Doch auch der Friedensnobelpreisträger Barack Obama versäumte es nicht, an vielen 

Gelegenheiten auf die Menschenrechtslage in der Volksrepublik und auf die Einhal-

tung demokratischer und liberaler Werte hinzuweisen. Als Beispiel für China könne, 

gemäß des American Exceptionalism, in vielfacher Hinsicht die Gesellschaft der Verei-

nigten Staaten dienen. In einer Rede anlässlich des Besuchs des chinesischen Staats-

präsidenten Hu Jintao am 19. Januar 2011 sagte Obama: 

„We have an enormous stake in each other's success […] The United 

States welcomes China's rise as a strong, prosperous and successful 

member of the community of nations […] We also know this: History 

shows that societies are more harmonious, nations are more succes-

sful, and the world is more just, when the rights and responsibilities 

of all nations and all people are upheld, including the universal rights 

of every human being.“ (The White House 2011a). 

Einen signifikanten Stellenwert in den bilateralen Beziehungen zwischen den Verei-

nigten Staaten und China nimmt Pekings undurchsichtige Rüstungspolitik ein, die 

aus Sicht der USA künftig die Durchsetzung westlicher Interessen im Pazifik gefähr-

den könnte. Auch für diese Einschätzung findet sich eine Reihe von Belegen in der 

Nationalen Sicherheitsstrategie aus dem Jahr 2010: 
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 „We will monitor China’s military modernization program and pre-

pare accordingly to ensure that U.S. interests and allies, regionally 

and globally, are not negatively affected. More broadly, we will encou-

rage China to make choices that contribute to peace, security, and 

prosperity as its influence rises.“ (The White House 2010b: 43). 

Aus Sicht offizieller amerikanischer Stellen werden der Volksrepublik, trotz der „en-

gagement“-Politik der letzten Jahre, die Fähigkeiten und Möglichkeiten zugesprochen, 

die globale Vormachtstellung der Vereinigten Staaten herauszufordern. Chinas Auf-

stieg als regionale Führungsmacht hat langfristig das Potenzial, die ökonomischen 

und sicherheitspolitischen Interessen der USA und ihrer Verbündeten in der Region 

zu gefährden. Dies beweist folgender Abschnitt aus dem Defense Strategic Guidance 

des US-Verteidigungsministeriums aus dem Jahre 2012: 

„Over the long term, China’s emergence as a regional power will have 

the potential to affect the U.S. economy and our security in a variety 

of ways. […] However, the growth of China’s military power must be 

accompanied by greater clarity of ist strategic intentions in order to 

avoid causing friction in the region.“ (U.S. Department of Defense 

2012). 

Zwar erkennt die Volksrepublik China die Führungsrolle der Vereinigten Staaten in 

der Pazifikregion an, zugleich betrachtet Peking die Präsenz von US-Truppen speziell 

im Ostpazifik als mögliche Gefahr für die Stabilität der Region. China ist jedoch selbst 

gerade dabei, die eigene regionale Vormachtstellung auszubauen, wie die neuerlichen 

Spannungen im Inselstreit zwischen der Volksrepublik und Japan zeigen.  

„States such as China and Iran will continue to pursue asymmetric 

means to counter our power projection capabilities, while the prolife-

ration of sophisticated weapons and technology will extend to non-

state actors as well.“ (U.S. Departement of Defense 2012: 4). 

Die angeführten Stellungnahmen führen zu dem Schluss, dass die Vereinigten Staa-

ten den Aufstieg zumindest als Herausforderung für die eigene Vormachtstellung in-

terpretieren.  

 

Auch die bilateralen Beziehungen zwischen den Vereinigten Staaten und Indien wa-

ren in der jüngsten Vergangenheit von einigen Veränderungen betroffen. Zur Zeit des 

Kalten Kriegs hat sich Indien im Rahmen der NAM neutral verhalten, pflegte jedoch 

enge Beziehungen zu der UDSSR. Die Solidaritätsbekundungen im Zuge der Terror-

anschläge auf das World Trade Center und das Pentagon am 11. September 2001, in 
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denen Neu-Delhi den USA ihre volle Unterstützung im „War on Terror“ zusicherte, 

markieren einen Wendepunkt in den beiderseitigen Beziehungen. Seitdem wurden 

nicht nur die bilateralen Handelsbeziehungen vertieft, sondern ebenfalls die Koope-

ration in einigen sicherheitspolitischen Bereichen stark ausgebaut. So wurde bspw. 

anlässlich der Operation Enduring Freedom in Afghanistan ein gemeinsames Manö-

ver der United States Navy und indischen Seestreitkräften im Indischen Ozean 

durchgeführt. Auch die Nationale Sicherheitsstrategie der Vereinigten Staaten aus 

dem Jahr 2010 bestätigt, dass der Aufbau einer strategischen Partnerschaft im Mit-

telpunkt der amerikanisch-indischen Beziehungen steht.  

„The United States and India are building a strategic partnership that 

is underpinned by our shared interests, our shared values as the 

world’s two largest democracies, and close connections among our pe-

ople. India’s responsible advancement serves as a positive example 

for developing nations, and provides an opportunity for increased 

economic, scientific, environmental, and security partnership.“ (The 

White House 2010b: 43). 

Im Mittelpunkt der bilateralen Beziehungen zwischen Indien und den Vereinigten 

Staaten steht weiter die Zusammenarbeit im Rahmen des indisch-amerikanischen 

Strategic Dialogue. Zudem betonen die USA die Interessenkompatibilität beider Staa-

ten, etwa im Bereich Anti-Terrorismus, Nonproliferation, Armutsbekämpfung, Bil-

dung und Gesundheit sowie nachhaltiger Landwirtschaft. Die Führungsstärke Indi-

ens in diesen Bereichen sehen die Vereinigten Staaten als Garanten für die Stabilität 

nicht nur in Asien: 

„We value India’s growing leadership on a wide array of global issues, 

through groups such as the G-20, and will seek to work with India to 

promote stability in South Asia and elsewhere in the world.“ (The 

White House 2010b: 43). 

In offiziellen Statements ist zugleich vielfach von den gemeinsamen liberalen Werten 

die Rede, welche die beiden größten Demokratien der Welt miteinander teilen. Dem-

nach seien demokratische Regierungen, die Menschenrechte sowie Frieden und Si-

cherheit aus der Sicht von US-Präsident Obama grundlegende Errungenschaften, die 

den Wohlstand im 21. Jahrhundert sichern: 

„And it is my firm belief that the relationship between the United Sta-

tes and India – bound by our shared interests – will be one of the defi-

ning partnerships of the 21st century […] Promoting shared prospe-

rity, preserving peace and security, strengthening democratic gover-

nance and human rights – these are the responsibilites of leadership. 
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And as global partners, this is the leadership that the United States 

and India can offer in the 21st century.“ (The White House 2010a). 

Auch dieses Statement macht klar, dass sich die Vereinigten Staaten Indien eindeutig 

als Partner sehen. In diesem Kontext wird die Kooperation zwischen den USA und 

Indien in der Literatur vielfach ebenfalls als die Zusammenarbeit „natürlicher 

Freunde“ bezeichnet (vgl. Müller/Schmidt 2008). 

Auch in seiner Rede vor dem indischen Parlament anlässlich seines Staatsbesuchs im 

November 2010 sprach Obama von den liberal-demokratischen Werten, welche Indien 

und die Vereinigten Staaten teilen und die die Grundlage für eine enge Partnerschaft 

bilden würden: 

„And it is my firm belief that the relationship between the United Sta-

tes and India – bound by our shared interests – will be one of the defi-

ning partnerships of the 21st century […] Promoting shared prospe-

rity, preserving peace and security, strengthening democratic gover-

nance and human rights – these are the responsibilites of leadership. 

And as global partners, this is the leadership that the United States 

and India can offer in the 21st century.“ (The White House 2010a). 

Zusammengenommen ergibt sich hier aus US-amerikanischer Sicht ein positives Bild 

von Indien, wobei die Absicht der Vereinigten Staaten eindeutig erkennbar ist, mit 

Indien ein partnerschaftliches Verhältnis und eine vertrauensvolle Zusammenarbeit 

anzustreben. 

 

In den letzten Jahrzehnten haben die politischen Eliten Brasiliens eine zunehmend 

eigenständigere Position gegenüber den USA in vielen Themenbereichen der interna-

tionalen Politik eingenommen. Die differente Auffassung beider Staaten in Bezug auf 

die Responsibility to Protect ist dafür lediglich ein Beispiel. Da Brasilien zunehmend die 

Rolle einer regionalen Führungsmacht einnimmt, ist der bevölkerungsreichste Staat 

des Subkontinents daran interessiert, seinen Einfluss in Südamerika weiter auszu-

bauen. Eine aktive US-amerikanische Einflussnahme in der Region, wie etwa bei ei-

nigen Regimewechseln in der Vergangenheit, ist daher von brasilianischer Seite nicht 

gewünscht. Auch aus diesem Grund pflegt Brasilien enge diplomatische Beziehungen 

zu Kuba, Bolivien und Venezuela, Staaten also, welche der Politik der Vereinigten 

Staaten kritisch gegenüberstehen. Zuletzt bewirkte zudem die NSA-Affäre ein spür-
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bares Abkühlen des amerikanisch-brasilianischen Dialogs, im Zuge dessen wurde so-

gar ein diplomatischer Besuch der brasilianischen Präsidentin Dilma Rousseff in 

Washington auf unbestimmte Zeit verschoben. Dennoch sind die bilateralen Bezie-

hungen zwischen den Vereinigten Staaten und Brasilien, den beiden größten Demo-

kratien der westlichen Hemisphäre, im Grundsatz positiv zu beurteilen. Den brasili-

anischen Führungsanspruch in Südamerika begrüßen die Vereinigten Staaten daher 

ausdrücklich: 

 „We welcome Brazil’s leadership and seek to move beyond dated 

North-South divisions to pursue progress on bilateral, hemispheric, 

and global issues.“ (The White House 2010b: 44). 

Trotz der Widersprüche und Differenzen wird ebenfalls Brasiliens Sonderrolle als 

ökonomisch entwickeltes Land, welches sich für die Belange der Länder des globalen 

Südens einsetzt, positiv von den Vereinigten Staaten bewertet. Darüber stellt Brasi-

lien für Washington einen zuverlässigen Partner dar – etwa im Hinblick auf wirt-

schaftliche Fragestellungen im Rahmen der G20 oder der WTO: 

„Brazil’s macroeconomic success, coupled with its steps to narrow 

socioeconomic gaps, provide important lessons for countries throug-

hout the Americas and Africa. We will encourage Brazilian efforts 

against illicit transnational networks. As guardian of a unique natio-

nal environmental patrimony and a leader in renewable fuels, Brazil 

is an important partner in confronting global climate change and pro-

moting energy security. And in the context of the G-20 and the Doha 

round, we will work with Brazil to ensure that economic development 

and prosperity is broadly shared.“ (The White House 2010b: 44). 

Offensichtlich sind die demokratischen und liberalen Gemeinsamkeiten der beiden 

amerikanischen Staaten. In seiner Rede, anlässlich eines gemeinsamen Essens mit 

der brasilianischen Präsidentin Dilma Rousseff im März 2011 in Brasilia, unterstrich 

US-Präsident Obama die ideellen Gemeinsamkeiten beider Länder, die angeblich prä-

destiniert dafür seien, die Herausforderungen des 21. Jahrhunderts in enger Partner-

schaft zu meistern: 

„When you look at what our two countries share, as President Rouss-

eff mentioned – our belief in the dignity of every individual, our con-

fidence that if we put our minds to it there’s nothing we can‘t do, the 

incredible diversity of our peoples, our sense of responsibility to not 

only people within our borders but people beyond our borders – well, 

it’s only natural that we would end up being close partners. We can go 

further together.“ (U.S. Diplomatic Mission to Brazil 2011). 



 

75 

 

Präsident Obama betonte an anderer Stelle, wie ähnlich die historischen Entwicklun-

gen und Strukturen sowohl der brasilianischen als auch der US-amerikanischen Ge-

sellschaft seien, vornehmlich bezüglich der eigenen Erfahrungen mit Kolonialismus 

und Immigration: 

„In the United States of America, we have always shared these beliefs. 

Like you, we threw off the yoke of colonialism and established our in-

dependence in the New World. We, too, are a vast nation of immig-

rants from different backgrounds and cultures who find strength in 

our diversity, strength and unity in our national pride. And as the 

two largest democracies and economics in the Western Hemisphere, 

we share a belief that all human beings deserve the chance to shape 

their own destiny and fulfill their God-given potential.“ (The White 

House 2011b). 

Die Gemeinsamkeiten beider Staaten speziell in ideeller Hinsicht sind augenschein-

lich. Dass sich Südamerika und damit ebenso die Regionalmacht Brasilien in der letz-

ten Zeit zunehmend von der nordamerikanischen Dominanz lösen, wird aus den offi-

ziellen Äußerungen jedoch nicht gleich offenkundig. Demzufolge sind die Beziehun-

gen zwischen den Vereinigten Staaten und Brasilien auch grundsätzlich als positiv 

zu bewerten. 

 

Im vorangegangenen Kapitel wurden die Spezifika sowohl der corporate identities als 

auch der social identities der Rising Powers ausführlich analysiert. Im Folgenden wird 

nun auf Basis konstruktivistischer Überlegungen manifest, in welchen Bereichen et-

waige Übereinstimmungen und wo Abweichungen zwischen den Identitäten der Staa-

ten USA, China, Indien und Brasilien feststellbar sind. Je größer dabei die gemeinsa-

men Wertevorstellungen und Ideen in diesen Ländern sind, desto größer ist die Be-

reitschaft zur zwischenstaatlichen Kooperation. Unterscheiden sich dagegen die 

Wertevorstellungen, die den Identitäten von Staaten zugrunde liegen, in erheblichem 

Ausmaß, so ist ein niedriger Grad an Kooperationsbereitschaft zu erwarten.  

Die Identität der Volksrepublik China ist von den Lehren des Konfuzius geprägt. Diese 

Philosophie, in welcher die Gemeinschaft einen weitaus höheren Stellenwert besitzt 

als das Individuum, hat sich aus diesem Grund als sehr empfänglich für den Aufbau 

eines autoritären sozialistischen Gesellschaftssystems erwiesen. Die Relativierung 

der Rechte des Einzelnen, die sich im täglichen Leben, bspw. in einer Einschränkung 
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der persönlichen Freiheit und der Meinungs- und Pressefreiheit niederschlägt, wider-

spricht den liberalen Grundsätzen des von den USA repräsentierten Wertesystems. 

Viele seitens der Vereinigten Staaten angeführten Statements kritisieren infolgedes-

sen ebenfalls die mangelnde Umsetzung individueller Rechte. Die Kritik, welche im 

Westen vielfach an dem autoritären politischen System Chinas geübt wird, verfestigt 

infolgedessen die social identity Chinas als Herausforderer des Westens und Rivalen 

der Vereinigten Staaten um die globale Hegemonialstellung. Das chinesische Verhält-

nis zu den Vereinigten Staaten war in den letzten Jahren einigen Schwankungen aus-

gesetzt. Zwar sind strategische Gemeinsamkeiten zwischen beiden Staaten besonders 

hinsichtlich der Bekämpfung des islamistischen Terrorismus offensichtlich. 

Washington und Peking waren sogar während des Kalten Kriegs aufgrund der geteil-

ten anti-sowjetischen Einstellung prinzipiell gegenüber einer strategischen Zusam-

menarbeit sehr aufgeschlossen. Dementgegen steht jedoch die Wahrung chinesischer 

Interessen in Asien, die gegenläufig sind zu den Interessen der USA und der geopoli-

tischen Neuausrichtung der US-amerikanischen Militärstrategie in der Pazifikre-

gion. China sieht sich selbst seit jeher von dem Konzept des Sino-Zentrismus beein-

flusst, welches die Bedeutung der chinesischen Zivilisation gegenüber anderen Kul-

turen betont. Zwar ist die Vehemenz dieses Konzepts in den letzten Jahrhunderten 

deutlich zurückgegangen, dennoch leitet sich daraus auch heute noch sowohl der re-

gionale als auch der globale Führungsanspruch der Volksrepublik China ab. Die ange-

sprochenen Probleme haben dazu geführt, dass Peking in den letzten Jahren seitens 

Washingtons einmal die Rolle des „strategic competitors“ und ein anderes Mal die des 

„responsible stakeholders“ zugeschoben bekommen hat. Die grundsätzlichen ideologi-

schen Konflikte in den Beziehungen beider Staaten aufgrund unterschiedlicher Wer-

tevorstellungen und einer schwindenden Bereitschaft Chinas, die als unipolar wahr-

genommene amerikanische Dominanz in der Region zu akzeptieren, machen deutlich, 

dass noch immer fundamentale Differenzen zwischen den beiden Ländern existieren. 

Die Identität der USA kann zurecht mit dem Prinzip des American Exceptionalism be-

schrieben werden. Dieses Konzept beschreibt die durch ein demokratisches, liberales, 

rechtsstaatliches und marktwirtschaftliches Werteverständnis erlangte Sonderstel-

lung der Vereinigten Staaten im internationalen System. In der zweiten Hälfte des 

20. Jahrhunderts waren es die USA, welche die anderen westlichen Staaten im Kampf 
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gegen Totalitarismus, Diktatur und Unterdrückung anführten. Die Identität als de-

mokratischer, freiheitsliebender Staat, dessen wechselhafte Geschichte u. a. auch 

durch Kolonialismus und Sklaverei geprägt wurde, harmoniert in großem Maße mit 

der Identität von Indien. Auch Indien, die größte Demokratie der Welt, beruft sich in 

seiner Verfassung zu einem großen Teil auf die klassischen westlichen Werte wie 

Freiheit, Rechtsstaatlichkeit, Gleichheit, Solidarität und Toleranz. Genauso wie in der 

Verfassung der Vereinigten Staaten sind die Rechte des Individuums ebenfalls in der 

indischen Verfassung konstitutionell fest verankert. Besonders der langwierige 

Kampf gegen den britischen Kolonialismus und der beschwerliche Weg zur Unabhän-

gigkeit prägen das Bewusstsein der 1,2 Mrd. Inder bis heute und spiegeln sich in dem 

starken Patriotismus der indischen Gesellschaft wider. Die zunehmende ökonomische 

Verflechtung der USA und Indiens in den Bereichen Dienstleistungen, Textilien, Che-

mie und Rohstoffe (vgl. The White House 2012) zeigen die weitgehend kompatiblen 

Identitäten über allein normative Aspekte hinaus. Durch einen rasanten ökonomi-

schen Aufstieg ermutigt, fordern in der indischen Gesellschaft teilweise sogar natio-

nalistische Strömungen eine stärkere politische Einflussnahme Indiens in der Region. 

Daraus ist eine Rivalität mit dem nördlichen Nachbarn China entstanden, welcher 

ebenso aktuell bemüßigt ist, die Sphären seines Einfluss- und Interessenbereichs in 

Asien neu zu definieren. Diese gefühlte Bedrohung durch China, die unter Umständen 

aufgrund der militärischen Auseinandersetzungen in der Vergangenheit und einer 

teilweise bis heute ungeklärten Grenzziehung auch als tatsächliche Bedrohung wahr-

genommen werden kann, führte in den letzten Jahren zu einer Annäherung an die 

Vereinigen Staaten. Auch im geopolitischen Bereich decken sich also die strategi-

schen Interessen Indiens mit denen der USA. Die zunehmend enger werdende Koope-

ration zwischen den beiden Staaten ist dabei ebenfalls in den zwischenstaatlichen In-

teraktionen erkennbar. Der globale Aufstieg Indiens sowie die ökonomischen, demo-

kratischen und liberalen Entwicklungen werden von amerikanischer Seite in vielen 

Statements hervorgehoben. Die bewusste Betonung der ideellen Gemeinsamkeiten 

beider Staaten bewirkt in Folge eine Festigung der indischen Identität als „strategic 

partner“ der Vereinigten Staaten in der Region.  

Ebenfalls sind Übereinstimmungen in den Identitäten der Vereinigten Staaten und 

Brasiliens festzustellen. Beide Staaten sehen sich in der Tradition des antikolonialen 
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Kampfes und sowohl Brasilien als auch die USA besitzen eine multiethnische Gesell-

schaft. Die beiden großen westlichen Demokratien führen ihre Wurzeln auf freiheitli-

che Werte wie Freiheit, Toleranz und Rechtsstaatlichkeit zurück. Demgegenüber hat 

die wirtschaftliche Bedeutung der Vereinigten Staaten für den brasilianischen Markt 

jedoch in den letzten Jahren abgenommen. Im Jahr 2009 wurde die Volksrepublik 

China der größte Handelspartner für die südamerikanische Regionalmacht. Noch bis 

in die 1970er Jahre orientierte sich die Politik der brasilianischen Regierung dagegen 

eng an den Vereinigten Staaten. Mit den Anfängen der Globalisierung und den wach-

senden Differenzen in Bezug auf die Kluft zwischen Industriestaaten auf der einen 

und Entwicklungsländern auf der anderen Seite, setzt sich Brasilien vermehrt als An-

walt der Staaten des Globalen Südens in Szene. In dieser Funktion kritisiert Brasilien 

vielfach die dominante Rolle der Vereinigten Staaten und prangert deren Machtmiss-

brauch auf internationaler Ebene an. So gehörte die brasilianische Regierung zu den 

Wortführern der Kritiker des vom Westen geführten Libyen-Einsatzes im Rahmen 

der RtoP. Des Weiteren kritisierte Brasilien als führende Nation aufs Schärfste das 

Vorgehen der Vereinigten Staaten im Rahmen der Massenüberwachung durch die 

NSA. Dennoch bewahren die Vereinigten Staaten und Brasilien weiterhin ein positi-

ves Verhältnis, welches sich ebenso an den von US-Präsident Obama getätigten Äu-

ßerungen erkennen lässt. Trotz einiger, regionaler Großmachtbestrebungen versteht 

sich das Land in der brasilianischen Identität eher als Mitglied der Dritten Welt denn 

als westliches Industrieland. Aus diesem Grund wird Brasilien in diesem Kontext als 

Anti-Status-Quo-Macht gesehen und auf internationaler Ebene als Herausforderer 

der Vereinigten Staaten eingeschätzt. Die Tabelle 2 fasst die Übereinstimmungen und 

Differenzen hinsichtlich der sicherheitspolitischen, ökonomischen und ideellen Inte-

ressen von den USA auf der einen und China, Indien und Brasilien auf der anderen 

Seite zusammen. 
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China Indien Brasilien 

Kalter 

Krieg 

21. Jahr-

hundert 

Kalter 

Krieg 

21. Jahr-

hundert 

Kalter 

Krieg 

21. Jahr-

hundert 

Geteilte 

Sicher-

heitsinte-

ressen 

anti-sow-

jetisch 
begrenzt nein ja bis 1970 teilweise 

Geteilte 

Wirt-

schafts-

interes-

sen 

nein teilweise nein 
anstei-

gend 
ja 

abneh-

mend 

Gemein-

same 

Werte 
nein nein ja ja ja ja 

Tabelle 2: Interessendivergenz zwischen den Vereinigten Staaten und den Rising Powers 

Die zuvor beschriebenen Rollenbilder lassen sich aus Sicht der Vereinigten Staaten 

in einer Übersicht zusammenfassen. Schweller und Pu teilen diese Rollenbilder in 

spoiler, supporter und shirker (Schweller/Pu 2011: 42) ein: Staaten, die das bestehende 

internationale System und die Vormachtstellung der Vereinigten Staaten unterstüt-

zen, zählen zu der Gruppe der supporter. Staaten, die von den USA als potenzielle Kon-

kurrenten um die Vorherrschaft in der internationalen Politik angesehen werden, bil-

den die Gruppe der spoiler. Shirker wiederum sind sog. „Trittbrettfahrer“-Staaten, die 

zwar von dem bestehenden internationalen System profitieren, dafür jedoch keinerlei 

Kosten und Verantwortung tragen möchten. Aus den angeführten Selbst- und Rol-

lenbildern und den daraus entstehenden Interessen leiten Staaten in der Folge kor-

respondierende Handlungsweisen ab. So verteidigen sich Staaten gegenüber shirkern, 

führen harmonische Beziehungen mit den freundlich gesinnten supportern und leben 

in neutraler Koexistenz mit spoiler-Staaten. 
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Abbildung 6: Einteilung in Rollenbilder aus US-Perspektive19 

Wie in Abbildung 6 dargestellt, fallen Indien, Brasilien und China aus Sicht der USA 

aufgrund ihres ökonomischen, militärischen und sozio-kulturellen Aufstiegs zu-

nächst generell in das Rollenbild der spoiler-Staaten. Die kritische Hinterfragung der 

eigenen Identität innerhalb der politischen Elite Indiens führte aber zu einer neuen 

Ausrichtung das amerikanisch-indischen Verhältnisses. Die USA sehen in einem de-

mokratischen Indien einen stabilen und verlässlichen Partner, mit dem schon jetzt 

eine enge ökonomische, strategische und militärische Zusammenarbeit möglich ist. 

Das Ziel dieser Strategie besteht darin, aus dem spoiler-Staat Indien einen der Staaten 

zu machen, der als supporter auch strategisch im Hinblick auf China die Hegemonial-

stellung der Vereinigten Staaten unterstützt. Aufgrund der angesprochenen starken 

ideologischen Differenzen ist die Volksrepublik China weiterhin als spoiler einzuord-

nen. Dasselbe gilt ebenfalls, wenn auch nicht im gleichen Ausmaß für Brasilien. Die 

südamerikanische Großmacht pflegt zwar weiterhin eine positive Beziehung mit den 

Vereinigten Staaten, dennoch wird deren unilaterales Vorgehen von brasilianischer 

Seite aus in einigen Bereich oft kritisiert. Hinzu kommt, dass sich der geopolitische 

Fokus der USA in Zukunft weiter in die Pazifikregion verlagern wird. Brasilien zählt 

also vorerst (noch) weiter zur Gruppe der spoiler-Staaten. 

                                                           
 

19 Eigene Darstellung. Die Idee für diese Art der Abbildung lieferte jedoch eine Studie der Stiftung Wis-

senschaft & Politik (SWP & GMF 2013: 31). 
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Der empirische Teil der Arbeit konnte zeigen, dass das Verhalten der Vereinigten 

Staaten gegenüber den Rising Powers Brasilien, Indien und China als nicht kongruent 

zu bewerten ist. In einigen wichtigen internationalen Institutionen, wie dem Inter-

nationalen Währungsfond und den G8 nahmen die USA eine Blockadehaltung speziell 

gegenüber der Volksrepublik China ein. Die im Jahr 2011 beschlossene Quoten- und 

Strukturreform des IWF wurde auch zu Beginn des Jahres 2014 noch nicht vom US-

amerikanischen Kongress ratifiziert. Eine vollkommen andere Reaktion der USA ist 

dagegen in den indisch-amerikanischen Beziehungen festzustellen. Der weitergehen-

den Integration Indiens etwa im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen stehen die 

USA aufgeschlossen gegenüber, auch wenn sie den entsprechenden Erweiterungsent-

wurf der G4-Staaten Deutschland, Japan, Brasilien und Indien abgelehnt haben. Der 

strategische Stellenwert, den die amerikanisch-indischen Beziehungen mittlerweile 

genießen, lässt sich an dem Durchbruch in den Verhandlungen zur WTO-Entwick-

lungsagenda ablesen. Nach den zähen Gesprächen der letzten Jahre, welche vor allem 

von Differenzen zwischen den Vereinigten Staaten und Entwicklungs- und Schwel-

lenländern im Bereich der Agrarsubventionen geprägt waren, waren die Vereinigten 

Staaten sogar bereit, für Indien eine Ausnahmeregelung zu akzeptieren. Sinnbildlich 

für die neue Partnerschaft zwischen diesen beiden Staaten ist jedoch die bilaterale 

Nuklearpolitik. Obwohl Indien zu den schärfsten Kritikern des Non-Proliferation Treaty 

gehörte und gegen den Widerstand der Vereinigten Staaten ein eigenes Atomwaffen-

programm aufgelegt hatte, kam es zu einer bilateralen Kooperation beider Länder im 

Rahmen des U.S.-India Nuclear Agreement aus dem Jahr 2008 und einer bemerkenswer-

ten Verbesserung des Verhältnisses. Das Verhalten der Vereinigten Staaten gegen-

über der südamerikanischen Regionalmacht Brasilien hingegen lässt sich nicht der-

artig eindeutig einordnen. Der „Linksruck“ in der brasilianischen Politik und die so-

zialistischen Regierungen unter den Präsidenten Lula da Silva und Rousseff führten 

dazu, dass sich in Südamerika eine Gegenbewegung zur liberalen Wirtschaftspolitik 

des Washington Consensus etablierte. Im Zuge dessen kritisierte die politische Elite Bra-

siliens bei vielen Gelegenheiten die Dominanz der Vereinigten Staaten im internatio-

nalen System – etwa in ihrem Konzeptentwurf zur Weiterentwicklung der Responsibi-

lity to Protect. Diese grundsätzliche Kritik am Vorgehen der USA fand in Washington 
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jedoch kein Gehör. Zudem wurden ferner die brasilianischen Ambitionen auf einen 

ständigen Sitz im UN-Sicherheitsrat im Rahmen des Erweiterungsvorschlags der G4 

von den USA torpediert. Die Bewertung der Empirie führt zu dem Schluss, dass die 

Vereinigten Staaten einer verstärkten Integration der Rising Powers in das internati-

onale System zurückhaltend gegenüberstehen. Eine Ausnahme dieser Regel bilden je-

doch die US-amerikanischen Beziehungen zu Indien. Die Äußerungen von offizieller 

US-amerikanischer Seite lassen eindeutig eine gestiegene Kooperationsbereitschaft 

in vielen Themenbereichen erkennen. 

Im Anschluss an die empirische Analyse wurde der Umgang der USA mit den Rising 

Powers in den internationalen Institutionen auf Basis zweier theoretischer Paradig-

men der Internationalen Beziehungen interpretiert. Sowohl der strukturelle Realis-

mus als auch der Konstruktivismus in der Variante von Alexander Wendt liefern da-

für logische Erklärungen. Dabei unterscheiden sich die beiden Ansätze allein schon 

hinsichtlich ihres Menschenbilds. Das negative Menschenbild eines Thomas Hobbes 

überwiegt im realistischen Denken: Das internationale System befindet sich demnach 

in einem anarchischen Naturzustand und die Staaten als die relevanten Akteure han-

deln vorrangig gemäß ihres Selbsterhaltungstriebs, um ihr eigenes Überleben zu si-

chern. Demgegenüber bildet im Konstruktivismus ein grundsätzlich positives Men-

schenbild die Ausgangslage für die weiteren theoretischen Betrachtungen, da die Re-

alität von den relevanten Akteuren, so das konstruktivistische Postulat, durch wech-

selseitige soziale Interaktion gestaltet und verändert werden kann. Konstruktivisten 

sehen dementsprechend ebenfalls keinen Widerspruch zur Anarchie im Staatensys-

tem, da diese durch das soziale Verhalten der Staaten konstruiert wird. Für die Ana-

lyse des internationalen Systems, wie es im Rahmen der Empirie beschrieben wurde, 

gehen sowohl der strukturelle Realismus als auch der Konstruktivismus folglich von 

diesem anarchischen Zustand aus. 

Laut den Vertretern des offensiven Neorealismus neigen Staaten generell dazu, ab-

solute Macht anzuhäufen, um sich in einem System, welches durch Unsicherheit cha-

rakterisiert ist, gegen andere Akteure zu schützen. Demgemäß streben besonders 

Großmächte wie China, Brasilien oder Indien eine Hegemonialstellung an. Doch einzig 

die Vereinigten Staaten üben seit dem Zusammenbruch der UDSSR in der internatio-
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nalen Politik eine derartige Vormachtstellung aus. Dennoch fühlen sich die Vereinig-

ten Staaten durch den ökonomischen und militärischen Aufstieg der Rising Powers in 

ihrer globalen und regionalen Vormachtstellung bedroht und versuchen dieser Ent-

wicklung durch die Bildung neuer Allianzen entgegenzuwirken. Dafür bietet sich aus 

neorealistischer Perspektive vor allem Indien an. Anders als Brasilien liegt es im 

Zentrum des zukünftigen US-amerikanischen Interessengebiets, dem Pazifikraum. 

Zugleich scheinen aus westlicher Sicht die politischen und sozialen Verhältnisse trotz 

einiger Herausforderungen, wie etwa dem religiös-motivierten Terrorismus, stabiler 

zu sein als in der Volksrepublik China. Darüber hinaus bietet sich Indien für die Ver-

einigten Staaten als natürlicher Bündnispartner geradezu an, da beide Staaten die 

Furcht vor einer regionalen Übermacht Chinas teilen. Durch effektives Soft-Balancing, 

also das Errichten institutioneller Hürden und Grenzen im IWF, der WTO und den G8 

versuchen die USA folgerichtig, die Einflussmöglichkeiten der Volksrepublik auf das 

internationale System zu begrenzen. Ergänzt wird diese Strategie durch External Ba-

lancing, um nicht nur regional, sondern auch global mit einer engen Partnerschaft zu 

Indien ein Gegengewicht zu den Machtinteressen Chinas zu bilden. 

Die internationalen Institutionen spielen aus neorealistischer Perspektive jedoch 

eine untergeordnete Rolle. Der UN-Sicherheitsrat, der IWF und die WTO wurden in 

erster Linie nach den Vorstellungen und den Maßgaben der USA gestaltet und bilden 

dementsprechend auch nur die Machtverteilung im internationalen System als Sta-

tus-Quo ab. Konstruktivistische Theoretiker sehen diese Institutionen hingegen als 

Ausdruck und Verfestigung kollektiv geteilter Werte, Ideen und Identitäten. Die Ko-

operationsbereitschaft zwischen zwei Staaten ist dabei umso höher, je kompatibler 

die aus den staatlichen Identitäten abgeleiteten Interessen sind. In der untersuchten 

Empirie prallen mit den divergenten Identitäten der Vereinigten Staaten und der 

Volksrepublik China zwei grundsätzlich differente Ideologien aufeinander. Anti-kom-

munistische und liberal-demokratische Ideale sind der Grundstein der gesellschaftli-

chen und politischen Identität der USA. Dieser steht mit der Volksrepublik China eine 

realsozialistische Gesellschaft auf Basis eines autoritären Regimes gegenüber, des-

sen hauptsächliche Bestrebungen seit dem „Zeitalter der Demütigung“ darin beste-

hen, das internationale System zu reformieren und in der Folge Chinas rechtmäßigen 



 

84 

 

Platz als Großmacht innerhalb der internationalen Staatengemeinschaft einzuneh-

men. Die Strategen in Peking sind sich dabei Chinas geopolitischer Situation bewusst 

und achten infolgedessen sehr genau auf die Wahrung und den Ausbau des chinesi-

schen Einflussgebiets innerhalb Asiens. Ein demokratisches Indien als strategischer 

Partner der USA in der Region, mit ständigem Sitz im UN-Sicherheitsrat, ist für das 

Reich der Mitte keine Option. Auf der anderen Seite verweigern die Vereinigten Staa-

ten der Volksrepublik trotz der beschlossenen Struktur- und Quotenreform größeren 

Einfluss im IWF, ebenso wie sie einer Aufnahme Chinas in den Kreis der G8-Staaten 

ablehnend gegenüberstehen. 

Hier zeigt sich ein weiterer grundlegender Unterschied in den Aussagen des struktu-

rellen Realismus und des Konstruktivismus. Der strukturelle Realismus prognosti-

ziert kurz- bis mittelfristig eine Konfrontation zwischen den beiden Großmächten 

China und USA. Diese führt allerdings nicht zwangsläufig zu einer militärischen Aus-

einandersetzung, wie etwa Organski in seiner Power Transition Theory behauptet, aus 

Sicht des Neorealismus ist jedoch zumindest eine erneute Blockbildung zwischen Ost 

und West wahrscheinlich. Für den Konstruktivismus hingegen ist eine hegemoniale 

Auseinandersetzung zwischen den USA und China in letzter Konsequenz nicht un-

ausweichlich. Ob es dazu kommt, hängt von dem Einfluss der social identity auf die 

Bewusstseinsbildung dieser beiden Staaten ab.  

Aus konstruktivistischer Perspektive stellt sich zudem die Frage, inwieweit durch die 

politische Elite in den Vereinigten Staaten eine Konkurrenzsituation zu China kon-

struiert wird. Werden die Rivalitäten und die Differenzen zur Volksrepublik ähnlich 

eines Mantras immer wieder von den Vereinigten Staaten wiederholt, interpretieren 

die chinesischen Eliten diese Interaktionen auch als Herausforderungen und mani-

festieren diese, bis aus diesem Prozess letztlich eine wirkliche Rivalität zwischen bei-

den Staaten erwachsen ist. Aus dem ursprünglichen Harmoniebestreben der Volks-

republik China entwickelt sich somit ein Wettbewerber für die USA um die globale 

Vormachtstellung im internationalen System. Wird die Identität eines Staats zu ei-

nem hohen Grad durch die Perzeption anderer Staaten beeinflusst und analog dazu 

auch die der Vereinigten Staaten, dann besteht jedoch auch immer noch die theoreti-

sche Möglichkeit, eventuelle Spannungen zwischen den beiden Staaten durch gezielte 
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Entspannungspolitik abzubauen. Warum sollte eine Deeskalation, wie sie mit der Po-

litik der Entspannung durch glasnost (Offenheit) und perestroika (Umbau) unter Mi-

chail Gorbatschow zwischen der UDSSR und der USA eingeleitet wurde, nicht auch 

zwischen den Vereinigten Staaten und China greifen? Vielleicht muss das durch die 

Kategorien Soft- und Hard-Power geprägte Machtkonzept von Joseph Nye um den Be-

griff Smart-Power im Umgang mit anderen Staaten in Zukunft erweitert werden. Diese 

politische Klugheit ist jedoch nur durch einen gewissen Grad an Empathie, Rücksicht 

und Selbstdisziplin im eigenen Handeln im Hinblick auf die meinungsstarke Medien-

landschaft in vielen Staaten zu erreichen.  

Die in neorealistischer Tradition stehende Power Transition Theory sagt eine Ausei-

nandersetzung zwischen China und den Vereinigten Staaten voraus. Betrachtet man 

jedoch die Militärausgaben beider Staaten, ist zwar offensichtlich, dass Peking in den 

letzten Jahren seine Streitkräfte modernisiert und aufgerüstet hat. Lässt sich daraus 

jedoch schon eine Bedrohungssituation konstruieren? Würden sich die Vereinigten 

Staaten auch durch ein aufgerüstetes Indien oder Brasilien in ihrer Machtposition 

bedroht fühlen? Die Fixierung auf materielle Faktoren als Determinante für interna-

tionale Politik lässt die Grenzen der Erklärungskraft des Neorealismus erkennen. Na-

türlich spielen materielle Einflüsse auf das Verhalten von Staaten im internationalen 

System eine große Rolle, diesem Ansatz widerspricht der Konstruktivismus auch 

nicht. Vielfach ist jedoch ein ideeller Einfluss auf die Außenpolitik vieler Staaten fest-

zustellen, der über bloße materielle Machtausübung hinausgeht. Besonders die histo-

rischen, kulturellen, soziologischen und ideologischen Grundlagen vieler Länder be-

stimmen die internationale Politik mit. Zudem gelingt es dem Konstruktivismus im 

Vergleich zum Neorealismus besser, Kontinuität und Wandel in der internationalen 

Politik zu erklären. Aus diesen Gründen wurde der Neorealismus auch um alternative 

Machtkonzepte, wie das der Soft-Power, also um sozio-kulturelle Einflüsse, erweitert. 

Dessen ungeachtet liegen auch in diesem erweiterten Machtkonzept Ursprung und 

Herkunft normativer Einflüsse auf die Außenpolitik weitestgehend im Dunkeln. Dies 

ist sicherlich auch so gewollt, da aus neorealistischer Perspektive Staaten als die re-

levanten Akteure im internationalen System gelten und diese im Sinne einer black box 

ein geschlossenes System und Innenleben darstellen. Mit einer Ergänzung des Neo-

realismus durch konstruktivistische Ansätze gelingt es dagegen in vielen Fällen, 
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staatliches Verhalten mittels materieller und immaterieller Faktoren zu beschreiben, 

für deren Herkunft und Entstehung der Konstruktivismus eine schlüssige Erklärung 

liefert. 

Für sich alleine betrachtet ist sowohl die neorealistische als auch die konstruktivisti-

sche Perspektive auf das Verhalten der USA in den internationalen Institutionen ins-

gesamt zu unvollständig. Beide Paradigmen betrachten internationale Politik entwe-

der vorwiegend unter materiellen oder ideellen Vorzeichen. So ist es etwa aus kon-

struktivistischer Sicht nicht vollkommen ableitbar, wieso die Vereinigten Staaten 

eine Reform des UN-Sicherheitsrats und eine Kandidatur Indiens tendenziell weiter 

verzögern, obwohl eine ständige Mitgliedschaft Neu-Delhis aufgrund der ideellen Ge-

meinsamkeiten beider Staaten auch gewichtige Vorteile für Washington mit sich 

bringen würde. Für den Neorealismus ist die mutmaßliche „Verschleppungstaktik“ 

der USA ein Indiz dafür, dass die Vereinigten Staaten weiter die Machtverteilung in-

nerhalb dieses internationalen Gremiums gestalten. Indien pflegt neben den Bezie-

hungen zu den USA auch weiterhin ein enges Verhältnis zu Russland. Ein Bündnis 

zwischen diesen beiden Staaten im UN-Sicherheitsrat wäre für die USA unter macht-

politischen Aspekten fatal. Für ein ganzheitliches Verständnis der außenpolitischen 

Beziehungen zwischen Vereinigten Staaten, Brasilien, Indien und China ist es hilf-

reich, die Schlussfolgerungen beider Theorien zu kombinieren. Die Verbindung zwi-

schen materieller Machtpolitik auf der einen und ideeller Identitätsprägung auf der 

anderen Seite liefert ein besseres Verständnis für das Verhalten dieser Staaten. Es 

empfiehlt sich also, Licht in die black box der Staaten zu bringen um mithilfe einer 

innenpolitischen und systemischen Analyse ein exakteres Abbild der Realität zu er-

halten. 

 

In der vorliegenden Thesis wurde dargestellt, dass die Vereinigten Staaten innerhalb 

der internationalen Institutionen uneinheitlich auf die Herausforderung durch die 

Rising Powers reagiert haben. Eine über einige spezielle Themenbereiche hinausge-

hende Integration der Volksrepublik China in den internationalen Institutionen wird 

von den USA abgelehnt, gegenüber Indien ist Washington hingegen zu großen Zuge-

ständnissen bereit. Die angeführten Theorien des strukturellen Realismus und des 

Konstruktivismus erklären dieses Verhalten aus zwei differenten Blickwinkeln. Aus 
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der Sicht des strukturellen Realismus sind materielle und geopolitische Faktoren aus-

schlaggebend für das Soft-Balancing gegenüber China. Durch eine enge Kooperation 

mit Indien versuchen die USA zudem, ihre Vormachtstellung auch im pazifischen 

Raum zu behaupten. Laut dem Konstruktivismus richtet sich das Verhalten der Ver-

einigten Staaten nach den Identitäten und Rollenbildern der Rising Powers. Zu den 

Staaten, deren Identitäten mit jener der USA am meisten übereinstimmen, pflegt die 

Supermacht ein eher freundschaftliches Verhältnis. Besonders China jedoch, dessen 

Identität durch ein vollkommen divergentes Wertesystem geprägt ist, wird von den 

Vereinigten Staaten offenbar als potenzieller Rivale um die regionale und globale 

Vormachtstellung betrachtet und in den Bereichen, in denen es möglich ist, ausge-

bremst. Aus diesen Überlegungen lässt sich das entsprechende Verhalten der Verei-

nigten Staaten in den internationalen Institutionen ableiten. 

Die wirtschaftlichen Kennzahlen der letzten Jahre zeigen, dass sich der ökonomische 

Aufschwung einiger Rising Powers auf mittlere Frist abschwächt. Dennoch ist eindeu-

tig, dass in Zukunft speziell die Staaten Brasilien, Indien und China international eine 

gewichtigere Rolle spielen werden. Grundlegend für die Beziehungen der Rising Powers 

zu den Vereinigten Staaten wird sein, inwieweit es ihnen gelingt, bestehende Institu-

tionen wie das BRICS- oder das IBSA-Forum, welche bisher primär symbolische Be-

deutung hatten, zukünftig verstärkt als Instrument zur Gestaltung internationaler 

Politik zu nutzen. Das Vorhaben, einen Entwicklungsfond als Alternative zur Welt-

bank zu gründen, ist beim letzten BRICS-Gipfel im Jahr 2013 zumindest vorerst ge-

scheitert. Interessant wird auch sein, wie die ASEAN-Staaten um Indonesien, Malay-

sia, Vietnam und die Philippinen auf die Machtverschiebungen reagieren. Einige von 

ihnen pflegen enge Beziehungen zu Peking, wohingegen das Großmachtstreben der 

Volksrepublik insbesondere von Vietnam und den Philippinen möglicherweise als Be-

drohung wahrgenommen wird. Darüber hinaus ist weder eine kurzfristige Lösung in 

der Auseinandersetzung Chinas mit der Insel Taiwan noch eine Beilegung der Grenz-

streitigkeiten in Bezug auf die Inselgruppen im Chinesischen Meer zu erwarten.  

Die machtpolitische Rivalität zwischen Peking und Washington erfährt durch das 

strategische „Einkreisen“ der Volksrepublik durch US-Stützpunkte in Japan, Guam 

und Südkorea sowie durch militärische Nutzungsrechte auf den Philippinen, in Indo-

nesien, Singapur und Thailand weitere Brisanz. Da die Strategie der Vereinigten 
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Staaten einen weiteren Ausbau ihrer Machtposition im Pazifikraum vorsieht, wird in 

der Folge ein noch stärkerer Fokus der Weltpolitik auf diese Region gelegt werden, die 

außer China mit Japan und Indien noch zwei weitere Großmächte beheimatet. Daher 

ist für die Zukunft eine weitere Intensivierung der amerikanisch-indischen Koopera-

tion in vielen Bereichen zu erwarten, um Indien in die strategische Allianz einzubin-

den. Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung ist es fraglich, wie sich die Beziehung 

zwischen Washington und Peking entwickeln wird. Peking hat sich in der Vergangen-

heit von den gemeinsamen Flottenmanövern der Staaten USA, Südkorea und Japan 

durchaus provoziert gefühlt. Steuern die Vereinigten Staaten und China also unaus-

weichlich auf einen Konflikt zu? Aus Sicht beider Theorien ist sowohl eine militäri-

sche Konfrontation als auch eine friedliche Koexistenz beider Staaten denkbar. Wich-

tig für die weitere Entwicklung in der Region wird es deshalb sein, inwieweit es den 

Vereinigten Staaten gelingt, die Volksrepublik China nach ihren Maßstäben und Vor-

stellungen in das bestehende Institutionengefüge zu integrieren. 

Die Ergebnisse der Empirie konnten zeigen, dass die internationale Staatenwelt von 

dem Ideal Immanuel Kants noch weit entfernt ist. In der heutigen, durch die Globali-

sierung zunehmend interdependenten Staatengemeinschaft existieren kaum noch 

isolierte, lokal begrenzte Konflikte. Vielmehr werden inzwischen auch regionale Prob-

leme, begünstigt durch eine fortschrittliche Zivil- und Kommunikationsgesellschaft 

sowie sozialen Medien wie Twitter und Facebook, vor der gesamten Weltöffentlichkeit 

ausgetragen. Regionale Konfliktherde rufen vermehrt auch die Großmächte auf den 

Plan, wenn deren Interessen ebenfalls tangiert werden. Das hat zur Folge, dass bei 

einer radikalen Durchsetzung von Machtpolitik in einem größeren Maß auf die Be-

findlichkeiten der öffentlichen Meinung Rücksicht genommen werden muss. Vor die-

sem Hintergrund nimmt die Bedeutung internationaler Institutionen zu, da es immer 

wichtiger wird, die Situationen bereits im Vorfeld zu entschärfen, ehe es zu einer mi-

litärischen Auseinandersetzung kommt. Von einem globalen Abkommen zur Frie-

denssicherung im Geiste Immanuel Kants wäre man dabei zwar immer noch sehr weit 

entfernt. Dennoch werden auch in Zukunft die Instrumente der Global Governance ih-

ren Beitrag zur Lösung komplexer Probleme leisten und dementsprechend weiterhin 

in der internationalen Politik eine signifikante Rolle spielen. 
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